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Aufgaben der Wohnungsfürsorgegesellschasten
im Rahmen des Regierungsprogramms

Das VreußischeStaatsministerium hat mich zum geschäftsführenden Vorstand des Reichs-
verbandes der Wohnungsfürsorgegesellschaftenbestellt, nachdem bereits durch Erlaß des Vreußischen
Ministers für Wirtschaft und Arbeit vom 28.4.1933 die Neubildung der Aufsichtsräte der

preußischen provinziellen Heimstätten angeordnet war.

Es ist vielfach angenommen und verbreitet worden, die Regierung der nationalen Erhebung
wolle die Wohnungsfürsorgegesellschaften als Ueberreste der marxistischen Staatsführung und

Wirtschaft beseitigen. Die Annahme ist unrichtig, im Ausgangspunkt und im Ziel.
Die preußischenHeimstätten verdanken ihre Entstehung dem vorrevolutionären preußischen

Wohnungsgesetz, das den Willen der damaligen Regierung zur Schaffung gesunder, billiger und

reinlicher Klein-—-und Mittelwohnungen Ausdruck gibt. Schon damals ging das Streben der

staatlichen Siedlungspolitik nach der Auslockerung der Großstädte durch geeignete Flächen-
aufteilungss und Baupläne, schon damals wollte man vom Hochbau zum Flachbau übergehen,
von der Mietkaserne zum Eigenheim. Wenn die Wohnungsfürsorgegesellschasten dieser staat-
lichen Siedlungspolitik nicht immer und überall Eingang verschaffen konnten, so ist das zum Teil
darauf zurückzuführen,daß diese Gesellschaften als gemischtwirtschaftliche Unternehmungen nicht
den entscheidenden Einfluß auf die Leitung der öffentlichenMittel für den Wohnungsbau hatten
und als Organe der staatlichen Wohnungspolitik in dem Rebeneinander und Durcheinander der

Reichs- und Staatsverwaltung von ihrem eigentlichen Ziel abgelenkt wurden.

Die Gleichschaltung der Verwaltung in Reich, Ländern und Gemeinden wird in Zusammen-
hangmit der Gleichschaltung bei den Wohnungsfürsorgegesellschafteneine ausreichende Gewähr
für eine einheitliche bau- und siedlungspolitische Vlanung und die Durchsetzung des staatlichen
Willens in der Wohnungspolitik bieten. Die provinziellen Heimstätten werden dann die

geeigneten Instrumente der nationalen und sozialen Regierung zur Durchführung des
von ihr als richtig anerkannten Siedlungsprogramms sein. Die Gesellschaften sollen
also nicht ausgeschaltet, sondern eingeschaltet werden in das große Programm des wirt-

schaftlichen Aufbaues des Reichskanzlers Adolf Hitler.

Die Regierung wird in allernächster Zeit die Richtlinien erlassen, die die Aufgaben der

Heimstättenim Rahmen des großen Siedlungsprogramms bestimmen und gegenüber der öffent-
lichen Verwaltung und anderen gemeinnützigen Organisationen abgrenzen.

Der Beauftragte des Preußischen Staatsministeriums
W. G u tz m e r.
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Siedlung!—VoIksbegehI-en; Siedlung, —- Volksvertrauen !
Ein Querfkhnitt durch die öffentliche Meinung
Von Dr. Ferdinand Aeumann, Berlin-Wannsee.

Seit Jahren suchen Tausende von Büchern,
Broschüren und Denkschriften die wirtschaftliche
und nationalpolitische Notwendigkeit einer plan-
mäßigen Siedlung zu beweisen. Wir haben diese
Bemühungen beachtet und nach Kräften unter-

stützt, und das Erkannte nach bestem Wissen und

Gewissen der Praxis vermittelt.

Selten war ein Gedanke Wissen-«-
schaft, Volk und Führern so sehr ge-

mein, und also im wahrsten Sinne

national, wie der Gedanke der Sied-
lu n g.

Da kann nur die Größe des Gedankens die

Hemmungen und Verzögerungen erklären, die
eine erlösende Tat bisher verhinderten.
Daß aber gerechte Bedachtsamkeit die Achtsam-

keit nicht mindere, sei hier durch eine Kennzeich-
nung der öffentlichen Meinung die Einheit dieses
Volksbegehrens nachgewiesen.

Indes wollen wir nicht nur einen Appell an

die neuen Sachwalter des Volkes richten, sondern
wir wollen zugleich und stärker noch als bisher
unseren Glauben an ihren Willen zur Siedlungs-
tat bekräftigen; einen Glauben, der der Gewiß-
heit verwandt und darum wohl geeignet ist, etwa

noch zage und skeptische Gemüter unter unseren
Lesern zu überzeugen und zu führen.

Den gewaltigen Chor der öffentlichen Meinung
können wir hier natürlich nur anklingen lassen,
er wird an Deutlichkeit dadurch nicht gemindert.

Von den Organen der öffentlichen Meinung
haben sich Nundfunk und Film der Sache der

Siedlung bisher nur wenig gewidmet. Wohl
aber die populäreBuchliteratur undvor
allem die Tagespresse. Mit sicherem Sinn

für die wichtigen Fragen des Tages, wenn auch
nicht immer mit gleichemsGeschich hat die Tages-
presse die Siedlungsbewegung wiedergespiegelt
und vertreten. Sie berichtete durchweg gewissen-
haft über die amtlichen Verfügungen und öffent-
lichen Veranstaltungen. Für eine leichte, feuille-
tonistische Behandlung waren die Dinge gewiß zu
ernst und problematisch; aber an ehrlich gesunder
Neportage hat sie viel Dankbares geleistet. So

sind etwa die Berichte Heinrich Hausers über

die ostpreußische Siedlung ein wohltuender Be-

weis, daß wir der nationalen Sache durch diese
Form der Tagesliteratur nicht länger schaden zu
lassen brauchen (wie es etwa Egon Erwin Kisch
und Knickerbocker tun), sondern die Schädlinge
mit gleicher Waffe wirksam bekämpfen können.

Solche Art unbescholtener Neportage von Sied-

lungsverhältnissen und aus Siedlerkreisen hat der

Bewegung nicht nur propagandistisch genützt, son-

162

dern sie hat auch der Wissenschaft reiches Material

heimgeholt, das vielfach die Aufbewahrung in

Buchform lohnte.
Doch das Fachliche sei nur nebenher beachtet,

in der Hauptsache interessiert uns, was die Tages-
presse und die populäre Tagesliteratur als Regu-
lator und Kondensator der öffentlichen Meinung
an Volksstimmung in sich begreift.

Da spiegelt sich allein in der Spanne des ver-

gangenen Jahres eine Massenseelenbewegung, die

in ihrem blind-sicheren Zug zu den Quellkräften
der Erde alle Temperaturen durchläuft, wenn ihr
in einer Krise äußere Hemmungen entgegen
stehen: Von der Sehnsucht quellend, zu

Hoffnung sich verstärkend; von Zweifeln
gehemmt, in gründliche E n t t ä u s ch u n g ge-

stürzt; bald mutlos nach letzter verzweifelter
A n st r e n g u n g ; — dann mit ruhiger Kraft
sich wieder sammelnd zu neuem Glaub en und
V e r t r a u e n, dem nur noch Erfüllung oder —-

nach gescheitertem Ausstand wilder Selbsthilfe —

endgültige N e s i g n a t i o n folgen kann.

pl-

Jn seinem Buche »Acker und Arbeit«««""«)hatte
Schlange-Schöningen, der Siedlungs-
fachmann des Kabinetts Brüning, die Situation

wissenschaftlich überlegt und praktisch klar erkannt:

Siedlung ist innere Gesundung und Rettung des

deutschen Volkes aus der wirtschaftlichen Starre.

Sie ist eine »Angelegenheit des ganzen
V olke s und darum eine der vordringlichsten
staatspolitischen Aufgaben — die im Laufe der

nächsten Jahre einer Lösung entgegengeführt wer-

den muß —, mit der schleunigst ein weithin sicht-
barer Anfang zu machen ist«. — Ein im wahrsten
Sinne nationales Werk, das »jetzt nicht mehr
scheitern darf« (S. 72).

Die Krise war aufs äußerste dringlich und vor-

dringlich die Volksstimmung geworden. Also be-

schloßdas Kabinett Brüning im März 1932 nach
10 Jahren Siedlungspraxis endlich einen Gene-

ralplan der Siedlung zu beraten. 2 Millionen

Morgen Land sollten bekanntlich durch Notver-

ordnung Siedlungszwecken zugesprochen werden,
Mitwirkung des Arbeitsdienstes, sparsame Bau-

formen sollten die Durchführung dieser lang-
ersehnten Versprechung sicherstellen. Man wartete

weiter auf die ersehnte Erfüllung. Die Zeitungen
veröffentlichten eine entsprechende Ankündigung,
aber zumeist kommentarlos: es scheint, im Zweifel
ob der Durchführung und Ausführbarkeit so groß-

E) Verlag Stalling, Oldenburg.
Nation« 9.

»Schriften der
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zügiger Pläne. Der kritisch wachsame »Iung-
deutsche«merkt gar bald die Schwierigkeiten und

mahnt verdrossen (2(). 5. 32): »Der Sommer zieht
ins Land, aber die Siedlungsfrage in Deutschland
kommt und kommt nicht weiter.« Aufmunternd
fordert er »rasches Zufassen, Siedlung in eine

Hand«.

Am 25. Mai erläßt der Neichsarbeitsminister
eine beruhigende Anerkennung der Notwendig-
keit beschleunigter Förderung der Siedlung durch
den Arbeitsdienst. Die NSDAP. stellt sich durch
Vermittlung des »Angriff« willig zur Verfügung,
aber zur Verfügung steht weder Geld noch Land.

Vielmehr folgt statt der Notverordnung, die

beides bereitstellen soll, der Rücktritt des Kabi-

netts. Il. a. war es an dem großzügigen Sied-

lungswillen gescheitert.
Die Siedlung schien tot, doch durfte das der

Volksstimmung gegenüber nicht wahr werden,
deshalb erklärte das neue Kabinett sogleich nach
Antritt, daß sie lebe.

Aber der verkappte Siedlungswiderwille hinter
dieser bereitwillig betonten Siedlungsfreundlich-
keit blieb der Oeffentlichkeit nicht verborgen. Die

Vossische Zeitung vom 7. 7. 32 vermißt in der

neuen Negierungserklärung jeden Hinweis auf
Erfüllung einer Hoffnung, die für Millionen

deutscher Arbeitsloser die letzte ist. Die »Ger-
mania« (1(). 6. 32) erwartet nichts von dem

Nachfolger Brünings. Selbst der Lokal-Anzeiger
(19. 6. 32) ist enttäuscht, daß »nichts geschieht«.
Die VossischeZeitung tritt an zum Protest gegen
die »sorgfältig getarnten großbesitzendenGegner
der Siedlung« (5. 7. 32). Ihr fachmännischer
Siedlungsberater Sven von Müller weiß Be-

scheid um den Notzwang der Stunde. Der Kampf
um die Siedlung muß gewonnen werden, weil

sonstdie Entscheidung auf revolutio-
ncirem Wege fallen wird. — Niemals ist der

»Drang der Massenzurück aufs Land,
zum Sattwerden aus eigener Arbeit auf der

Scholle, so elementar gewesen, wie in diesen Mo-
naten.« »Haßerfiillte Enttäuschung«
liegt auf den Gesichtern abgewiesener Siedlungs-
williger. »Auf dem flachen Land lassen sich wilde

»Siedler in Erdlöchern und Bretterbuden nieder,
die sich ein Stück Land nehmen und dann unrecht-
mäßigen Besitz mit kommunistisch geschulter Dia-
lektik gegen Eigentümer und Landjäger zu ver-

teidigen wissen.« —- Das ist angeschauter, unver-

holen kundgegebener Ausdruck der öffentlichen
Meinung. Ebenso sicher erkennt der »Jung-
deutsche«(7. 7.) die »verhängnisvolle Siedlungs-
sperre« und mahnt dringlichst die Regierung, den

immer lauter werdenden »Notruf nach Land«

nicht zu überhören. Die »Montagspos«, die

»Morgenpost«, rügen enttäuscht das Ausbleiben

der angekündigten Erfüllung. Mitleidig fängt
»Der Deutsche« (17. 7.) in dieser Welle der Ent-
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täuschungen die rührende Freude auf, auch über

geringste Erfüllung: begeistert und »mit Tränen

in den Augen« nehmen die ersten Stadtrandsied-
ler von ihren Heimen Besitz. Pressefahrten über
Land berichten über die Not der Siedlung in-

folge planlosen Verfahrens (»Der Jungdeutsche«
1. 7., »Hamburger Fremdenblatt« 26. 8., »Der
Tag« 14. 8.).

So kommt es, daß in der Enttäuschung selbst
der bescheidensten Erwartungen im Protest »die
Siedlungsfront wächst« (»Der Jung-
deutsche« 23. 8.): »über alle Parteien und Par-
teigliederungen hinweg finden sich die besten
Kräfte des Volkes in einer gemeinsamen Kampf-
front, die heute im besten Sinne von den

breitesten Schichten des Volkes ge-

tragen wird.« Siedlung bleibt die Ta-

gesfrage, (»Der Iungdeutsche 4. und 29. 9.)
überreif, und im Erhaltungs- und Wiedergeburts-
trieb der Heimkehr zur Scholle unaufhaltsam
zur Tat drängend.

Nicht mehr als einen Zwischenruf in Verwah-

rung gegen die gefährlichen Folgen der Selbs-
hilfe bedeuten die Nundfunkstimmen der Minister
zwischendurch. Am 23. Juli bekräftigt Frh. von

Braun auch amtlich die Ueberzeugung von der

»nationalpolitischen Mission« der Siedlung, der

gegenüber sich die Neichsregierung zur Förderung
»mit allem Nachdruck« verpflichtet halten müsse.
Nichts mehr als Hoffnungsmanöver angesichts
drohender Volksstimmung bedeutet die Rede des

Neichskommissars Gereke vom 23. Dezember 323

über »Arbeitsbeschaffung durch Siedlung«, Ver-

sprechungen in nebenberuflicher Landsiedlung:
ein hilfloser Nachhall der Forderung des Volkes.

Aber dieser Schein der Bereitwilligkeit kann

die Oeffentlichkeit nicht länger trügen: »die
S i edlung st ockt« kommentiert sie, resignie-
rend. (s. u. a. Bayerischer Kurier, Dtsch. Allgem.
Zeitung, Kreuzzeitung, Der Deutsche, Der Jung-
deutsche): »Aus der praktischen Siedlung in

Deutschland ist im Verlaufe der letzten Monate

allmählich eine freundlich dahin plätscherndetheo-
retische Unterhaltung geworden« (Tägliche Rund-

schau). Diese Erkenntnis ist angesichts des »
k a t a-

strophalen Siedlungsergebnisses
d e s J a h r e s 1932« nicht mehr aufzuhalten.

In solcher Natlosigkeit und Verlassenheit setzt
erneut starke Selbsthilfe ein mit all ihren posi-
tiven und negativen Folgen.

Die Zeitungen und Verleger schickenihre Kund-

schafter über Land und sie kehren heim mit reicher
Beute froher und trüber Feststellungen-

Heinrich H auser beobachtet an Ort und

Stelle, daß die Osthilfe sich absurd als eine »am-

gekehrte Lawine« auswirke, daß »Wetter im

Osten« (Eugen Diederichs, Jena 1932) dräuen,
die zum Guten gewendet werden müssen, noch
ehe sie schlagen. Mit den Siedlern erleben Bruno



und Lisa Nelissen-Haken1), Günther
Krolzig mit Studenten der Politik2), die

Hilflosigkeit der geistig und materiell mangelhaft
betreuten Siedler, die sich in ihrem gesunden
Willen gehemmt sehen· Mit bitterer Ironie be-

richten die Zeitungen Von der wilden Selbsthilfe,
die fliegenden Sand festhalten will, einen Ver-

gessenen Fleck zwischen Schienensträngen erobert,
auf Abfall- und auf Schuttgelände siedelt, und

selbst daran amtlich gehindert wird.

Doch auch von frohem Mut und gutem Erfolg
weiß man zu sagen: Peter Martin LampelsJ
findet auf Fahrten in Arbeitslagern die Arbeits-
kameraden zur Mithilfe an der Siedlung bereit
und imstande4), eine Bereitwilligkeit aus eige-
nem Siedlungsverlangen, für dessen Erfüllung
der Verfasser neuerdings (»Siedlung? Mensch —-

wie sieht das aus?« Rüdiger-Verlag, Berlin) auf
Fahrten in Siedlungen und Siedlerschulen die

Vorbedingungen erkundet.

Die größte Initiative aber bringt zu Ende
des Jahres der Iungdeutsche Orden auf mit
der Veröffentlichung eines großzügigen Sied-

lungsplanes, dessen Notwendigkeit er aus seinem
völkischen Charakter zu begründen sucht5) als

eine nationalpolitische Aufgabe, für deren Mit-

hilfe er sich im Arbeitsdienst begeistert zur Ver-

fügung stellt. Aufforderung und Ausgang ist nach
Wilhelm Heinz die unleugbare Feststellung, daß
»das deutsche Volk einen ungeheuren Wil-
len und eine außerordentliche Sehn-
sucht habe, zum Lande und zum eigenen
Wohnen zurückzukehren. — Entscheidend allein

ist, daß eine wirklich großzügige Kampfsiedlung
und Kolonifation nur von einem Staate durch-
geführt werden kann, der über die bisherigen
Besitzverhältnisse ebenso rücksichtloshinwegzugehen
entschlossen ist, wie er den Gedanken eines plan-
vollen Einsatzes aller wirtschaftlichen und poli-
tischen Kräfte für das Reich bejaht« (s. Heinz,
ebenda). Das Programm des Iungdeutschen
Ordens war zwar nur Propaganda. Aber die
Gedanken sind wertvoll·

Im Bewußtsein schon wirkender Kräfte war all-

mählich in allen Gutwilligen R e s i g n a t i o n

gewichen und B e s i n n u n g wach geworden.
Besinnung vor allem über die Ursachen der

großen Enttäuschung des Iahres 1932 und frühe-
rer Jahre, neuer Mut in neuem Hoffen.

1) »Siedler im Dorf«, Eckart-Verlag, Berlin.

2) »Die Siedlung spricht«,Hans Bott-Verlag, Bln.-
Tempelhof.

3) »Packt an!
Berlin.

4) Vgl. auch Eugen Rosenstock und Diettrich von

Trotha »Das Arbeitslager«, Eugen Diederichs, Jena.

Z) Vgl. Friedrich Wilhelm H e i n
, »Kameraden der

Arbeit«, mit einem Vorwort von eichsarbeitsmini-
ster S eld t e, Frundsberg-Verlag, Berlin S 121 ff.

Kameraden!«, Rowohlt-Verlag,
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Heinrich Hauser (s. o.) bekundet diese Er-
kenntnis mit den Worten des Balten Bröderich,
»eines Mannes mit grimmem Nußknackergesicht
und Hakengekreuz«: »Schuld ist das System!«
»Solche Männer, fährt er fort, wußten die Gründe

nicht präziser darzulegen, aber es spricht da der

gesunde Instinkt des Volkes, das einem harten
Klima, einem kargen Boden und einem strengen
Regiment verwurzelt ist. Dieser Instinkt wehrt
sich gegen die ganze Art, wie seit der Revolution

regiert, verwaltet und gesiedelt worden ist; denn
eine üppige, unaufrichtige widerspruchsvolle Art

ist das gewesen, bei der der Listige sich mästen
konnte und der Ehrliche der Dumme war.« Diesen
»falschen Weg« will Hauser in der ganzen ost-
preußischenSiedlung fehen6), aber er schließtdar-
an die Hoffnung einer gefunden Siedlung, der

»Primitiv- und Aufstiegsiedlung, der die Zukunft
gehört«.

Ein so sicheres Vertrauen entspricht dem Wissen
um die nahe Wende. Alle spürten sie, und hie und
da kündeten Eingeweihte schon ihren Segen. So

Dr. Hunke vor den Amtswaltern der NSDAP
(Der »Angriff« v. 28. 11. 32 wiederholte es): »In
dem Augenblick, in dem die Bewegung die Macht
übernimmt, werden wir zeigen, daß wir in all
den Iahren nicht geschlafen haben: unsere 100«"-»ig
durchdachten Pläne sehen für die Reichshaupt-
stadt 200 000 Siedlerstellen in 5 Iahren vor. —

Millionen müssen aufs Land zurückgesiedeltwer-

den. Wir müssen aber betonen, daß wir die

geistigen Urheber dieser Pläne sind.«
Die Macht ist übernommen.

Vl- Dis
Iß

Eine Macht, ein Wille, eine Kraft
von Dauer: die vermag, ein Planen
auch zu vollbringen, die handeln
will und handeln kann und also
nicht Not hat, sich selbst mit eiligen
Versprechungen propagandistisch zu
s i ch e r n.

Diese Sicherheit schuf vorweg Vertrauen: So
konnte auch im großen politischen revolutionären
Wirken fachlich weiter gearbeitet werden. Der

Reichsverband der Wohnungsfürsorgegesellschaften
überreichte als Frucht einer gemeinsamen Arbeit,
an der maßgebende Fachleute aus allen beteilig-
ten Wirtschaftskreisen mitgearbeitet haben, der
neuen Regierung und der Oeffentlichkeit im März
eine Denkschrift über »Arbeitsbeschaffung durch
nebenberufliche Landsiedlung«: im Zeichen des
Vertrauens! Regierung und Oeffentlichkeit be-

gegneten mit reger Beachtung.
Ietzt wird gearbeitet. Selbst der Ber-

liner Lokal-Anzeiger (15. 4. 33) kündet unter der

Ueberschrift »Hugenberg bringt die Siedlung in

Gang« einschneidende Maßnahmen auf dem Ge-

6) Ueber das sachlich Jrrtümliche soll hier ni t ge-
rechtet werden, vgl. jedoch die Besprechung S. 126



biete der landwirtschaftlichen Siedlung an. Sie

sind vor allem organisatorischer Art: »Gegenein-
anderarbeit hört auf«. Aber auch materieller

Art: »Siedlungsland für zwei Jahrzehnte« Sied-

lungsarbeit soll beschafft werden. Welche Sied-

lungsarbeit soll aber in jedem Jahre durchgeführt
werden?

Wir hoffen, daß diese Maßnahmen bei ihrer
praktischen Durchführung, die aber getragen sein
wird von dem Willen der NSDAP., die »Erlö-
sung von der Spannung« bringen, die der Ver-

trauensmann des Reichsministers Hugenberg,
Ludwig Bernhard7) nicht lange vorher be-

schworen hatte, daß sie »den Staat nicht zerreiße«·

Weiterhin aber wird nur angekündet, was

zur Tat reif ist. Besondere Beachtung ver-

dienen die Ausführungen von Reichsarbeits-
minister Seldte8):

»Wir haben sieben Millionen Arbeitslose,
und wir dürfen uns nicht der trügerischen Hoff-
nung hingeben, daß wir diese Millionen wieder

reftlos in den Arbeitsprozeß hereinnehmen kön-

-nen. Was not tut, ist eine große Planung,

7) Lokal-Anzeiger 24. 2. 32.

8) Rürnberger Achtuhrblatt vom 16. 4.

die sich über das ganze Reich erstreckt. So haben
wir z. B. Tausende von Arbeitern, die neben still-
gelegten Zechen wohnen, welche nie mehr in Be-
trieb gesetzt werden. Die Menschen müssen weg
von dem unfruchtbaren Jndustrieland. Sie mus-
sen wieder an die Schollekommen,s1e-
deln. Mein Ziel ist in dieser Hinsicht, die Groß-
und Mittelstände dadurch aufzulockern, d aß
jeder Arbeiter draußen an Stadt-
rand sein Häuschen mit genügend
Bodenbesitz erhält.

Es ist möglich, solche Siedlungen für etwas

mehr als 2000 Mark je Besitz herzustellen. D e r

deutsche Arbeiter will keine Wohl-
f a h r t; er will Arbeit und er hat ein Recht
darauf. Ich werde nicht ruhen, bis die

Siedlungsfrage verwirklicht ist, und

jeder deutsche Mensch wieder weiß,
warum und wofür er da ist !«

Das Volk aber vertraut auf die Erfüllung
seines Begehrens. Die öffentliche Mei-

nung verharrt in ergebenem, ab-
wartendem Schweigen,wie das Feld
vor erlösendem Regen. Sie weiß:
Siedlung wird Gewißheit. So gewiß sie
Rotanker des gesunden Bolksgeistes
ist und ein Kind des nationalen Be-

wußtseins: So gewiß wird sie sein
Erbe,wirdTat,wiejenesTatwurde.

Zur Siedlung fehlt Land!
Von Wilhelm Heilig, Berlin.

Ecn Staat ist wohlhabend durch die Wohl-
habenheit seiner Bürger, denn sie sind der Staat.
Leben besitzlose Bürger in einem besitzenden
Staate, dann wird im einzelnen Individuum so-
wohl, wie in Körperschaften und Gemeinden das

Anlehnungsbedürfnis an den Staat umsomehr
groß gezogen, je mehr Reichtümer bei ihm vor-

ausgesetzt werden. Der Staat soll dann für alle
und für alles sorgen. Dieser Zustand tötet jedes
Gefühl für Gemeinschaft. Gefühl für Gemein-

schaft aber, Gemeinsinn, braucht ein Staat
nötigen als alles andere. Wir haben an dem

Fehlausbau unserer Großftädte zur Genüge er-

lebt, was eine Vernachlässigung der Entwicklung
dieses Gemeinsinnes bedeutet; sie endigt in einer

Art von Sozialmagie, die den Staatsbegriff
untergraben muß. —

Heute stehen wir vor Rotmaßnahmen, vor Auf-
gaben, die reichlich verspätet bei uns einsetzen.
Wir haben Versäumtes vieler Jahr--
zehnte auf dem Gebiete des Sied-

lungswesens nachzuholen. Dieser An-

sicht sind wohl all die Menschen, die eine Ge-

währ für das Gedeihen des Baterlandes nun

einmal darin erblicken, verantwortungsbewußte
Staatsbürger im Staate zu haben. Voraus-

setzung zur Förderung jeder Art von Reusiedlung
ist verfügbares Land. Und hieran ist zurzeit
ein recht empfindlicher Mangel. — Eine Unter-

suchung, inwieweit landwirtschaftliche Großbe-
triebe in Privatbesitz für eine Besiedlung in

nächster oder ferner Zukunft in Betracht kommen

können, möge von zuständiger Stelle angestellt
werden. Ich möchte hier in erster Linie mich der

Frage zuwenden, inwieweit staatliches und

kommunales Eigentum einer Besiedlung
überlassen werden können.

Preußen sowohl, wie die beiden Mecklenburg
verfügen heute noch über recht beträchtliche
Flächen von Staatseigentum. Zu Siedlungs-
zwecken wurden bereitgestellt in den Jahren 1919

bis 1928: In Preußen rund 42 660 Hektar =

10 v. H., in Mecklenburg-Schwerin etwa 12 600

Hektar = 8 v. H., in Mecklenburg-Strelitz 3700

Hektar =—- 11 v. H. des gesamten Domänenlandes.««’-')
Nach dem Stande von heute werden in den drei

genannten Ländern wohl immer noch insgesamt
400 000 Hektar verbleiben.

Ich entsinne mich gewisser Entrüftungsschreie,
die vor nicht allzulanger Zeit in der Presse laut

wurden, als Erwägungen über die Frage einer

teilweisen Heranziehung staatlichen Domänen-
landes anscheinend im Gange waren."«’«’-')Ein,
an der uneingeschränkten Erhaltung der Staats-

it) Vgl. »Das ländliche Siedlungswesen nach dem
Kriege«, 1930, S· 74 ff·

M) Vgl. Rostocker Anzeiger Nr. 231 Jahrg. 1932.
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domänen offensichtlich Interessierter schrieb unter

anderem:

»Ein Staat ohne Latifundien ist kein Staat,
denn das Rückgrat des Besitzes fehlt«

Ich verweise auf meine einleitenden Ausführun-
gen. Man kann der Auffassung sein, daß die

Sicherheit der Staatswirtschaft durchaus nicht von

möglichstgroßem Eigenbesitz des Staates abhängt,

sondern von der Existenzfähigkeit der aus eigener
Arbeit sich ernährenden Staatsbürger. Von

solchen Gedankengängen geleitet, hat wohl auch
der Große Kurfürst einst für etwa 375 000 Men-

schen Ansiedlungsmöglichkeiten geschaffen. Fried-
rich Wilhelm J. siedelte eine noch größere Zahl
von Menschen an· Was Friedrich der Große auf
dem Gebiet der Siedlung leistete, scheint leider

etwas in Vergessenheit geraten zu sein. Seine

Volkstümlichkeit verdankt er ja viel mehr seinen
kriegerischen Erfolgen, als den Taten auf dem

Gebiete der inneren Kolonisation, die leider bis

heute noch in keinem Film gezeigt wurden, was

nicht ausschließt, daß dies noch geschehen kann«
Ich empfehle z. B. die Geschichte der Besiedlung
des Warthe- und Netzebruches allen, am länd-

lichen Siedlungsproblem interessierten Kreisen zu

eingehendem Studium.’"«’-') Wenn schon bei der

Absicht, Staatsbesitz zu Siedlungszwecken zu ver-

wenden, sich Schwierigkeiten ergeben, was kann

man dann vom Privatbesitz erwarten? —- — —-

Woher soll das Land genommen werden, das

notwendig ist, um wenigstens einen Bruchteil ent-

wurzelter Deutscher wieder bodenfest zu machen?
Ich gebe mich keiner vagen Hoffnung hin und

weiß genau, daß selbst bei einer Bereitstellung
von Land in denkbar größtmöglichem Ausmaße-
die ländliche Siedlung nur beschränkt zu einer

Lösung der Brennfragen der Gegenwart beitra-

gen kann. Bei etwa 4,6 Millionen Hektar als

heute noch zur Verfügung stehender Gesamtfläche,
in der alle Großgüter über 100 Hektar einbegriffen
sind, würden bei einer Landzuteilung von 10

Hektar je Stelle 450 000 Ackernahrungen sich er-

geben; bei einem Durchschnittsausmaß von 7,5
Hektar wären 575 000 Stellen möglich. Selbst-
verständlich haben solche Errechnungen nur theo-
retischen Wert. Keinem Menschen würde wohl
einfallen, sämtliche Großgüter oder alle Staats-

domänen in Kleinbauernstellen umwandeln zu
wollen.

Daß es zurzeit still geworden ist um die Be-

schaffung neuer Bauernstellen, daß deren Zahl
im Jahre 1932 weit hinter der der vorangegange-
nen Jahre zurückgeblieben ist, ist bekannt. Natür-

lich sind Fehler unterlaufen und mit Recht kön-
nen Gegner der Siedlung die sogenannte »Ren-
tabilität« vieler, bisher geschaffener Arke-mah-

"«"«) Kurze Auszüge hieraus s. Baugilde et 4

Jahrg. 1933.
H f
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rungen anzweifeln. Alle Erfahrungen auf dem

Gebiete des Siedlungswesens stammen aus wirt-

schaftlich sehr viel günstigeren Zeiten. Versuche
der Rachkriegsjahre, überkommene Siedlungs-
methoden, die vorwiegend als bevölkerungspoli-
tische und politische Maßnahmen zu betrachten
sind, unseren Notzeiten aufzupfropfen, führten zu
dem Ergebnis einer Ueberteuerung der einzelnen
Stellen. Daß wir gänzlich umlernen müssen, so-
wohl im Verfahren selbst wie im Charakter der

Gebäude, wie wahrscheinlich auch in der Flächen-
zumessung der einzelnen Ackernahrung, ist eine

Erkenntnis, der sich wohl niemand verschließen
wird. Mehr als je neigen hervorragende, land-

wirtschaftliche Sachverständige zu der Ansicht, daß
die ländliche Aufstiegsiedlung die erstrebenswerte
Form der Bauernstelle ist, zumindest überall da,
wo sie auf Grund klimatischer, agronomischer und

politischer Verhältnisse sich ermöglichen läßt. Sie

beginnt mit der Kleinstfläche und nimmt daher
am ehesten Rücksicht auf unsere Bevölkerungs-
struktur, auf unseren Landmangel und auf künf-
tige EntwicklungsmöglichkeitenH

si- di-
·-k

Reben dem Staatseigentum als Siedlungs-
fläche spielt das stadteigene Land eine immerhin
beachtenswerte Rolle und die Möglichkeiten seiner
teilweisen Heranziehung zu Siedlungszwecken
leiten zu der zweiten Siedlungsart über, bei der

die Scholle als Wirtschaftsfaktor in Frage kommt,
zu der Zusatznahrung oder R e b e n b e r u f s -

siedlung. (Ich vermeide mit Absicht die Be-

zeichnung »Rebenerwerbssiedlung«, die leicht zu
Irrtümern führen kann.)

Wer sich mit Städtebau befaßt, kennt die Aus -

wirkungen der Bodenvorratswirt-

schaft der Gemeinden. Entsprechend dem

Beispiel der Stadt Berlin, der größten Grund-

besitzerin, glaubten viele, selbst kleine und kleinste
Landstädte, an kommende Stadterweiterungen
großen Ausmaßes. Flächenaufteilungspläne, die

bei einem Gemeinwesen von 5000 Einwohnern mit

einem Zuwachs von 25 000, bei einer Stadt von

50 000 mit einem solchen von 200 000 Einwohnern
rechneten, gehören durchaus nicht zu den Selten-

heiten. Träume dieser Art können natürlich nicht
in Erfüllung gehen. Die zur Verfügung stehen-
den Ländereien bedeuten heute vielfach eine Be-

lastung. Sie abzustoßen, ist unter den derzeitigen
Verhältnissen auf dem Grundstücksmarkt so gut
wie ausgeschlossen Hier bietet sich die beste Ge-

legenheit, Teile dieses stadteigenen Areals zu

Siedlungszwecken bereitzustellen, freilich unter

Ae) Ich verweise hier auf meine Ausführungen in
der Baugilde, Heft 10, Jahrgang 1932, und ganz be-

sonders auf die meinen Darlegungen sich anschlie-
ßende Stellungnahme von Prof. Dr. Ries-Bornim zu
dem Problem der lebensfähigen Kleinststelle und zur
Aufstiegsiedlung.



der Einschränkung, daß Nebenberufsiedlungen nur

da angelegt werden sollten, wo die arbeitsmarkt-

politischen Verhältnisse dies zulassen, d. h. wo der

einzelne Siedler tatsächlich Aussicht hat, in Indu-

strie, Handel oder Gewerbe oder, soweit dies an-

gängig, in öffentlichen Betrieben (Eifenbahn,
Post usw.) hauptberuflich, und im Allgemein-
interesse nur in Kurzarbeit tätig sein zu können.

Für den völlig Erwerbslosen kann ja weder die

Nebenberufssiedlung, noch irgendeine Siedlungs-
weise als Ersatz für laufende Unterstützung in

Frage kommen, es sei denn, daß letztere für eine

gewisse Reihe von Jahren neben der Zuteilung
von Siedlungsland usw. weiterläuft. Der Schwer-
punkt sogenannter Erwerbslosensiedlungen wird

heute und auch künftig vorwiegend auf erziehe-
rischem Gebiete liegen. Ich verweise hier erneut

auf meine Vorschläge für Arbeitsteilung und
deren Auswirkungen (Land ohne Not).

Ol-

Die berechtigte Anerkennung des Eigentums
wird die Unantastbarkeit des Privatbesitzes über-

all da gewährleisten, wo dieser sich als gesundes
Glied unseres Volkskörpers zeigt. Staatliches
und kommunales Eigentum, Besitz der Gesamt-
heit, dürfen dagegen billigerweise für einen Reu-

aufbau auf weite Sicht und in weitestem Maße
eingesetzt werden, auch dann, wenn die Rentabili-
tät in rein kapitalistischem Sinne vorübergehend
Einbuße erleiden sollte.

Grundsätzlicheszur Durchführung der Nebenberufsfiedluug
Von Dr. Rudolf Korch, Magdeburg.

Die Notwendigkeit der Rebenerwerbssiedlung,
die von den berufenen Vertretern der Wissenschaft
und der Siedlungspraxis seit Jahren verfochten
worden ist, wird in letzter Zeit fast allgemein an-

erkannt. Daher ist es an der Zeit, mit Beschleuni-
gung alle erforderlichen grundlegenden Vorarbei-
ten zu treffen. Ausgangspunkt für die Förderung
der Rebenerwerbssiedlung ist die Erkenntnis, daß
es nicht gelingen wird, die insbesondere in der

Industrie im Berlaufe der allgemeinen Krise
freigesetzten Arbeitskräfte zukünftig selbst bei gün-
stiger Konjunkturentwicklung wieder sämtlich in
den Produktionsprozeß einzugliedern. Es bedarf
jedoch dringend verschiedener Ermittlungen im

ganzen Reich nach einheitlichen Gesichtspunkten,
um zu klären:

inwieweit sich Kurzarbeit bei der Industrie ver-

wirklichen läßt,
in welchem Ausmaße sie schon eingeführt wurde

und

an welchen Orten, bei welchen Industrien, in

welchem Umfange überhaupt Rebenerwerbssied-
lung zur Entlastung des Arbeitsmarktes möglich
ist.

Ohne Ermittlungen hinsichtlich der Struktur des
Arbeitsmarktes besteht die Gefahr, daß der Ein-

satz von größeren Kapitalien zu Fehlinvestitionen
führt.

Bei den notwendigen Feststellungen ist von der

Berufszählung vom 16. 6. 1925 auszugehen. Es
werden die im Zeitpunkt dieser Erhebung für die

einzelnen Gebietsteile jeweils wichtigen Indu-

strien ermittelt. Hierzu sind die Beschäftigten-
ziffern (nur Arbeiter, jedoch getrennt nach Ge-

samtzahl, männlichen und weiblichen) für die Ge-

werbegruppen I.I,I—Xlx aus der Berufszählung
herauszuziehen Anhand der Erhebungen, die
von den Gewerbeaufsichtsämternund den Berg-
behörden von zwei zu zwei Jahren bezüglich der

gewerblichen Betriebe durchgeführt werden (vgl.
Stat. Jahrh. f. d. Deutsche Reich 51. Jahrg. 1932

S. 92X93), sind sodann die Beschäftigtenziffern
nach gleichen Grundsätzen für das Jahr 1932 zu
ermitteln. Die Aufgliederung nach Gewerbe-

gruppen ist bei den Erhebungen der Gewerbeauf-
sichtsämter die gleiche wie bei der Berufszählung
vom 16. 6. 1925. Bei einzelnen Gruppen bedarf
es sorgfältiger Prüfung, inwieweit sie der Indu-
strie zuzurechnen sind, bzw. wie groß der Anteil
des Handwerkes ist. Zur Erläuterung sei nach-
stehend das Ergebnis der Ermittlungen für die
Stadt Aschersleben wiedergegeben:

Tabelle 1
.

Stadtkreis Aschersleben

1925 1932

Gewerbe-s Vom Gesamt, aber

Ge- weib- männ- Ge- UUx Ensztetitteelxlugruppe
samt lich lich samt Mundmehr

weiblich männlich

Ill 659 9 650 —- — —

lV 53 s 48 28 2 23

V 45 1 44 54 — 50

Vl 314 48 206 214 9 177

Vll 1156 3l 1125 334 1 327

Vlll 72 7 65 15 — 8

IX 93 9 84 03 3 60

X 210 149 61 86 52 33

X l 1394 895 499 1050 637 407

Xll 38 1 37 12 —- s

Xlll 2 1 1 — —- —

XlV 186 s 181 126 4 94

XV 2 — 2 —- — —

XVl 278 18 260 384 21 213
XVll 249 170 79 169 109 6

XlX 118 5 113 78 3 75

4869 1354 3515 2613 841 498

Es zeigt sich, daß im vorliegenden Falle die

Gruppen
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111 Bergbau, Salinen, Torfgräberei,
VI Eisen-, Stahl- und Metallwarenherstellung,

VIl Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau,
X Textilindustrie,

Xl Papierindustrie, Vervielfältigungsgewerbe,
xIV Holz- und Schnitzstoffgewerbe,
XV1 Nahrungs- und Genußmittelgewerbe,

XVU Bekleidungsgewerbe,
Xlx Wasser-, Gas- und Elektrizitätsgewinnung

und -versorgung

zahlenmäßig die wichtigsten sind· Im Vergleich
zu 1925 waren an Arbeitern im Jahre 1932 vor-

handen in

Tabelle 2

Vom Gesamt, aber nur in Betrieben

Gewerbe- sGe't mit 5 Arbeitern und mehr
am

gkUPPe weiblich männlich
oXo oXo CXo

Vl 68 19 661X2
Vll 29 3 29
X 41 35 54
Xi 75 71 811J2
XlV 68 80 sZ

XVl 138 11672 . 82
XVll 68 64 8
Xlx 66 60 66

Die Gruppe 111 ist bei vorstehender Uebersicht
lediglich deshalb ausgelassen, weil bei den bisher
ermittelten Zahlen die Angaben der Bergreviere
noch nicht erfaßt sind, die bei der Betrachtung
gleichfalls berücksichtigtwerden müssen.

Der Gesamtvergleich, der für die einzelnen Ge-

bietsteile auf Grund der Berufszählung von 1925

sowie aus den Materialien der Gewerbeaufsichts-
ämter und der Bergbehörden für 1932 zu ent-

nehmen ist, bietet zunächst ein grundlegendes Bild

der industriellen Struktur sowie eine Uebersicht
über die bisherige Entwicklung. Es bedarf nun-

mehr weiterer Ermittlungen wenigstens für die

in den einzelnen Gebieten wichtigsten Industrien
durch Umfrage bei den Arbeitgeberverbänden so-
wie bei den in Frage kommenden Arbeitnehmer-
organisationen hinsichtlich der Entwicklungsaus-
sichten sowie der Möglichkeit von Einführung der

Kurzarbeit und der Schaffung Von Nebenerwerbs-

siedlungen. Es wird ferner versucht werden müs-
sen, von den einzelnen Industriegruppen jeweils
einige Werke auch unmittelbar zu befragen· Hier-
bei wird es zweckmäßig sein, solche mit einer

größeren Beschäftigungsziffer auszuwählen. Wert-

volle Angaben werden auch von den Gewerbe-

aufsichtsämtern, Bergbehörden, Arbeitsämtern,
mitunter auch von den Industrie- und Handwerks-
kammern zu erhalten sein. Eine Ausdehnung der

Umfrage auf viele einzelne Werke verbietet sich
wegen des Arbeitsumfanges, zumal die Ermitt-

lungen von den Siedlungsunternehmungen oder

von einzelnen Personen vorgenommen werden

müssen.
Der Fragebogen, der bei der Umfrage zu ver-

wenden ist, hat sich auf folgende Punkte zu er-

strecken:
. Beschäftigtenzisfer,
. Produktion und Absatz,
. Nationalisierung,
. Arbeitszeitregelung,
. Nebenerwerbssiedlung.

Bei der Beschäftigtenziffer wird es sich zunächst
wieder darum handeln, festzustellen, wie groß die

Zahl der Beschäftigten zur Zeit des Höchststandes
der Beschäftigung vor Beginn der Krise gewesen
ist. Im allgemeinen wird hierfür die Zeit zwischen
1926 und 1929 in Frage kommen. Sodann wäre

der Beschäftigungsstand von 1925 anzugeben, da-

mit einigermaßen der Anschluß an die Berufs-
zählung vom 16· 6. 1925 erreicht wird, und der

Beschäftigungsstand von Ende 1932. Notwendi-

gerweise ist schließlich noch eine zahlenmäßige
Schätzung erforderlich, inwieweit nach Ansicht der

befragten Stellen bei günstiger Konjunkturent-
wicklung noch mit einem Wiederansteigen der Be-

schäftigtenziffer gerechnet wird. Es liegt freilich
auf der Hand, daß die letztgenannte Angabe ledig-
lich von dem Werturteil der befragten Stellen ab-

hängt.
Bei den genannten Aufgliederungen genügt es

aber nicht, Angaben für die Gesamtbelegschaft zu

machen, sondern es wird erforderlich sein, eine

Aufteilung nach Angestellten und Arbeitern vor-

zunehmen. Bei den Arbeitern ist es ferner wün-

schenswert, eine weitere Unterteilung zu erreichen.
Hierfür wird es genügen, wenn nach Facharbei-
tern, angelernten, ungelernten und weiblichen
Kräften unterschieden wird. Soweit hieran an-

schließend Angaben über die Lohnhöhe (Tarif-
löhne) zu erhalten sind, ist es von Vorteil, sie
gleichfalls zu erfassen.

Die Umfrage muß sich sodann den Produktions-
und Absatzverhältnissen zuwenden. Diese Fest-
stellungen sind wesentlich, weil sie Nückschlüsseauf
die weitere wirtschaftliche Entwicklung ermög-
lichen. Wenn zum Beifpiel in der metallverarbei-

tenden Industrie ein Werk ausschließlich Spezial-
erzeugnisse für den Export herstellt, so wird für
die Zukunft die wirtschaftliche Situation dieses
Betriebes anders zu beurteilen sein, als etwa bei

einer Werkzeugmaschinenfabrik, deren Erzeugnisse
in den verschiedensten Zweigen der Industrie des

Binnenmarktes Verwendung finden. Hinsichtlich
der Verteilung des Absatzes auf das Inland bzw.
auf das Ausland wird sich wenigstens schätzungs-
weise eine quotenmäßige Feststellung treffen las-
sen. Sehr wichtig ist es, festzustellen, ob ein Werk

lediglich für den Bedarf der engeren örtlichen
Umgebung oder für den Fernabsatz arbeitet. Die

Frage, inwieweit die einzelnen Werke durch Kon-

zernierung gebunden sind, sollte nur dann gestellt

SMALL-NR
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werden, wenn der Bearbeiter der Enquåte in

enger Fühlung mit den befragten Stellen steht
und infolgedessen in der Lage ist, etwaiges Miß-
trauen von vornherein auszuräumen. Entspre-
chend der Frage nach der zukünftigen Beschäftig-

tenziffer wäre schließlichauch hinsichtlich der Pro-
duktions- und Absatzverhältnisseeine kurze Aeuße-
rung über die Aussichten anzustreben.

Auch hinsichtlich des Einflusses, den die N a t i o-

nalisierung aus die einzelnen Werke hat,
sind Feststellungen zu treffen. Hierbei wird frei-
lich mit ganz besonderer Zurückhaltung der be-

fragten Kreise zu rechnen sein. Immerhin muß

versucht werden, Angaben zu erhalten über den

Stand der Nationalisierung, die Entwicklung der

Produktionszahlen und der Belegschaft seit der

Durchführung von Nationalisierungsmaßnahmen,
fowie über die Leistungsfähigkeit des Werkes und

deren jetzige Ausnutzung, möglichst auch über die

Entwicklung des Lohnkontos.
Zur Frage der Arbeitszeitregelung und der

Nebenerwerbssiedlung ist zunächst neben der nor-

malen Arbeitszeit anzugeben, in welchem Aus-

maße und in welcher Form etwa schon eine Ar-

beitszeitverkürzung durchgeführt ist. Wesentlich
ist ferner die Feststellung, inwieweit etwa von

altersher die Arbeiter schon ein kleines Haus mit

Garten oder einen kleinen landwirtschaftlichen Be-

trieb besitzen, wie das insbesondere in Württem-

berg, aber auch sonst vielerorts im Neiche der

Fall ist. Des weiteren ist danach zu fragen, bei

welchen Arbeiten Arbeitszeitverkürzung noch für
möglich gehalten wird. Vielfach werden nur ein-

zelne Arbeitsgänge eine Arbeitszeitverkürzunger-

lauben. Bei den Schwierigkeiten, die sich aus

Einführung von Kurzarbeit ergeben, wird es sich
nicht nur um die Fragen der Arbeitsorganisation
felbft handeln, sondern in erheblichem Ausmaße
auch um Fragen des Absatzes, sowie um die Ab-

wälzung der zweifellos mit der Arbeitszeitver-
kürzung verbundenen Mehrkosten in der Verwal-

tung und schließlich auch um die Regelung des

Arbeitsvertrages
Unabhängig von den bisherigen Ermittlungen

sind Feststellungen über die regionale Verteilung
der Arbeitslosen sowie über die Verteilung auf
die einzelnen Berufsgruppen mit Hilfe der Ar-
beitsämter durchzuführen Da die politische Glie-

derung der einzelnen Eebietsteile vielfach nicht
mit den Arbeitsamtsbezirken übereinstimmt, sind
freilich die von den Arbeitsämtern erhältlichen
Zahlen nicht ohne weiteres zu den Ergebnissen
der voraufgegangenen Untersuchungen in Bezie-
hung zu setzen. Die Wochenberichte der Arbeits-
ämter über die Arbeitsmarktlage geben aber, zu-
mal wenn man die Arbeitsamtsbezirke an Hand
der Berichte der einzelnen Nebenstellen aufteilt,
Ein sehr genaues und gerade auch im Hinblick
UUf die Durchführung von Nebenerwerbssiedlun-
gen wichtiges Bild über die regionale Verteilung

der Arbeitsuchenden. Es wird sich empfehlen, die

Materialsammlung zunächst mit den zuständigen
Landesarbeitsämtern zu besprechen, da die Unter-

suchung bedeutend erleichtert wird, wenn die Lan-

desarbeitsämter an die Arbeitsämter sowie an

deren Nebenstellen die Anweisung geben, für
einen bestimmten Stichtag oder besser noch für
einen gewissen Zeitabschnitt einen zusätzlichen
Durchschlag ihrer Berichte zu fertigen, der dem
Bearbeiter zugeleitet wird. Unter den in den

Wochenberichten ausgeführten Berufszweigen sind
wiederum bei der weiteren Bearbeitung nur die-

jenigen zu erfassen, die zur Industrie gehören.
Für den Arbeitsamtsbezirk Aschersleben waren

am 28. Februar 1933 in den der Untersuchung
einbezogenen Jndustriegruppen folgende Arbeit-

suchenden gemeldet:

Ta«
Zahl der Arbeitsfuchenden

am 28. Februar 1933

für den Arbeitsamtsbezirk Aschersleben
(ohne Aebenftellen Vallenstedt und Harzgerode)

Gewerbe«
Gesamt weiblich männlich

gruppe

lll 412 — 412
lV 138 Z 136

Hi s
V«

1179 — 1179

Vlll
lX 7 — 7
X

158 18 sk-149
Xl s 80 s 4 s 76
Xll 63 — 63
Xlll — —-

—

XlV 234 3 231
XV 3 — 3
XVl 117 1 116
XVll 115 20 95
xtx p p ?

Ungelernte
Arbeiter . . 858 54 804

3412 251 3161

Die Zahlen sind mit den in der vorstehenden Er-

örterung wiedergegebenen Ergebnissen der vor-

aufgegangenen Ermittlungen jedoch deshalb noch
nicht ohne weiteres vergleichbar, weil der Arbeits-

amtsbezirk Aschersleben nicht den Stadtkreis

Aschersleben allein umfaßt.
An Hand der dargelegten Untersuchungen würde

sich für jeden Gebietsteil ein überschläglichesBild
der derzeitigen industriellen Struktur geben lassen.
Es ließe sich dann in großen Zügen erkennen, wie

sich die Entwicklung seit Eintritt der Krise bei den
einzelnen, wenigstens bei den wichtigsten Indu-
strien vollzogen hat. Es ergeben sich ferner An-
haltspunkte aus den Umfragen über die zukünfti-
gen Aussichten der Industrien, über den Stand
der Arbeitszeitregelung und aus den Erhebungen
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bei den Arbeitsämtern auch über die berufliche rung der Kleinsiedlung ist in neuerer Zeit schon
und regionale Angliederung der Arbeitslosen. wiederholt gefordert worden, es sei mit allen

Solche Untersuchungen schaffen ferner den not- Mitteln dafür zu sorgen, daß nicht »am Bedarf
wendigen Konnex mit den Organisationen der vorbei« gebaut und gesiedelt werde. Diese Forde-
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie mit den- rung ist erst dann erfüllbar, wenn auf dem dar-

jenigen Behörden, die aus eigener Erfahrung ein gelegten Wege in eingehenden und fleißigen Er-
Urteil über die industrielle Lage eines bestimmten mittlungen die strukturellen Grundlagen fes -

Gebietes haben. Bei den Maßnahmen zur Förde- gestellt werden.

Eine Nebenberufsfiedlung in Saarbräcken
(Rheinifkhe Wohnungsfärforgegefellfchaft im Saarland)

Der Kleinwohnungs- und Kleinsiedlungsbau lung. Die unter dem 20. Februar erlassenen
der letzten drei Jahre ist in Deutschland und neuen Bestimmungen geben gewisse Möglichkeiten
Preußen durch ein Tasten und Suchen nach zur Schaffung von Kurzarbeitersied-
n e u e n F o r m en gezeichnet, die die Fehler, die lu n g e n im Sinne ausgesprochener Neben-
in den vorhergehenden Jahren bei dem mit Haus- berufssiedlungen, wenn die örtlichen Voraus-

zinssteuern finanzierten Kleinwohnungsbau ge- setzungen günstig liegen. Auch die Bestimmungen
macht sind, vermeiden sollten. Die Geschichte der über die Förderung von Gigenheimen mit Reichs-
Erwerbslosensiedlung und der Gigenheimaktion darlehen schließen die Möglichkeit nicht aus, den

spricht in dieser Hinsicht eine deutliche Sprache. Gigenheimen den Charakter von Kleinsiedlungen
Erst in den letzten Monaten beginnt ein ein- zu geben. Besser wäre aber gewesen, anstelle die-

heitliches Ziel in der Wandlung der Be- ser Andeutungen das einheitliche siedlungspoli-
stimmungen für die Stadtrandsiedlung erkennbar tische Ziel klar herauszustellen.

«

zu werden: die nebenberufliche Sied- Gegenüber dieser sehr langsamen Wandlung

ums ist I I YKMM M. k- -""
«7;»«« «

VII-Im-

Aebenberusssiedlung in Saarbrücken — Straßenseite.
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der amtlichen Siedlungssörderung in Deutschland
hat eine Kleinsiedlung in der Stadt

Saarbrücken Interesse. Diese Siedlung ist
bereits im Jahre 1932, also in der Zeit errichtet
worden, innerhalb der sich in Deutschland und

Preußen erst ganz allmählich die eingangs kurz
fkizzierte Entwicklung anbahnte. Die Siedlung,
die sogar zur Hälfte mit Eigenkapital
der Siedler finanziert ist, hat eindeutig
in Typenauswahl wie Anlage und Geländeaus-

wahl und Geländebenennung einen nebenberus-
lichen Charakter erhalten.

Aber erreicht wurde dies Ziel nur durch ganz
unbeirrtes Festhalten der Nheinischen Wohnungs-
fürsorgegefellschaft, die der geistige Träger der

Jdee einer solchen Siedlung in Saarbrücken war,

an dem als richtig erkannten Ziel.
Die Wirtschaftsverhältnisse im Saargebiet sind

stets in starkem Maße von der Entwicklung der

deutschen Wirtschaftsverhältnifse beeinflußt wor-

den. Der Konjunkturabstieg ist nicht ganz so
schroffwie in Deutschland erfolgt. Dafür hat
aber auch die Senkung der Baukosten im Saur-

gebiet nicht ein derartiges Ausmaß erreicht, wie

wir sie in Deutschland feststellen können. Immer-

hin war zu Beginn des Jahres 1932 die Lage

auch im Saargebiet so, daß fiir normale Miet-

wohnungen, wie sie in früheren Jahren innerhalb
der Stadt Saarbrücken in größerem Umfange er-

richtet waren, aber auch für die aufwendigeren
Eigenheime städtischenCharakters, die neben den

Mietwohnungen sowohl in der Stadt Saarbrücken

wie auch im übrigen Saargebiet einen großen
Umfang der Bautätigkeit ausgemacht hatten, keine

besondere Dringlichkeit mehr vorzuliegen schien.
Die Richtung, in der sich die Bautätigkeit zur

Deckung des dennoch vorhandenen Bedarfs be-

wegen mußte, führte zum einfacheren, mehr länd-

lich-primitiven Bauen. Die Bauform mußte, da

auch im Saargebiet die Arbeitslosigkeit stärkere
Ausmaße angenommen hatte und die nebenberuf-
lichen Betätigungsmöglichkeiten wieder in den

Vordergrund geschoben waren, ausschließlich die

des Eigenheims mit größerer Landzulage sein.
Freilich verhielt sich die Oeffentlichkeit zunächst
diesen Plänen gegenüber stark ablehnend, bis nach
Fertigstellung der Anlage die öffentliche Meinung
vollständig umschwenkte. Die Anwärter mit dem

nötigen Eigenkapital drängten sich zum Erwerb

dieser Siedlungen, sodaß heute noch weitere Nach-
frage besteht.

Die Siedlung umfaßt insgesamt 72 Einfami-

Nebenberusssiedlung in Saarbrücken — Gartenseite.
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Haupttypen der Nebenberufssiedlung in Saarbrücken.

lienhäuser. Als Bauherr trat die Saar-
brücker gemeinnützige städtische
Siedlungsgesellschaft auf. Betreuung
und Finanzierung erfolgten durch die N h e i -

nische Wohnungsfürsorge-Gesell-
schaft in Düsseldorf, die seit Jahren in

starkem Maße auch den Wohnungsbau im Saar-

gebiet fördert. Die Bearbeitung der Typen er-

folgte unter Mitwirkung der Nheinischen Woh-
nungsfürsorge-Gesellschaft und Beteiligung von

Professor Schmitthenner, Stuttgart, dessen Fafa-
Bausystem für einen Teil der Häuser Verwen-

dung fand durch die Saarbrücker gemeinnützige
Siedlungsgesellschaft. Als Gelände kam ein

früherer Exerzierplatz, der sich im Eigentum des

Deutschen Reiches und der vorübergehenden Nutz-
nießung der Regierungskommission des Saar-

gebietes befand, in Frage. Das Gelände wurde
der Stadt übertragen, die es im Grbbau den

späteren Ginzeleigentümern der Häuser weiter-

gab. Die Häuser sahen bei 268 Kubikmetern
umbauten Raumes und einem Preis von

17 Reichsmark je Kubikmeter einen Erstel-
lungspreis von rd. 4550 Neichsmark vor, zu
dem noch rd. 450 Reichsmark Nebenkosten für
Wasser, Licht, Einfriedigung, Wegebau, Vermes-
sung usw. kamen, sodaß insgesamt rd. 5000 Reichs-
mark an Baukosten entstanden. Bei der Durch-
führung sind die Kosten eingehalten. Sie
wurden gedeckt durch eine erststellige Hypothek
von je 2500 Neichsmark, die von der Rhei-
nischen Wohnungsfürsorge-Gesellschaft zur Ver-

fügung gestellt wurde, und durch 2500 Reichs-
mark Eigenkapital, die von den einzelnen Be-

werbern aufgebracht wurden.

Die Siedlung wurde zu Seiten eines sanft ge-

schwungenen Straßenzuges auf einem nach Süden
geneigten Gelände errichtet. Es kamen mit Rück-

sicht auf die Geländegestaltung zwei Typen —

der eine mit rückwärtig, der andere mit seitlich an-

geschlossenem Stall (ng. Abb. 3) —

zur Anwen-

dung, die beide fast die gleiche Größe von unge-

fähr 63 Quadratmeter Wohnfläche aufweisen und

auch ungefähr die gleichen Kosten beanspruchten.
Die Geländeauswahl ist gerade unter dem Ge-

sichtspunkt der Gignung für gärtnerische Nutzung
erfolgt. Die Grundstücksfläche beträgt bei klein-

stem Ausmaß etwa 600 Quadratmeter, bei größ-
tem etwa bis 750 Quadratmeter. Pachtland,
das noch weitere Ausdehnung der nebenberuf-
lichen Wirtschaft ermöglicht, steht in unmittel-

barer Nähe genügend zur Verfügung. Mit dem

Bau wurde Frühjahr 1932 begonnen. Der Be-

zug der Siedlung erfolgte im Herbst des Jahres
1932.

Die Belastung der Siedler durch Verzinsung,
Tilgung und sonstige Abgaben beträgt ungerechnet
der Verzinsung des Eigenkapitals etwa 20 Reichs-
mark im Monat. Die Siedler setzen sich aus den

verschiedensten Volkskreisen zusammen. ,
Sie sind

fast ausschließlich Handwerker. Da auch die ört-

lichen Voraussetzungen des Geländes für eine

planvolle gartenmäßige Bewirtschaftung auf
Grundstücken wie angrenzendem Pachtland gut
sind, ist zu hoffen, daß die Siedlungen eine aus-

reichende Grundlage zur Selbstversorgung der
der Siedlerfamilien bilden werden. D.
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Der Umfiedlungsnrozeßin feinem Einfluß auf den Stadtorganismus
unter besonderer Berücksichtigung des rheinifchsweftfälifchen Industriebezirks.

Von Regierungsbaumeister a.D. Dr.-Jng. Richter, Dortmund.

Die Notwendigkeit der Umsiedlung ist allgemein
erst erkannt worden, als die Zahl der Erwerbs-

fähigen, die in den Städten keine Tätigkeit mehr
fanden, katastrophale Formen annahm. Neben

der Aussiedlung handelt es sich darum, eine Um-

siedlung in den Städten durchzuführen Die

Städtebauer haben immer wieder seit Jahren
darauf hingewiesen daß eine Aenderung der

Wohnform aus hygienischen sozialen und wirt-

schaftlichen Gründen notwendig ist. Ich möchte die

wirtschaftlichen Erwägungen hier durch konkrete

Zahlen besonders erhärten da sie in der heutigen
Notzeit am stärksten einleuchten und interessante
Schlüsse auf die Umgestaltung des Stadtorganis-
mus im Sinne einer Verbilligung des Haushaltes
der Städte zulassen

Nach dem statistischen Jahrbuch deutscher Städte
betrugen im Jahre 1929 die ordentlichen Aus-

gaben der Städte über 50 000 bis 100 000 Ein-

wohner je Kopf der Bevölkerung im Mittel:

A. Allgemeine Verwaltung (auch Fi-
nanz- u. Steuerverwaltung, Po-
lizei, UnaufteilbaresJ . . . . . NM 22,——

B. Wohlfahrt und Gesundheit . . » 40,—
. Schulen, Bildung, Theater . . .

» 37,——O

D. Bauverwaltung, Hochbau, Tief-
bau (auch Verkehrs- und allge-
meine Wirtschaftsförderung) . . » 12,——

E. Besondere Einrichtungen (Kana-
lisation, Müllabfuhr, Straßen-
reinigung u. Beleuchtung, Parks,
Friedhöfe) . . . . . . . . . .

» 15,—-

Auf Grund besonderer Umfragen in Westfalen
und Nheinland betrugen im Jahre 1929 die

ordentlichen Ausgaben für Städte und Landge-
meinden von 5—10000 Einwohnern in Gebieten
mit gemischter landpirtschaftlicher und industrieller
Wirtschaftsgrundlage je Kopf der Bevölkerung:
A· . . . . . . . . . . . . . . . NM 20,—
B. . . . . . . . . . . . . . . .

» 6,—
C. . . . . . . . . . . . . . . . » 28,—
D. u. E · . . . . . . . . . . . . .

» 11,—

Danach betrugen also die ordentlichen Ausgaben
der Städte über 50 000 bis 100 000 Einwohner im

Mittel 130,— NM, denen 80,——NM einschließ-
lich der Abgaben für den übergeordneten Kom-

munalverband bei Städten und Landgemeinden
bis 10 000 Einwohner gegenüberstehen. Würde
sich also z. B. ein Wirtschaftsgebiet wie der Kreis

Mörs, der ähnliche Entwicklungsmöglichkeitenhat
wie die auf der Ostseite des Nheins gegenüber-
liegende Großstadt Duisburg, in dieser massierten
Großstadtformentwickeln, so würden die ordent-

lichen Ausgaben des so entstehenden Kommunal-
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gebildes denen der Großstadt entsprechen Der

Duisburger Etat belief sich im Jahre 1927 auf
50 Millionen Mark. Würde sich demgegenüber
der Kreis Mörs am Endpunkt seiner Entwicklung
nur aus Kleingemeinden zusammensetzen so wür-
den die Gesamtausgaben dieser Gemeinden ein-

schließlichder Ausgaben für den übergeordneten
Kommunalverband mit etwa 25 Millionen Mark

angenommen werden können Es tritt hier die

Bedeutung des Großkreises auch für die Wirtschaft
hervor, wobei zu bemerken ist, daß weder die
Landkreis- noch die Stadtverfassung den Anforde-
rungen eines solchen Kommunalgebildes gerecht
wird.

Man erkennt an der Gegenüberstellung wie

wichtig die Siedlungsform ist, wenn die Möglich-
keit besteht, den Bedarf der öffentlichen Verwal-

tung bei dem dezentralisiert aufgebauten Gebiet

auf die Hälfte der Ausgaben einer wirtschaftlich
ähnlich gelagerten, massierten Großstadt abzustel-
len Der außerordentlich große Unterschied in den

Kosten ist zunächst im wesentlichen auf einen ge-
ringeren Aufwand im Siedlungsaufbau der klei-
nen Siedlungskerne gegenüber der Form der

Massenkonzentration zurückzuführen Die weit-

räumige Bebauung, der dünnere Verkehr usw. er-

fordert ein weit geringeres Maß an hygienischen
Einrichtungen, Spiel- und Sportplätzen Grün-

anlagen sowie Straßenausbau als die massierte
Siedlung. Der Hauptunterschied liegt jedoch in
den Ausgaben für Wohlfahrt und Gesundheit.
Neuere Erhebungen Anfang 1932, also nachdem
das flache Land in stärkstem Maße von der Ar-

beitslosigkeit miterfaßt worden ist, haben ergeben,
daß die entsprechenden vergleichbaren Zahlen für
Großstädte NM 60,——und für das industriell
durchsetzte flache Land NM 20,— je Kopf der

Bevölkerung und Jahr betragen Es zeigte sich
hier die besondere Bedeutung der weitgehenden
Selbstversorgung der Bevölkerung durch Garten-
bau und Kleintierhaltung, wodurch nicht nur ein

Verdienstausfall, sondern auch die seelisch zerrüt-
tende Wirkung der Erwerbslosigkeit gemildert
wird.

Die Mehraufwendungen der Großstadt für
Schulen, Bildung und Theater entsprechen dem

größeren Einflußgebiet einer Großstadt, kommen

also dem flachen Land zum großen Teil zugute.
Jn der starken Konzentration von kurturellen
sozialen und geschäftlichenEinrichtungen wird ein
besonderes Entwicklungsmoment der Bevölkerung
erblickt, das zu Gunsten der Großstadtform ange-
führt wird. Es handelt sich hier nicht darum, zu-
gunsten der Form Großstadt oder Großkreis zu
entscheiden Wir wollen nur feststellen, daß wir



in der weitestgehenden Anwendung der weiträu-

migen Flachbauweife für alle Bevölkerungsschich-
ten ein Mittel haben, sowohl den Forderungen
nach Verbilligung wie auch Verbesserung des

Stadtaufbaues nachzukommen. Diese Bebauungs-
art muß bis in das Innere des Stadtgebietes vor-

getrieben werden und hier, durchzogen von Pro-
menadenwegen, den Charakter von Grün-

erholungsanlagen erhalten. Die Bodenpreisge-
staltung in den Städten verweist dabei den Woh-
nungsbau der Begüterten zwangsläufig auf die

inneren Gebiete. Dies liegt auch durchaus im

Sinne einer gesunden Stadtentwicklung, da die

kostspieligen Promenadenstraßen sowie all die

Versorgungsanlagen, wie Gas, Elektrizität, Waf-
fer und Kanalifation sowohl aus dem Innern der

Stadt vorgetrieben werden, als auch nur von zah-
lungskräftigen Kreisen getragen werden können.

Demgegenüber werden die Kleinsiedlungen in die

Außengebiet gedrängt und wir können voll und

ganz die billige Auffchließung ländlicher Bau-

weise, also gegebenenfalls ohne Versorgung mit

Gas, Wasser und Kanalisation erfahren. Dem-

gemäß liegt also die städtifche Auffchließung im

Innern finngemäß auf den zahlungskräftigeren
Schultern. In dem mit der allgemeineren An-

wendung der Flachbauweise verbundenen gerin-
geren Bedarf an Erholungsanlagen, Spielplätzen
u. dergl. liegt eine wesentliche Verbilligung des

Stadtaufbaues. Es wäre reizvoll zu untersuchen,
wie weit der Abbruch von Stadtteilen und Neu-

aufbau durch Verbilligung des Haushaltes finan-
ziert werden könnte. Soviel steht jedenfalls fest,
daß durch grundlegende Umgestaltung unserer
Städte und ganzer Wirtschaftsgebiete der Wirt-

fchaft Riefensummen erhalten bleiben können.

Im gefamtdeutschen Rahmen gesehen, wissen
wir, daß es sich darum handelt, für 3 Millionen

erwerbsfähiger Menschen neue Erwerbsmöglich-
keiten zu suchen. Was kann davon die Landwirt-

fchaft aufnehmen? Bei weitestgehender Auftei-
lung unwirtfchaftlicher Großbetriebe und Heran-
ziehung allen kultivierungsfähigen Oedlandes ist
nach Berechnung der Sachverständigen die Errich-
tung von höchstens 300 000 bäuerlichen, sich selbst
erhaltenden Neuftellen möglich. Wenn wir weiter-

hin etwa die Hälfte der ausländischen Einfuhr an

Produkten des Obst- und Gartenbaues, sowie der

Kleintierhaltung, die 1930 etwa 2 Milliarden NM

betrug, im Inland erzeugen würden, so könnten
etwa 200 000 Existenzen auf kombinierten Klein-
tier- u. Gartenstellen von 6—10 Morgen Größe
ihren Erwerb finden. Es ergibt sich so eine Ge-

samtaufnahmefähigkeit der Landwirtschaft von

etwa ng Million Erwerbsfähigen. Wie gering die

Aufnahmefähigkeit der Provinz Westfalen ift, er-

gibt sichdaraus, daß die Zahl der jährlich aus dem

Landanfall größerer Güter entftehenden bäuer-

lichen Stellen etwa 70 beträgt und das gesamte
kultivierungsfähige Oedland nur rund 100 000
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Morgen umfaßt, also etwa für 3000 Bauernftellen
ausreicht.««"««)Wir stehen daher vor der zwingenden
Notwendigkeit, auch lebenskräftigere Großbetriebe
und vor allem Forften in weitgehendem Maße für
die Schaffung neuer Existenzen heranzuziehen.

So gering indessen die Zahl derer ist, die bei
dem vorhandenen Landvorrat untergebracht wer-

den können, so hoch erscheint das zur Errichtung
der Betriebe erforderliche Kapital. Nechnen wir

zur Errichtung der gärtnerifchen als auch der

bäuerlichen Betriebe nur mit 10 000 RM Ge-

samtkoften, anstelle der bisher aufgewendeten
20 000,——bis 30 000,—, so erfordern eine halbe
Million Neustellen bereits 5 Milliarden Mark

Kapital. Zum Vergleich mag angeführt werden,
daß in Deutschland für den Wohnungsbau nach
der Inflation von 1924—1930 rund 18 Milliarden
Mark aufgewandt worden find. Rund 2 Millio-
nen Wohnungen find in der Nachkriegszeit in

Deutschland erbaut worden, denen nur 50—60 000

bäuerliche Neuftellen und in Preußen 55 000

Landarbeiterstellen gegenüberstehen. Heute wissen
wir, daß das Kapital hätte umgekehrt geleitet
werden müssen. Das Befchämende an dieser Fest-
stellung ift, daß Fachleute des Siedlungswesens
seit Jahren den Siedlungsaufbau des Landes
als das nationale Gegenwartsproblem bezeichnet
haben.

Das notwendige Kapital und das verfügbare
Land einerseits und die besondere Eignung zur

landwirtschaftlichen Tätigkeit andererseits werden,
allgemein gesehen, zur Folge haben, daß nur ein

Teil der Erwerbslosen zu dieser Berufstätigkeit
übergehen kann. Es muß für Millionen

Menschen eine Uebergangsform ge-

fundenwerden, die aquebenerwerb
orientiert ist und auch einen Ausbau

zu landwirtschaftlichem oder gärt-
nerischem Betrieb ermöglicht. Es tritt

hier die Bedeutung des flachen Landes für die

Siedlung hervor. Man wird diese Stellen vor-

zugsweise dort ansetzen, wo die Möglichkeit ihres
Ausbaues zu landwirtschaftlichen oder gärtneri-
schen Vollbetrieben günstig ist. Da diefe Stellen

anfänglich jedenfalls auf Nebenerwerb angewieer
find, wird man sie im übrigen in industriell durch-
setzten Bezirken besonders zu fördern haben. Für
das rheinifch-weftfälifche Industriegebiet kommt

hierfür vor allem das nördliche Nandgebiet in

Frage. Die ungeheure Ausfiedlungsnotwendigkeit
dieses Gebietes geht aus folgender Ueberlegung
hervor.

Nach der Volkszählung 1925 wurden im V e r -

b a n d s g e b i et des Siedlungsverbandes Ruhr-
kohlenbezirk gezählt rd. 1100 000 Erwerbstätige
in Industrie und Handwerk, darunter Bergbau

Ife)Siehe Dr. Richter: »Der freie Platz für die Sied-
lung in Westfalen«, in Brutk: Kolonialgebiete des
rhein.-westf. Industriereviers, Wirtschafts- u. Sozial-
wissenfchaftL Verlag, Münster i. W



400 000, andere Industrie 700 000. Mangels Zäh-
lung im Jahre 1914 soll angenommen werden, daß
sich diese Zahl mit der von 1914 deckt, da die Be-

völkerung ebenfalls die gleiche ist und eine Struk-

turänderung bis 1925 nicht besteht. Infolge Ver

Nationalisierungund Maschinisierung der Be-

triebe wird der Arbeiterbedarf für Bergbau auf
70 2; und der übrigen Industrie auf 60"2- geschätzt-
Danachwürde eine Vorkriegsproduktion einen

Arbeiterbedarf von 280 000 Bergarbeitern und
420 000 LonstigenIndustriearbeitern, insgesamt
790000 Industriearbeitern erfordern· Diese Zahl
stimmt etwa mit der gegenwärtigen Beschäfti-
gungszahlAnfang1933 überein. Hiermit könnte
also die Borkriegsproduktiongeleistet werden. Da
aber nur«ein Bruchteilder Vorkriegsproduktion
erzeugt wird, ersieht man, daß bereits eine starke
Uebersetzungder Betriebe bzw. eine erhebliche Ar-

beitsftreckurkgvorhanden ist. Die Wirtschaft rech-
Uetallgemem TIEkadaß auch bei normalen Welt-

Wkrtschaftsvekhaltnissennur ein Teil der Vor-

kriegsproduktionwieder erreicht werden könnte.
Bei rationellerAusnutzungder Betriebe wird da-
her suchPIeletztbeschäftigteArbeiterzahl nur bei

Arbeitszeitverkurzungaufrecht erhalten werden

konnen·»Die«rd. 400 000 Industriearbeiter, die
gegenwartlg Im Berbandsgebietarbeitslos sind-
W·erden»alspRuf lange Zeit hinaus im wesentlichen
Mcht Fvlederin den industriellen Produktionspro-
zeß emgegxledertFverden können· Die Aussied-
lung von einem Viertelder gegenwärtigen Bevöl-

kerungsteht damit fim Vordergrund der Sied-
UUgSPOIItIkdes rheinisch-westfälischenIndustrie-

gebietes.Manwird also auf Jahre hin-

grutäelrkkgseågmetenBezirken Neben-

fchränktg Jedlerstellen uneinge-

fahr lrrlchten können,ohneGe-
zu auer- eine Fehlmaßnahme

gestroffen zu haben

SojxeGksrensgtzöU dieser Aussiedlungsfrage ist die
s Ie 700 000 Industriearbeiter, mit

denen wir für lange Zeit im rheinisch-westfälischen
Industriegebiet glauben rechnen zu können, ein

Problem, das weitmöglichst im Bezirk selbst gelöst
werden muß. Als Jdealzustand soll für alle Jn-
dustriearbeiter grundsätzlich der Ernährungsrück-
halt an einem Garten angestrebt werden. Ber-

gleichbares Material über das Vorhandensein von

Kleingärten, Pachtgärten, Hausgärten, eigenen
Kotten usw. liegen für das Nuhrgebiet nicht vor.

Es soll daher mit Durchschnittswerten gerechnet
werden. Brauchbare Unterlagen bestehen z. B.

für die Stadt Essen. Die Verhältnisse in Essen
können als typisch angesehen werden, sodaß ihrer
Anwendung auf das Gesamtgebiet keine wesent-
lichen Bedenken entgegenstehen. Auf das gesamte
Verbandsgebiet mit 4200 000 Einwohnern ange-

wandt, würde das bedeuten, daß im allgemeinen
Durchschnitt auf 1000 der Bevölkerung 175 Gärten

notwendig, aber nur 125 vorhanden sind, sodaß
noch weitere 50 Gärten je 1000 Einwohner geschaf-
fen werden müßten, um das Endziel, die gesamte
industrielle Bevölkerung mit Gärten zu versorgen,
zu erreichen. Das ergäbe für das gesamte Ver-

bandsgebiet die Beschaffung von 220 000 Gärten.

Diese Schätzung würde aber voraussetzen, daß
die Bevölkerungsgröße im Verbandsgebiet be-

stehen bliebe. Ich habe aber oben die Annahme
vertreten, daß 400 000 Industriearbeiter auf lange
Zeit hinaus im Bezirk überzählig sind und mit

einer mindestens vorübergehenden Bevölkerungs-
verminderung von einem Viertel der Bevölke-

rung gerechnet werden müsse. Da die 400 000 Jn-

dustriearbeiter etwa ein Drittel der Industrie-
arbeiter überhaupt umfassen, dürfte der oben er-

rechnete Bedarf von 50 Gärten entsprechend zu

reduzieren sein, sodaß praktisch für absehbare Zeit
die Deckung des Bedarfs der Industriebevölkerung
an Gärten die Beschaffung von 30 Gärten je 1000

Einwohner erforderlich machen würde. Für die

Stadtkreise des Verbandsgebietes ergäbe das die

folgende Bedarfsdeckung:
X

· kächen. Bedarf an Garten Erforderliche
Einwohner-

F
»

·- -

. Geländeflache
S t a d t k r e i s e Zahl

Große fTTVJZTJLIæbei 1 000 qm

1929
1929 A

Grundstücksgröße

X
ha 30 Usaa 50 oloa ha ha

1—Vvchum . . . . . . . . . . . . 217102 12100 6500 11000 650 1100
2- Vvttrvp . . . . . . . . . . . . 80 969 4 200 2 500 4 500 250 450
3- CastropsNauxer. . . . . . . . . 57 769 4 400 1 800 3 000 180 300
4. Dortmnnd . . . · . . . . . . . 537 891 27 100 16 000 27 000 1 600 2 700
s. Duisburgsßambarn. . . . . . . 430 520 14 400 13 000 21 000 1 300 2 100
6. Essen . . . . . . . . . . . . . 654 739 19 000 20 000 33 000 2 000 3 300
7. Geisenkirchen . . . · . . . . . . 341 603 10 400 10 000 17 000 i 000 i 700
8. Gcadbeck . . . . . . . . . . . . 61311 3600 1800 3 000 180 300
9- Hagen . . . . . . . . . . . . . 143 689 8 700 4 300 7 200 430 720
10—Damm . . . . . . . . . . . . . 52 252 2 300 1 600 2 600 160 200
11. Herne . . . . . . . . . . . . . 97 018 3 000 2 900 s 000 290 500
12. Lünen . . . . . · . · . . . . . 44 748 3 500 1 400 2 200 140 230
13. Mülheim . . .

—

. .

-

. . . . . . 132 219 8 800 4 000 6 600 400 660
14. Oberhansen . . . . . . . . . . 193 854 7 700 s 800 9 700 580 970
15. Neckljnghausen . . . . . . . . . 87 637 6 600 2 600 4 400 260 440
16· Manne-Enkel . . . . . . . . . 93 301 2 100 2 800 4 700 280 470
17. Wattenscheid . . . . . . . . . . 62 171 2 400 1 900 3100 190 310
18. Witten . . . . . . . . . . . . 73 177 4 700 2 200 3 700 220 370



Da die Verbindung von Garten mit Wohnung
in der Stadtrandsiedlung ihren zweckmäßigsten
Ausdruck findet, geben diese Zahlen Anhaltspunkte
für den Flächenbedarf von Stadtrandsiedlungen.
Der sich ergebende Flächenbedarf wird als ein

Minimum angesehen werden müssen. Es wird

sich empfehlen, bei den Planungen auf weitere

Sieht mit dem größeren Flächenbedarf der letzten
Spalte zu rechnen. Sollte der Beschäftigungsgrad
für Industriearbeiter etwa weiter absinken, dann
wird die Ueberführung der Gartenstellen zur Er-

zielung voller Familiennahrung aus dem Boden

durch Vorhandensein von überschüssigenFlächen
auch im Bezirk erleichtert. Bei der Bodenpreis-
gestaltung in den Stadtgebieten wird diese Sied-

lungsform für die Industriearbeiter zwangsläufig
an die Peripherie der Städte gedrängt werden.

Bei den knappen Bodenflächen im Innern des Be-

zirks wird eine Grundftücksgröße von 1000 qm als

Höchstmaßbezeichnet werden müssen,während man

in den Randgebieten des Bezirks den Gedanken

der weitergehenden Selbstversorgung stärker her-
vortreten lassen sollte, indem hier die Siedlungen
von vornherein mit größerer Landzulage von

durchweg zwei bis vier Morgen versehen werden

und so den Charakter von Selbstversorgerheim-
ftätten erhalten.

Ein ebenso bedeutsames wie schwieriges Pro-
blem wirft die Frage auf, was mit den Massen-
miethäusern geschehen soll, die frei werden müssen,
wenn der oben begründete Abzug oder Abgang
von einem Viertel der jetzigen Bevölkerung im

Laufe der Zeit verwirklicht und die Industrie-
bevölkerung in der erstrebten krisenfesteren Form
angesiedelt worden ist, oder die Bewohner infolge
der billigeren Wohnweise in die Stadtrandsied-
lungen abwandern. In dem Maße, in dem es

gelingt, billiges Grabeland zur Verfügung zu

stellen, wird die Abwanderung aus den Massen-
mietwohnungen eine mehr oder minder starke
Form annehmen. Man muß sich aber darüber

klar sein, daß die alten Massenmietquartiere im

Innern der Städte aus Mangel an geeignetem
Grabeland nur schwer saniert werden können.

Man wird also gut tun, hier eine radikale Um-

formung ganzer Viertel frühzeitig in die Wege zu

leiten, um hier nicht Elendsquartiere schlimmsten
Ausmaßes entstehen zu lassen.

Die notwendige Umformung der Städte wird

hervorragend gefördert durch die großen Um- und

Eingemeindungen im rheinifch-westfälischen In-

dustriegebiet. Die Verfügung über abgerundete
Wirtschaftsgebiete, über die engere Interessen-
sphäre, ermöglicht erst den Grundstock der wirt-

schaftlichen und kulturellen Entfaltung, nämlich
einen gesunden Siedlungsaufbau. Maßgebend für
die Beurteilung des Erfolges der Staatsaktion in

den Iahren 1928 und 1929 ist nicht die augenblick-
liche konjunkturbedingte finanzielle Belastung der

Städte aus dem Gebietszusammenschluß,sondern
die Tatsache, daß nunmehr unendlich viele Hem-
mungen, insbesondere verwaltungstechnischer Art,
ausgeräumt sind, die einer gesunden Stadtgestal-
tung entgegenstanden. Diese Tatsache war wichtig
für die wachsende Stadt, sie ist aber geradezu Vor-

aussetzung für die notwendige Umformung
Gehen wir aber nun an die Verwirklichung der

vor uns liegenden Aufgaben, so erkennen wir, daß
der Boden zu tragbaren Preisen nicht zu erhalten
ist· Die Städte geben für ihren Grund-

stücksbesitz phantastische Summen an,
um die Schuldenlast weniger kraß in

Erscheinung treten zu lassen. Sie

realisieren ihn deshalb nicht, das

Kartengebäude des eingebildeten
Wertes würde dann ja sofort zu-

s a m m e n b r e che n. Welche Kurzsichtigkeitl
Würde doch die Siedlung an Arbeit und Stadt-

verbilligung vielfach wiedergeben, was an Grund-

stückswerten gegebenenfalls geopfert werden sollte.
Auch der große industrielle Besitz ist eingefroren
und kommt nur, dem Zwange weichend, tropfen-
weise auf den Markt. Kein Wunder daher, wenn

nunmehr gleich nach den ersten schüchternenSied-

lungsanfängen, die Spekulation sich bereits des

Stadtrandgebietes bemächtigthat und überall von

Bodenmangel geredet wird. Damit kommt man

eben nicht weiter. Die Voraussetzung für
eine umfassende Massenhilfe ist ein
den neuen Forderungen der Um- und

Aussiedlung Rechnung tragendes
B o d e n g es e tz.

Grenzen nnd Möglichkeiten der Nebenbernfsfiedlung
im rheinifch-westfälifchen Industriebezirk.

Im Auftrage der ,, Stiftung zur Förderung von Baufors chungen«beim Reichsarbeitsministerium, Berlin

Von Willy Brachvogel, Verlin-Friedenau.
Die Voraussetzungen und die Grundlagen

der Siedlung in Nheinland und West-
falen unterscheiden sich von denen anderer
Landesteile. Das statistische Reichsamt hatte
kürzlich über die gesamte Siedlungstätigkeit
im Deutschen Reich bis zum Jahre 1931

Ergebnisse veröffentlicht, aus denen hervor-
geht, daß gegenüber anderen Landesteilen der

Anteil der großen Güter über 100 Hektar in West-
falen 1929X30 von 40,1 v. H. auf 3,4 v. H. und

in der Nheinprovinz von 69,5 v. H. auf 27,2 v. H.
z u r ü ckg i n g ! Desgleichen betrug der Zugang
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an N e u siedlerstellen (1931 insgesamt 9000 Stel-
ler im Deutschen Reich) in Westfalen 164 und in

der Rheinprovinz 36 gegenüber 7914 in Preußen.
Bei den Anliegersiedlungen stieg die Zahl
derselben in Westfalen von 29 (1930) auf 120

(1931), in der Nheinprovinz dagegen ging die

Zahl der Anliegersiedlungen von 86 (1930) auf 41

(1931) zu r ü ck ; gegenüber 9677 in Preußen. An-

Petetfeits sind im rhein-westfäl. Jndustriebezirk
le Hektat die höchsten Kaufpxeise gezahlt
Wordens nämlich für Güter über 100 Hektar
2867 NM in der Nheinprovinz und 2547 NM in

WesthlenUnd für Güter unter 100 Hektat 3981

IHTUIUFeexesgeinpwviuzund 3033 NM in West-
- U er einem Dur nitts reis von

etwa 950 NM (1930) über 10ch0scks)»')ekta:Iund von
etwa 1350 NM (1930) unter 100 Hektar«

Aus diesen Angaben geht deutli die Ei enart

des rhein.-westfälischenJndustrielcpezirkshgervor.Wie wir im »wirtschaftlichen«Teil noch sehen wer-

den, bereitet die Umsiedlung der zeitlich oder dau-

erndszaus ihrer bisherigen Tätigkeit heraus-
gedrängten Arbeitslosen mit ihren Familien
großeSchwierigkeiten und die Möglichkeitdiesen
Arbeitsloseneine Existenz zu schaffen,ist sehrbe-
schränkt. Trotzdem befinden sich besonders in

Westfalengroße landwirtschaftliche Flächen die
einem nicht unbeträchtlichen Teil Erwerbsloserin

FormbvonAlnliesgeräiKleintiergarten-, Neben-
erwer s- un o iedlun ei

·

Wohnform geben.
g ne krisenfestere

ArbeitsmarktpolitischeVerhältnisse.
Staat und Kommune machen die größten An-

strengungen, einen Teil des gewaltigen Arbeits-
losenheeresdurch Arbeitsbeschaffungsprogramme
wieder dem Produktionspreßzuzuführen Jm be-
sonderenMaße glaubt man durch Um- und An-
siedlung Erwerbsloser die Arbeitslosigkeit nach
und nach zu verringern. Als vor Jahren der
Siedlungsgedankeals maßgebender Faktor der

Arbeitsbeschaffungin der Oeffentlichkeit stärker
in die Erscheinung trat und die ersten praktischen
Versuche dieser Art unternommen wurden, mußte
man bald feststellen, daß manche Vorschläge und

Plane der Um- und Ansiedlung noch sehr reform-
bedurftigwaren. Nachdem die Hemmungen, die
sich der Siedlungstätigkeitanfangs entgegenstell-
ten, fast restlos beseitigt wurden, ist man in der

Lage, heute auf Grund der gemachten Erfahrun-
gen klarer den ganzen Aufbau der verschiedenen
Siedlungsarten zu übersehen und Fehlleitungen
zu vermeiden.

Jm rhein.-westfäl. Industriebezirk haben wir

neben einer großen Zahl von Erwerbstätigen in

Industrie und Handwerk auch solche, die überwie-

gend in der Landwirtschaft beschäftigt sind. Nach-
stehend einige Zahlen:
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Zahl davon beschäftigt in
- d d - dl L v-

Vezlrk ErweerthfEiTtYuvDIE-TheFixi-
tätigen Handw. Verkehr schast

v.s. us. v. H.

Ruhrgebiet . . . . . . 930 000 67 16 s
Mark. Kleineisens und

»

Metallwaren . . . . 274 000 63 15 11
Siegerländer Erzbergb. 84 000 54 14 23
Minden sNavensberger 380 000 50 12 30

MünsterLTextil . . .

WestfäL Landwirtschaft-
licher Bezirk . . . .

157 000 43 10 39

450 000 30 13 44

Jm N u h r g e b i et kann natürlich nur ein

kleiner Teil von den 260 000 Arbeitslosen wieder

in den Produktionsprozeß eingeschaItet werden.

Auch bei weitgehender Arbeitszeitverkürzung rech-
net man mit einer Zahl von etwa 100 000 dau-

ernd Erwerbslosen, die nach Möglichkeit aus-

zu s i e d e l n sind, und die vor allem die Arbeits-

losen umfassen sollen, die im Bezirk noch nicht
heimisch und noch in irgendeiner Fühlung mit

ihrem Herkunftsort stehen. Aehnlich liegen die

Verhältnisse im Märkischen Kleineisen-
und Metallwarenindustriebezirk mit

65000 und im Siegerländer Bezirk mit

23 000 Arbeitslosen Dagegen ist der M i n d e n -

Navensberger Bezirk trotz seiner 60000

Erwerbslosen günstiger daran als die vorher-

gehenden Vezirke, da die W o h l f a h r t s u n -

terstiitzung für diese nur gering ist,
weil die Erwerbslosen so weiträumig gesiedelt
sind, daß sie einen starken Rückhalt am Gartenbau

und Kleinviehhaltung haben. Die im M ün st e r-

länder Textilbezirk vorhandenen 15000

Arbeitssuchenden, die nur 1X10der Erwerbstätigen

ausmachen, finden in den Textilbetrieben die

beste zusätzlicheArbeitsleistung, daher ist hier ein

weitgehender Ausgleich des Arbeitsmarktes in sich
gegeben. Selbstverständlich hat der We st -

fälische Landwirtschaftliche Bezirk
mit seinen 36 000 Arbeitssuchenden, d. h. gleich

Vtz der Erwerbstätigen, die geringste Arbeits-

losigkeit; unter den 44 v. H. in der Landwirtschaft
Beschäftigten befinden sich über die Hälfte mit-

helfende Familienmitglieder
Der A r b e i t s d i e n st hat im Jndustriebezirk

gleichfalls die Kultivierungs- und Siedlungstätig-
keit gefördert. So sind im E m s l and seit
Kriegsende insgesamt 30 000 Hektar Moor- und

Heideflächen unter Kultur gebracht. Anderseits
ist mit dem freiwilligen Arbeitsdienst und er-

werbslosen Notstandsarbeitern der Bau eines

Entwässerungskanals des sogenannten W a l chu -

mer Schlootes im Januar 1932 in Angriff
genommen worden. Ferner ist durch Einschaltung
des Arbeitsdienstes vom Kulturamt Papenburg
i. W. ein größeres Gebiet siedlungsreif gemacht
worden, d. h. 2822 Hektar M Oedland und zH

Kulturland) sind wirtschaftlich aufgeschlossenwor-
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den. Erforderlich waren hier 94 300 m Wege
und zur Regulierung der Wasserverhältnisse
zwecks Beschaffung der erforderlichen Vorflut für
die Flächen 49 000 m Entwässerungszüge.

Aus Berichten und Vorträgen einsichtiger Be-
urteiler und Kenner des Jndustriebezirks geht
hervor, daß die Zahl der für immer aus dem

Produktionsprozeß ausgestoßenen Arbeitslosen
200 bis 250 000 Arbeiter beträgt, zu denen noch
die Zahl der Familienangehörigen hinzu kommt.
Bei Konjunkturbelebungen dürften kleine Ver-

fchiebungen nach der Richtung zum besseren ein-
treten. Aber der Zug zur technischen Nationali-

sierung, nicht bloß aus Selbstzweckgründen, son-
dern infolge von Kapitalarmut, wird auf längere
Zeit hinaus überall mehr maschinelle und weniger
menschliche Arbeit bevorzugen.

Verkehrstechnische Verhältnisse.

Auf die verkehrstechnische Entwicklung werden
Städte mit genügendem Bodenvorrat und eigener
Siedlungspolitik bei steigender Bevölkerungszahl
auch über ihre rein hoheitsmäßigen Befugnisse
hinaus Einfluß nehmen, Um die Wirtschaftlichkeit
ihrer Verkehrsunternehmungen zu sichern. Das

dürfte insbesondere für die Erschließung neuer

Stadtteile gelten, die in vielen Fällen Hand in

Hand mit der städtebaulichen Entwicklung gehen
kann, wenn die eben erwähnten Voraussetzungen
gegeben sind. Bei dieser Gelegenheit muß aber
daran erinnert werden, daß die noch vor Jahren
teils überschwenglichen,teils phantasievollen Ent-

würfe einer neuzeitlich erträumten monumentalen

Stadtgestaltung seit einiger Zeit verstaubt in den

Schränken der Stadtverwaltungen liegen und

vorläufig evtl. nie wieder in Arbeit genommen
werden. Jn Anbetracht dieser Umstände hat vor

einiger Zeit Dr. Robert S chm i d t, Essen, einige
sehr interessante Ausführungen über »Die Krise
im Städtebau«1) gemacht, in denen er in einem

Rückblick der letzten 30 Jahre zu dem Ergebnis
kommt, daß es richtig war, unsere Stadterwei-

terungen gegenüber dem vorher üblichen, dichtge-
drängten Mietskasernensystem, unter Anwendung
der herabstufenden Bauordnungen und systema-
tisch angelegten Freiflächen ausgelüftet zu haben.
F a l s ch dagegen war die Konzentration des Ka-

pitals in einzelne den Amerikanern nachgeahm-
ten mächtigen Bauten und anderseits den Massen-
andrang der Minderbemittelten zu den Städten

in Mietskasernen unterzubringen. Diese Fest-
stellungen: Kapitalkonzentration an falscher Stelle
und an Objekten von Scheinwerten, falsche Vertei-

lung und Unterbringung der Menschenmassen nur

in Städten, und zweckmäßige Anordnung von

Freiflächen und Wohnflächen geben Merkzeichen

1) Deutsche Bauzeitung, Berlin, Nr. 38, 1932.
S. 741.
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für den zukünftigen Aufbau im Siedlungswesen
in Deutschland. Da die städtebaulichen Aufgaben
heute immer mehr in den Hintergrund treten,
muß dafür die Landesplanung eingreifen und die

Umsiedlung des deutschen Volkes in gesunde Bah-
nen lenken.

Infolgedessen hat die L a n d e s p l a n u n g die

wichtige Aufgabe, bei Anlagen von Verkehrs-
mitteln dafür zu sorgen, daß nicht nur die wirt-

schaftlichen Ersparnisse bzw. Ausnutzungsmöglich-
keiten, sondern auch im besonderen Maße die

städtebaulichenAnordnungen berücksichtigtwerden.
Bei planmäßiger Einflußnahme auf die Selbst-
verwaltung ist dies dort ohne Schwierigkeiten
durchführbar, wo die Verkehrsmittel, vor allem
die Straßenbahn, der Stadt oder Gemeinde unter-

stehen oder deren Aktien der Kommune überwie-

gend oder ganz gehören. Sind dagegen die Ver-

kehrsunternehmen auf private Gesellschaften ver-

teilt, so stoßen die Forderungen des Städtebaues

bzw. der Landesplanung oft auf große Hinder-
nisse. Im rhein.-westfäl. Industrie-
bezirk sind diese Schwierigkeiten nicht gering.
Jngenieur Dr. Schröd er hat sie im einzelnen
in seiner Schrift (S. 64) »Rentabilitätsfragen der

rhein.-westfäl. Straßenbahn« behandelt. Da der-

artige Forschungen und Untersuchungen auf die-

fer Grundlage in Verbindung mit dem Siedlungs-
wesen bisher noch nicht vorgenommen waren,

dürften einzelne Anregungen und Vorschläge des

Verfassers auf Grund seiner Forschungsarbeit für
die Bauwirtschaft von Interesse sein und Beach-
tung finden.

Kein Bezirk in Deutschland dürfte so mannig-
fache und vielseitige Wirtschaftsbeziehungen wie
das rhein.-westfäl. Industriegebiet
haben. Aehnlich wie Berlin und Hamburg er-

strecken sich natürlich auch hier die Verkehrs-
beziehungen über die kommunalen Grenzen. Wäh-
rend aber in diesen beiden Großstädten für alle

Verkehrsstrecken ein einziger Hauptträger vorhan-
den ist, befinden sich im Jndustriebezirk 20 ver-

schiedene Gesellschaften. Die Folge ist, daß die

Fahrgäfte, die von einem Stadtgebiet in das an-

dere wollen, die Wagen verschiedener Gesellschaf-
ten benutzen müssen und daher die Fahrt ver-

teuert wird. Wenn auch schon im Industrie-
bezirk im Laufe der letzten Jahre eine Besserung
eingetreten ist, indem Gemeinschaftsstrecken ein-

gerichtet worden sind und Uebergangstarife ge-

schaffen wurden, so ist die Einzelfahrt gegenüber
anderen Städten immer noch zu teuer.

Jm Jndustriebezirk haben wir städtischeStra-

ßenbahnen und Ueberlandbahnen. Rentabel sind
nach Angaben von Dr. S ch rö d e ri) nur wenige
Straßenbahnen. Bei allen Straßenbahnen be-

trugen durchschnittlich die Betriebsausgaben 77

2) A. a. O. S. 86x90.



v. H., der Kapitaldienst 11 v. H. und die jähr-
lichen Rücklagen 12 v. H. der Gesamtausgaben.

Von besonderer Bedeutung sind für die Sied-

lungen die Ta rise· Einheitstarife, wie wir sie
in anderen Großstädten haben, gibt es im Jn-

dustriebezirk nicht, da die örtlichen Verhältnisse,
infolge der nicht geschlossenen Bauweise aller in

Frage kommenden Kommunalgebiete, aus wirt-

schaftlichen Gründen einen solchen nicht zulassen.
Alle Bahnen weisen einen T ei Ist r e ck e n -

tarif teils mit, teils ohne Staffelung auf. Jede

Straßenbahn hat ein großes Interesse daran,
einen bestimmten Stamm von Fahrgästen zu be-

sitzen, womit sie täglich rechnen können. Einen

solchen Stamm kann sie aber nur erreichen, wenn

sie denselben Vergünstigungstarife zubilligt und

besonders den Siedlern weitgehend entgegen-
kommt. Bewohner, die am Rande der Großstädte
sich angesiedelt haben, brauchen für den täglichen
Weg zur Arbeitsstelle unbedingt die Straßenbahn,
falls andere Verkehrsmittel nicht vorhanden sind.

Die Meinungen über die Tarifpolitik der Ver-

kehrsunternehmen werden stets auseinandergehen,
da jede Großstadt eine andere Wirtschaftsstruktur
und Siedlungsart hat. So wird unter anderem
der Teilstreckentarif selbst von Fachleuten unter

Berücksichtigungder sozialen und wirtschaftlichen
Verhältnisse der Siedler als nachteilig bezeich-
net3). Danach erstrebt der moderne Städtebau

für die Großstadt eine Gliederung, die im Stadt-

innern die Gefchäftsstadt, um sie herumgelagert
die Gartenstadt und in weiterem Abstand die mo-

derne Wohnstadt mit ausgeprägtem Siedlungs-
charakter vorsieht. Dieses Ziel kann aber nur er-

reicht werden, wenn auch die Straßenbahn durch
günstige Tarife den Siedlungsgedanken fördert.
Die Entwicklung der Mieten für Neubau- und

Siedlungswohnungen hat vielfach für die arbei-
tenden Schichten der Bevölkerung die Grenzen des

Tragfähigen überschritten. Wenn zu den großen
Aufwendungen der Siedlungs- und Neubaumieter

auch noch erhöhte Fahrpreise treten, so besteht die

Gefahr, daß die dringend notwendige Abwande-

rung aus den Steinmauern der Jnnenstadt in die

gartenreichen Gebiete der Siedlungsstadt immer

mehr abgefchnitten wird.

Volkswirtschaftlich gesehen, find lange
Arbeitswege ein großer Mißstand. Setzt sich dieser
Mißstand aus dem Produkt der beiden Faktoren
Zeit für den Arbeitsweg und Preis
für die Fahrt zusammen, so ist festzustellen,
daß die Zeit auf Grund des technischen Betriebs-

standes der Gegenwart in ihrer Größe wirtschaft-
lich festliegt. Soll also eine Minderung der« in

obigem Produkt ausgedrückten Schwierigkeiten
herbeigeführt werden, so ist es in erster Linie

beim Faktor Fahrkosten möglich. Nur billige Ta-

s) Handbuch der öffentl. Wirtschaft. Verlag »Ton-
rier«, Berlin 1932. S. 521J522.
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rise ermöglichen der Bevölkerung die wirtschaft-
liche Ausnutzung der Verkehrsmittel.

Jnfolge dieser sich hier ergebenden Gegensätze
wurden alle möglichen Vorschläge und Versuche
unternommen, um den Wünschen der Siedler ent-

gegenzukommen und ferner die entstehenden Vers-

luste für das Verkehrsunternehmen tragbar zu ge-
stalten. Die von maßgebenden und fachmännischen
Kreisen des Jndustriebezirks gemachten Vorschläge
sollen nachstehend kurz wiedergegeben werden, da

sie die ureigensten Interessen der Siedler berühren
und weiterhin auch volkswirtschaftlich von beson-
derer Beachtung sind.

Die einen machen den Vorschlag, die Beförde-
rung umsonst auszuführen und die erforderlichen
Kosten durch kommunale Staatsmittel aufzubrin-
gen4). Andere wollen die Fahrkosten dadurch er-

setzen, daß dem Grundbesitzer der durch die Auf-
schließungdes Geländes entstehende Wertzuwachs
genommen wird. Noch andere sind dafür, den

normalen Fahrtaufwand des Familienhauptes
kapitalisiert zum Preise des Grund und Bodens

zu schlagen und damit als gemeinsame Last aus
alle Anwesensbesitzer zu verteilen, wobei auch die

mit regelmäßigen Fahrtbezugsrechten nicht auszu-

stattenden Grundbesitzer (ortsansäfsige Gewerbe-

treibende, Vergnügungsstätten usw.) entsprechend
mit herangezogen werden sollen. Dem kleinen

Wohnungsbesitzer wird dabei ein großer Teil der

Fahrkosten, die gerade für ihn eine überschwing-
liche Last sein würde, abgenommen, während der

wohlhabende Bewohner der Gartenstadt, der über
einen ausgedehnten Grundbesitz verfügt, sich den

Vorteil häufiger und rascher Zugverbindungen
sichert, die durch die Ansiedlung breiter Massen
von Kolonisten erst möglich gemacht werden5).
Ferner wird heute seitens der Privat-Industrie
dadurch ein Ausweg geschaffen, und eine unmit-

telbare Bezuschussung der Verkehrsunternehmen
herbeigeführt, indem in den Außenbezirken woh-
nenden Arbeitern soziale Zuschüsse zum Arbeits-

lohn gezahlt werden. Einzelne Firmen des Jn-

dustriebezirks gewähren bereits derartige Zu-
schüsse,die bewirken, daß hierdurch den Arbeitern
die Benutzung der Straßenbahn ermöglicht, dem

Verkehrsunternehmen selbst ein gewisser Stamm

von Fahrgästen gesichert wird und nicht zuletzt
eine Steigerung der Arbeitskraft indirekt der Jn-

dustrie zugute kommt.

Das Ergebnis dieser Vorschläge ist schließlich,
die Differenz zwischen der privatwirtschaftlich er-

forderlichen und sozial gerechtfertigten Höhe des

Tarifs dem aufzubürden, der den größten Vor-

teil von der Straßenbahn hat. Jedoch darf hier-
bei nicht außer acht gelassen werden, daß diese

s) Gen. Dir. Schwab »Siedlung und Verkehr« in

»Verkehrstechnik«. 1928. S. 937.

5) Frauendorfer »Die Wohnungsfrage eine Ver-

l kehrsfrage«. S. 57
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Vorschläge in die Tat umgesetzt, nicht den Erfolg
haben werden, den man sich davon verspricht. Da-

zu kommt, daß der Wirtschaft wie der Kommune
in der heutigen Wirtschaftskrise ohne Gegenlei-
stung neue Lasten und Opfer nicht zugemutet wer-

den können.

Dagegen scheint folgender Vorschlag diskutabel
und Erfolg versprechend: Bei Planung
einer Außensiedlung kauftdieKom-
mune die in Frage kommenden

Grundstücke auf, zumal der Kaufpreis, da
es sich fast ausschließlich um Ackerland oder der-

gleichen handelt, erschwinglich ist. Daß dieser
Weg bereits mit Erfolg beschritten worden ist,
lehrt uns das Beispiel in Düsseldo rf6): Vor

Jahren bildete sich in Düsseldorf unter Beteili-

gung der Stadt eine Gesellschaft, die spätere
Rheinische Bahngesellschaft, die sich
zur Aufgabe gesetzt hatte, das linksrheinische
Düsseldorf-Oberkassel durch eine Nheinbrücke sowie
eine Straßenbahn mit der Altstadt zu verbinden.

Ganz Oberkassel war damals noch Ackerland und

wurde daher zum großen Teil zu dem verhältnis-
mäßig niedrigen Preis von 1 NM je Quadrat-

meter angekauft· Nachdem man dann gutes Bau-

land geschaffen hatte und die Brücke einschließlich
einer Straßenbahnverbindung für mehrere Mil-

lionen NM fertiggestellt war, wurden die Bau-

grundstücke für etwa 20 NM je Quadratmeter
an Interessenten wieder verkauft. Durch den

Ueberschußwar es möglich, alle erforderlichen An-

lagen wie Brücke, Straßenbahn usw« zu finan-
zieren und noch einen bedeutennde Ueberschuß zu

erzielen. Solange sich diese Bodenvorratswirt-

schaft in vertretbaren Grenzen hält, ist sie ein

nützliches Mittel für die Finanzierung der Ver-

kehrsanlagen.

Arbeitsstätten und Siedlung dürfen nach diesen
Ausführungen nicht zu weit voneinander entfernt
liegen. Außerdem muß in städtebaulicher Hinsicht
darauf Rücksicht genommen werden, daß Form
und Lage der Siedlung und ihre Verteilung im

Stadtkörper einer sonstigen Entwicklung der Stadt

nicht hinderlich sind; die Entwicklung unserer
Städte muß auf alle Fälle ela stisch bleiben!

Wirtschaftlich gerechtfertigte Siedlungsformen.

Jm Ruhrgebiet werden nur wenige Arbeitslose
für die landwirtschaftliche Umsiedlung in Frage
kommen ; ein geringer Teil wird sich in der

Kleintiergartensiedlung unterbringen
lassen. Da landwirtschaftliche Flächen im engeren

Jndustriebezirk n u r b e s ch r ä n kt zur Ver-

fügung stehen, also die Erwerbslosen in der Nähe
der Arbeitsstätten nicht untergebracht werden

6) Band 4 der »Forschungsstelle f. Siedlungs- und

Yohnungswesena. d. Universität Münster i. W.«

. 138.
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können, so ist man nur auf Bauland angewiesen,
das jedoch infolge der hohen Preise vorläufig für
die Siedlungsform ausscheidet. Infolgedessen
kommen nur die Nandgebiete in Betracht und da

genügend Wohnraum vorhanden ist, wäre die

Abgabe von G r a b e l a n d noch die einzige Mög-
lichkeit. Jedenfalls wird die S t a d t r a n d -

siedlung im Nuhrgebiet für die Zukunft ab -

gelehnt! Nach einer amtlichen Statistik be-

trug bis Dezember 1932 die Anzahl der Stadt-
randsiedlungen (Kleinsiedlerstellen) im ganzen
Deutschen Reich 26 086. Hiervon hatte Preußen
16 252 Stellen und von diesen wieder der r h e i n.-

westfäl. Jndustriebezirk 5434 Stadt-

randsiedlungen. Hiernach hat also Nheinland und

Westfalen ein Drittel sämtlicher Stadtrandsied-
lungen in Preußen aufzuweisen. Die Stadt-

randsiedlung verringert aller-

dings die Zahl der Arbeitslosen
nicht. Infolgedessen kommt für die

Entlastung des Arbeitsmarktes der

Nebenerwerbssiedlung erhöhte Be-

deutung zu, die sich aber bisher im

Nuhrbezirk noch nicht recht durch-
setzen konnte.

Auch im Märkischen Bezirk muß die Aussied-
Iung gefördert werden, da hier für die Siedlungs-
tätigkeit bei sterbender Industrie und schwierigen
Produktionsverhältnissen sehr schlechte Aussichten
bestehen. Etwas günstiger liegen die Verhältnisse
im Siegerländer Bezirk. Die Arbeiter verrichten
vorläufig neben ihrer industriellen Berufstätig-
keit noch Landwirtschaft und deswegen muß diese
Siedlungsform beibehalten und gefördert werden,
um so den Uebergang in die b äuerliche Be-

triebsform zu erleichtern. Zusatzstellen kommen

hier infolge des zunehmenden Niedergangs der

Industrie kaum in Frage. Jm Minden-Navens-

berger Bezirk sind die Siedlungsmöglichkeiten sehr
aussichtsreich, jedoch können neue Bauernwirtschaf-
ten bei dem herrschenden Kleinbesitz und dem

Fehlen von Oedland kaum gegründet werden. An-

dererseits ist hier die Verkehrslage so schlecht, daß
Neusiedlungen unter sehr schwierigen Verhält-
nissen errichtet werden müssen und demzufolge
die Nebenerwerbssiedlung hier bessere
Aussichten hat. Was nun den Münsterländischen
Textilbezirk anbelangt, so sind hier alle Por-

aussetzungen für eine kleinsiedlerische
Tätigkeit gegeben. Die N e b e n e r w e r b s -

möglichkeiten in der Industrie sind hier günstiger
als in den anderen Bezirken, so daß die all-

gemeine Schaffung von 2——4 Morgen großen
Zusatzstellen unbedingt Förderung verdient.- Die

hier vorhandenen landwirtschaftlichen Familien-
betriebe stoßen ständig freie Arbeitskräfte in

großen Massen ab, so daß es unbedingt nötig
ist, diese beständigen Kräfte seßhaft zu machen,
d. h. Nebenerwerbssiedlungen mit

Beschäftigung in der Industrie. Außer den



25 000 Hektar Großbetrieben weist dieser Bezirk
noch 8000 Hektar Oedland auf. Angesichts der

großen landwirtschaftlichen Betriebe und großer
Flächen Oedlands ist der Münsterländische Bezirk
aufnahmefähig für dauernd Erwerbslose aus an-

deren Bezirken, weil hier Neustellen und beson-
ders Kleintiergarten-Vollsiedlun-
g e n begünstigt werden können. Gute Siedlungs-
möglichkeiten besitzt der Westsälische Landwirt-

schaftsbezirk infolge seiner großen Zahl von land-

wirtschaftlichen Betrieben und seines großen Pro-
zentsatzes helfender Familienmitglieder Hier fin-
det in der jetzigen Krise immer eine Ansammlung
von Arbeitskräften statt, die bisher in industriel-
len Betrieben untergebracht werden konnten. Um

diese Kräfte seßhaft zu machen ist es nötig, daß im

Norden und Süden dieses Bezirkes klein -

b ä u e r l i ch e Ansiedlungen vorgenommen wer-

den. Diese beiden Teile des Bezirks eignen sich
besonders für Ansiedlungen, da sich hier etwa

6000 Hektar bzw. 5000 Hektar Oedland befinden.

Im rhein.-westfäl. Industriebezirk
liegt also hiernach das Schwergewicht der künfti-
gen Siedlungstätigkeit in den industriell
durchsetzten ländlichen Bezirken. Für
eine Umsiedlung in zusammengefaßter Form feh-
len überall im ganzen Industriebezirk die Vor-

aussetzungen, daher tritt der Einzelsiedler
um so stärker hervor. In bezug auf die städte-
baulichen Forderungen sei in diesem Zusammen-
hang an den bekannten Leitsatz erinnert: »Die Zu-
kunft des Städtebaues liegt hinter uns, vor uns

der Dorfbau.« Neue Siedlungsformen brauchen
wir nicht. Sorgen wir für Weiterentwicklung
der Zellen, d. h. der kleinen und kleinsten Ort-

schaften des flachen Landes in ihrer organischen
Eigenart und ländlichen Wesenheit.

Von allen wirtschaftlichen Fragen der Siedlung
ist bisher in der Oeffentlichkeit der Um l eg u n g

wenig Beachtung geschenkt worden. Vielleicht aus

dem Grunde, weil die Umlegung keine rein sied-
lerische Tätigkeit, sondern eine V o r a r b e it zur

Siedlung darstellt, indem sie die Voraussetzung
für jede Siedlungsform und Siedlungsmöglichkeit
schafft. Die Umlegung ist aber eine sehr wichtige
Vorarbeit des gesamten Siedlungswesens und

daher von weittragender Bedeutung. Ueber die

Umlegung und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung
hat vor einiger Zeit Landeskulturdirektor Kö-

nig, Münster7), an Hand von Forschungsergeb-
nissen eingehende Ausführungen gemacht. Die

Bedeutung der Umlegung kann man nicht besser
kennzeichnen, als es der Oberpräsident F u ch s der

Nheinprovinz mit folgenden Worten getan hat:
»Die Zusammenlegung (Umlegung) ist die Vor-

aussetzung für eine wirtschaftliche Bearbeitung

7) Band 7 der »Forschungsstelle«,S. 67, über »Um-

legung, Meliorationen und Siedlung in Westfalen«.
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des Mittel- und Kleinbetriebes, der ohne Zusam-
menlegung garnicht mehr bestehen kann, sowie die

unerläßliche Vorbedingung für Bodenverbesserun-
gen jeglicher Art.«

Unter Umlegung versteht man folgendes: Die

vermengt liegenden oder unwirtschaftlich gestalte-
ten Grundstücke verschiedener Eigentümer einer

ganzen Feldmark zusammenzulegen und gleich-
zeitig ein zweckmäßigesWege- und Grabennetz zu

schaffen. Es fehlt hier leider der Raum, um län-

gere Erläuterungen über die in Westfalen ge-

machten Erfahrungen zu bringen. Bemerkt sei
nur, daß die durch die Umlegung hervorgerufene
Steigerung der landwirtschaft-
lichen Noherträge in allen westlichen Pro-
vinzen laut amtlichen Ermittlungen etwa 25—45

v. H. und nach Angaben des Landeskulturamts-

Präsidenten B a r t e n st e i n in Merseburg durch-
schnittlich ZZZ v. H. beträgt. Die Umlegung ist
aber auch in bevölkerungspolitischer
Hinsicht wichtig, indem nämlich die bäuerliche

Wirtschaft gefestigt und vermehrt wird und ar-

beitsmarktpolitisch eine nicht unerhebliche Zahl
Erwerbsloser beschäftigt wird. Die langjährigen

Erfahrungen der Landeskulturbehörden haben ge-

lehrt, daß auf je 1000 Hektar ausgeführte Um-

legung etwa 20 000 Tageswerke an Lohnarbeit
entfallen.

Zu den dringlichsten Fragen der Siedlung und

gleichzeitig zu den wirtschaftlich erfolgreichsten ge-

hört ferner im Industriebezirk die Kultivie-

rung des Oedlandes Da hierüber Erfah-
rungen und Forschungsergebnisse vorliegen, so sol-
len einige Angaben mitgeteilt werden. Besonders
interessiert uns hier das

»Emsland, als Kolonialland des deutschen

Westens«8).

Die geographische Lage Emslands ist folgende:
Emsland liegt nördlich an der westfäl.-hannover-
schen Provinzialgrenze, erstreckt sich im Norden bis
PapenburgXLeer und wird westlich von der hol-
ländisch-deutschenStaatsgrenze abgeschlossen

Emsland ist das ausgesprochene
landwirtschaftliche Siedlungsland
des deutschen Westens. Es liegt gewisser-
maßen vor den Toren des rhein.-westfäl. Indu-

striebezirks und ist infolgedessen dazu berufen, den

Vermittler zwischen Industrie und Landwirtschaft
zu spielen, d. h. der im Emsland angesiedelte,
gegenwärtig dauernd erwerbslose Industriearbei-
ter wird zum Abnehmer der von ihm benötigten
industriellen Erzeugnisse, und anderseits findet er

in der durch diese Leistungen kaufkräftig gemach-

8) A. a. O. S. 130 u. f. »Emsland — das Siedlungs-
land des deutschen Westens« von Neg.-Präsident Dr.

Sonnenschein, Osnabrück. «
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ten Industrie wiederum wachsende Absatzmöglich-
keiten für seine landwirtschaftlichen Erzeugnisse.
Emsland erstreckt sich über 392 000 Hektar, wovon

noch über etwa 150 000 Hektar = 38,9 v. H. der

Gesamtfläche unkultivierte Heide und
Moor sind. Außerdem beträgt in diesem Be-

zirk die Bevölkerungsdichte nur 43,61
Einwohner auf 1 Quadratkilometer, gegenüber
69,18 im Reg.-Bez. Osnabrück, zu dem Emsland

gehört, und 133,1 im Deutschen Reich. Der Kreis

Hümmling im Emsland ist mit 26,39 sogar
der gering besiedelste Kreis in ganz
Preußen. Emsland ist demnach im wahren Sinne
des Wortes das Kolonialland des deutschen We-

stens, was schon daraus hervorgeht, daß z. B.
der O st e n, das Vorbild des deutschen Siedlungs-
landes, d r e i m al dichte r bevölkert ist als der
Kreis Hümmling!

Die Verkehrswege im Emsland sind sehr schlecht-
Noch heute gibt es 112 Gemeinden oder größere
Ortschaften, die keine festen Straßen, sondern nur

grundlose Sandwege haben. Dazu kommt, daß in-

folge Fehlens guter Wege und Straßen der Ab-

satz der landwirtschaftlichen Erzeugnisse sehr
schwer ist.

Aus diesem Grunde müssen im Emsland, um

eine volkswirtschaftlich ertragreiche Siedlung zu

gewährleisten, vor allem gute und brauchbare
Berkehrsmöglichkeiten geschaffen werden. In der

Nachkriegszeit sind im Emsland in Form der Ko-

loniesiedlung bzw. als Anliegersiedlung bereits

800 Siedlungen neu gegründet worden. Bei dieser
Gelegenheit sei noch auf die Finanzierung
der Oedlandsiedlungen hingewiesen-M Einem

Oedlandsiedler ist in den ersten Jahren die Auf-
bringung von Zinsen für die Kredite nicht mög-
lich, da mehrere Jahre vergehen, bis überhaupt
die ersten Erträge erzielt werden. Folgende Be-

dingungen sind daher zu erfüllen: Im 1. bis 3.

Jahre keine Leistungen, im 4. bis 9. Jahre jähr-
lich 3 v. H. Zinsen und vom 10. Jahre an fort-
laufend jährlich 4 v. H. Zinsen und Z v. H. Til-

gung bis zur Abtragung des Kapitals. Die

Durchschnittsleistung soll 5 v. H. im ganzen aus-

machen. Was in den ersten Jahren gespart wird,
ist zum Schlusse bei gleichbleibender Jahres-
leistung nachzuzahlen.

Jedenfalls sind alle vorhandenen Oedland-Län-

dereien des Emslandes kultur- und besiedlungs-
fähig. Die noch nicht kultivierten Teile der Links-

emsischen Moore betragen noch 4500 Hektar, die

der Nechtsemsischen Moore 10 000 Hektar. Jns-

gesamt soll die gesamte Oedlandfläche der Ems-

kreise, wie schon bemerkt, etwa 150 000 Hektar be-

tragen. Unter den vorhin erwähnten 800 neu

o) A. a. O· S. 146 u. f. über »Landwirtschaftl. Sied-

lung im Emsland« von Dr. Schulte, Lingen.

gegründeten selbständigen landwirtschatflichen
Siedlungen sind 350 Einzelsiedlungen, die durch-
schnittlich eine Größe von 10—-15 Hektar haben.
Um nun die Erstellung neuer Siedlungen zu be-

günstigen und gleichzeitig über die erforderlichen
Mittel zu verfügen, wurde im Dezember 1926 die

Siedlungsgenossenschaft »Emsland«
e. G. m. b. H. in Lingen gegründet. Bisher wur-

den in etwa 40 Gemeinden 2600 Hektar von der

Genossenschaft erworben und in 220 Stellen auf-
geteilt und besiedelt. Der Genossenschaft gelang
es eine Siedlerstelle von 12—15 Hektar, die im

Osten bis 1930 etwa 30—35 000 NM an öffent-
lichen Mitteln erforderte, hier mit etw a

15 000 RM zu e r richte n. Neuerdings hat die

Genossenschaft die Aufschließung und Besiedlung
der Linksemsischen Moore begonnen. In diesem
Gebiet befindet sich kein ordnungsmäßiger Gra-

ben, Weg oder Baum. Die Erschließung der

Linksemsischen Moore muß durch Anlage des

Hauptverfluters, des sogenannten Walchumer
Schlootes erfolgen, der im Unterlauf eine

Sohle von 5 Meter Breite erhält und die Anlage
von Binnengräben notwendig macht, die oft eine

Länge von 6 Kilometer und eine Sohlenbreite
von 1 Meter erhalten müssen, dazu kommen An-

lagen von Wegen und der Bau von besteinten
Straßen. Wie bereits im ersten Abschnitt unter

»Arbeitsmarktpolitische Verhältnisse« berichtet,
sind diese Arbeiten im Januar 1932 im freiwilli-
gen Arbeitsdienst in Angriff genommen worden.

Bei den hier in Frage stehenden neuen Sied-

lungsplänen im Emsland ist nun die F o r m bzw.
die Siedlung s art von besonderem Interesse.
Vor allem ist ein Unterschied zu machen, zwischen
der Siedlung in der Nähe bereits vorhandener
Ortschaften und der Neusiedlung in den entlege-
nen völlig öden Moorflächen. Nach Möglichkeit
will man Vollerwerbs-Siedlungen
schaffen, d. h. Siedlungen, die so ertragreich sind,
daß sie einer Familie eine volle Ackernahrung ge-

währleisten. Dazu gehört freilich, daß der Boden

sür eine Reihe von Jahren das Fortkommen der

Siedlerfamilien sichert und die Rücklegung von

Ersparnissen ermöglicht. Jnsbesondere will man

Unterschiede in der Größe der Stellen ma-

chen, um einmal die Beschäftigungsart der Siedler

zu beeinflussen und-ihrer Eignung zu landwirt-

schaftlicher oder gewerblicher Betätigung ent-

gegenzukommen. Aber selbst den Fall gesetzt, daß
man einen Teil der Siedler nur halbe Ackernah-
rung gibt, ist im Emsland auch die Frage des

Nebenerwerbs günstig gelöst- Nach den

Bestellungsarbeiten im Frühjahr bis zum späten
Herbst ist die Hauptkraft der Siedlerfamilie für
andere Arbeiten frei, so daß Frau und Kinder

in dieser Zeit die obliegenden Arbeiten gut allein

erledigen können. Während dieses halben Jahres
bietet sich nun den Siedlern Gelegenheit ander-

weitiger Beschäftigung und zwar in der He-
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ringshochseefifcherei10) zu finden, die ein

Saisongewerbe ist und gewöhnlich vom Juni bis

Dezember dauert. Die Gagenverhältnisse sind ge-

regelt; die Arbeiter erhalten außer einem festen
Lohnsatz Anteil an dem Fange in dem sogenann-
ten »Kantjegeld«. Je nach ihrer Stellung an

Bord sind die Verdienste geringer und größer.
Jedenfalls ist beispielsweise der Verdienst bei jün-
geren Leuten so ausreichend, daß sie selbst ohne
jede Arbeit die Wintermonate gut überstehen.

Zusammenfassung

Wenn ich jetzt die Ergebnisse der arbeitsmarkt-
politischen, verkehrstechnischen und wirtschaftlichen
Verhältnisse im rhein.-westfäl. Jndustriebezirk
kurz zusammenfasse, so kann man daraus folgen-
den Schluß ziehen:

Der A r b e i t s m a r kt wird in Rheinland und

Westfalen wegen der beträchtlichen Anzahl dau-

ernder Erwerbsloser, die infolge des Darnieder-

liegens des Bergbaues und anderer eisenschaffen-
den Industrien auch noch b e r ufs l o s geworden
sind, in den nächsten Jahrzehnten kaum merklich
entlastet werden. Selbst die Um- bzw. Ansiedlung
stößt gerade hier auf große Schwierigkeiten, so
daß arbeitsmarktpolitisch die Verhältnisse in

Nheinland und Westfalen sehr ungünstig liegen.

Verkehrstechnisch und städtebaulich ist
die Lage im rhein.-westfäl. Jndustriebezirk gleich-
falls sehr schwierig. Um einmal den berechtigten
Forderungen der Siedler in bezug auf billige Ta-

rife und bessere Verbindungen von und zur Sied-

lung und anderseits um den berechtigten städte-
baulichen Forderungen nachzukommen, dazu ge-

hört, daß die Siedlungsbewegung be-

hördlich früher als bisher erfaßt
w e r d e n m u ß. Die vorzeitige Besitznahme von

Land, das Siedlungszwecken dienen soll, hat den

weiteren Vorteil, die P r e i s g e st a l t u n g von

Grund und Boden günstig zu beeinflussen. Die
Gemeinde muß das in ihren Besitz übergegangene

.

1») A. a. O. S. 157 »Anregungen für die Siedlung
im Emsland« von Dr. Lübbers, Emden.

Nohland im rechten Augenblick und in billiger
Form erschließen11).
Sachverständige des Enquete-Ausschusses wie

Dr. S chm i d t, Siedlungsverband Nuhrkohlen-
bezirk, Essen, Dr. N a p p a p o r t, Erster Beige-
ordneter, Essen, u. a. hatten bereits 1931 in ihrem
Bericht darauf hingewiesen, daß es vor allem auf
die angemessene E r s chl i eß u n g des Geländes
ankommt. Soweit es sich besonders im rhein.-
westfäl. Jndustriebezirk um kleinere Baugruppen
einzelner Siedler und um eine sehr lockere Vertei-

lung des Wohnungszuwachses auf das ganze
Stadtgebiet handelt, wird eine Mitwirkung der
kommunalen Stellen beim Grundstückshandel und
bei der eigenen Erschließung stets notwendig sein.

Das Für und Wider der verschiedenen Sied-

lungsarten in den einzelnen Bezirken läßt sichkurz
wie folgt zusammenfassen:

Im Nuhrgebiet werden Nebener-

werbssiedlungen empfohlen, da-

gegen weitere Stadtrandsiedlun-
gen abgelehnt.

Jm Märkischen Bezirk kommt nur die

Aussiedlung als solche in Frage, während im

Siegerländer Bezirk ebenso wie im

Münsterländer Bezirk die Nebenerwerbs-

siedlung gute Aussichten auf Erfolg hat und au-

ßerdem der letztere Bezirk sehr geeignet für Voll-

erwerbssiedlungen ist. Der M i n d e n - R a v e n s-

berger Bezirk dagegen hat nur Raum für
Nebenerwerbssiedlungen und schließlichder W e st-
fälische landwirtschaftliche Bezirk
eignet sich vorzüglich für kleinbäuerliche Ansied-
lungen und Vollerwerbssiedlungen. Als Sammel-
becken für Aus- und Ansiedlungen aller Bezirke
des rhein.-westf. Jndustriegebietes kommt beson-
ders

» E m s l a n d
«

in Frage, das infolge seines
großen Besitzes an Oed- und Moorland und seiner
günstigen nebenerwerbslichen Beschäftigungs-
arten die Möglichkeit für Nebenerwerbs- und

Vollerwerbs-Siedlungen in großer Auswahl bietet.

11) Enquete-Ausschuß UT »Der deutsche Wohnungs-
bau«. Verlag E. S. Mittler sc Sohn, Berlin 1931,
S. 211X212. über »Die wirtschaftl. Grundlagen des

Wohnungsbaues im rhein.-westf. Jndustriegebiet.«

..TL!LEIMU
was-währka-

Politik fund Wirtschaft
Der Umbruch des gesamten öffentlichen Lebens

vollzieht sich mit derartiger Schnelligkeit und

Folgerichtigkeit, daß es notwendig ist, die Fülle
von Einzelmaßnahmen in Siedlung und Wirt-

schaft immer wieder in die tragenden Leitgedan-
ken der nationalsozialistischen Bewegung einzu-
gliedern und an ihnen zu beurteilen. Am

23. März umriß Adolf Hitler vor Annahme des

Ermächtigungsgesetzesdas gesellschaftliche Pro-

gramm des nationalsozialistischen Wiederaufbaus
folgendermaßen: ,

»Das Programm des Wiederaufbaues von Volk
und Reich ergibt sich aus der Größe der Not un-

seres politischen, moralischen und wirtschaftlichen
Lebens. Erfüllt von der Ueberzeugung, daß dieser
Zusanimenbruch seine Ursachen im inneren Zentrum
des Volkskörpers hat, ist es das Ziel der Regierung
der nationalen Nevolution, diejenigen Gebrechen
aus unserem völkischen Leben zu beseitigen, die auch

ZnZukunftjeden tatsächlichenWiederaufstieg ver-

in ern.«
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Die große Rede des Reichskanzlers am 1. Mai
erläutert die wirtschaftliche Seite dieses Pro-
gramms:

»Wir ·wollen das Vertrauen stärken nicht nur zu
Dir selbst, deutsches Volk, nein, auch das Vertrauen

zu Deiner Regierung . . .

·Es· ist unser unverrückbarer Entschluß, mit der

Einführung der Arbeitsdienstpflicht jeden einzelnen
Deutschen, er mag sein, wer er will, ob hochgeboren
und reich oder arm, ob Sohn vom Gelehrten oder

Sohn vom Fabrikarbeiter, einmal in seinem Leben
zur Handarbeit zu führen, damit er sie kennen-

lernt, damit auch er einst leichter befehlen kann,
weil er selbst vorher zu gehorchen gelernt hat . . .

· . . Befreiung der schöpferischen Initiative Von

den verhängnisvollen Einwirkungen majoritativer
Beschlüsse, nicht nur im Parlament, nein, auch in
der Wirtschaft . . .

. . . Wir werden in diesem Jahre uns bemühen,
die erste Etappe auf dem Wege einer organi-
schen Wirtschaftsführung zurückzulegen in der Er-
kenntnis: es gibt keinen Aufstieg, der nicht be-

ginnt bei der Wurzel des nationalen, völkischen und

wirtschaftlichen Lebens, beim Bauer.

Arbeitsbeschaffung in zwei großen Gruppen:
1. durch die Selbsthilfe des Volkes. Jeder

Einzelne hat die Pflicht, nach seinem Vermögen mit-

zuhelfen, Arbeit zu schaffen.
· «

2. Es wird ein großes, gewaltiges Werk in diesem
Jahr in Angriff genommen, mit welchem wir die

deutschen Bauten, die Häuser wieder in Ord-

nung bringen werden und damit für Hundert
und Hunderttausende Arbeit schaffen werden.

3. Weiter aber ein Riesenprogramm. das wir

nicht der Nachwelt überlassen wollen, sondern das
wir verwirklichen müssen, ein Programm, das wohl
Milliarden erfordert, das P r o g r a mm u n s e r e s

Straßenneubaues . . .

. .. Endlich wird ein Anlauf stattfinden fgegen
die Unerträglichkeit der heutigen
Zinssätze. Wir werden auch hier den Entschlusz
durchführen, der uns Nationalsozialisten seit vielen

Jahren eine Selbstverständlichkeit ist. und damit in

Verbindung eine H a n d e l s p o l i t ik durchführen,
die uns die Stetigkeit der Produktion sichert. ohne
die deutsche Landwirtschaft zu vernichten . . .«

Sänitliche Teile dieses Programms sind bereits

in Durchführung oder Vorbereitung begriffen.
Rach Mitteilung des Staatssekretärs für den

Arbeitsdienst, Oberst a. D."Hierl, soll der frei-
willige Arbeitsdienst ab 1. Oktober 1933 durch
einen staatlichen Arbeitsdienst abgelöst werden,
der zunächst ebenfalls noch freiwillig ist und ein

Arbeitsheer von 120 000 Mann umfassen soll. Die

Arbeitsdienstpflicht soll mit dem 1. Ja-

nuar 1934 einsetzen, und zwar soll dann der Jahr-
gang herangezogen werden, der im Jah re 1934

das 19. Lebensjahr beendet. Da es nicht möglich
fein wird, den ganzen Jahrgang auf einmal ein-

zuziehen, wird manjedieHälfte des Jahr-
ganges auf ein halbes Jahr zum
D i e n st h e r a n z i e h e n. Dieses Arbeitsdienst-
heer wird voraussichtlich 350000 Mann

umfassen. Jn den f o l g e n d e n J a h r e n sollen
die ganzen Jahrgänge geschlossen für ein ganzes

Jahr eingezogen werden. Die Führer des Ar-

beitsdienstes sollen nach Möglichkeit zunächst aus

den Reihen der bisherigen Lagerführer entnom-

men werden. A rb eiten für die Beschäftigung
der Arbeitsdienstpflichtigen werden, wie Staats-

sekretär Hierl mitteilt, in ausreichender Menge
vorhanden sein. Allein für Vodenverbesserungs-
arbeiten können auf mindestens 10 Jahre 800 000

bis 900 000 Mann eingesetzt werden. Auch bei
den Arbeitsbeschaffungsplänen der Reichsregie-
rung ist die Heranziehung der Arbeitsdienstwilli-
gen in Aussicht genommen. Rotwendig sei dabei
die Schaffung einer amtlichen Stelle, die die ge-

samte Arbeitsbeschaffung für den staatlichen Ar-

beitsdienst einheitlich in die Hand nimmt.

Liegen die Aufgaben des Arbeitsdienstes in

erster Linie auf gesellschaftlichem und sittlichem
Gebiet, in der Ueberwindung der vom Marxis-
mus aufgerissenen Gegensätze von Stand und

Klasse, so soll mit der »Befreiung der

schöpferischen Initiative von ver-

hängnisvollen Einwirkungen majo-
ritativer Beschlüsse« gleichzeitig die

demokratische Verantwortungslosigkeit durch Ver-

stecken hinter anonymen Mehrheiten und die Ver-

gewaltigung des schöpferischenJdealismus durch
marxistische V e r m a s s u n g überwunden werden.
Der Weg, auf dem eine Festigung der selbstver-
antwortlichen Jndividualwirtschaften und ihrer
Verbindung zu einem organischen Wirtschaftskör-
per erreicht werden wird, geht aus der in Gang
befindlichen Umschmelzung der wirtschaftlichen
Berbände hervor. Auf die Ausschaltung
der Parlamente von Reich und von Län-

dern durch das Ermächtigungsgesetz vom 25. März
folgt das Gesetz über den vorläufigen
Reichswirtschaftsrat vom 5. April, dessen
60 Mitglieder »auf Vorschlag der Regierung be-

rufen werden«. Dem Führergedanken entspre-
chend tritt damit bei dieser zukünftigen obersten
berufsständigen Kammer das Ernennungs- an-

stelle des Wahlprinzips· Die kleine Mitgliederzahl
wird hierbei einer Ergänzung durch hinzu-
gezogene Sachverständige bedürfen. Gleichzeitig
wird der zukünftige Vorsitzende des Reichswirt-
schaftsrates Dr. Otto Wagner mit der kommissa-
rischen Leitung des Reichsverbandes der
d eutsch en Industrie betraut, dessen Gleich-
schaltung sich gleichfalls reibungslos vollzieht. Es

folgen die Gleichschaltung der landw i rt-

schaftlichenBerufsständeund dieGleich-
schaltung der Gewerkschaften, die für den

zukünftigen Wirtschaftsfrieden und für die zu-

künftige Sozialpolitik von entscheidender Bedeu-

tung sind. »Reichsstände des Handels
und des Handwerks« sind in der Bildung
begriffen. Die Problematik des ständigen Auf-
baus des Handwerks erhellt dabei aus einem

Gesetzentwurf des Reichsverbandes des deutschen
Handwerks »zur Aenderung der Gewerbeord-

nung«, der unter dem Eindruck des Existenz-
kampses des Handwerks den Zunftzwang und den
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schon oftmals im 19. Jahrhundert geforderten
»großen Vefähigungsnachweis« eingeführt wissen
will. Vonseiten des Baugewerbes werden hier
Bedenken geäußert, daß kombinierte Baubetriebe

in allen Betriebszweigen Leiter mit Meistertiteln
anstellen müssen, und daß die notwendige Elasti-
zität der Betriebsführung und des technischen
Fortschrittes hierbei gefährdet werden könnte. Es

wird hier und in anderen Fällen fester Ziel-
setzung bedürfen, um zwischen berechtigten berufs-
ständigen Interessen und zwischen der »Befreiung
der schöpferischenInitiative« auch im Handwerk
den notwendigen Ausgleich zu finden. Auf dem

Gebiet des Siedlungswesens wird da-

gegen einstweilen die Gruppierung der Siedlungs-
verbände immer unübersichtlicher und;verworre-
ner. Zurzeit arbeiten neben- und gegeneinander
eine den früheren Negierungskreisen nahestehende
»Neichsarbeitsgemeinschaft für das Siedlungs-
wesen«, eine dem Architekten- und Ingenieur-
verein nahestehende »Arbeitsgemeinschaft für die

Siedlung« und eine »Neichsgemeinschaft für deut-

sches Siedlungswesen«. Eine Gleichschaltung die-

ser Siedlerverbände setzt eine Gleichschaltung der

behördlichen Siedlungsträger voraus, die im

Gange ist.
Noch tiefer in die wirtschaftlichen Probleme
führt die Gleichrichtung des E e n t r a l v e rb a n-

des des deutschen Bankiergewerbes,
dessen Vorsitz Dr. Fischer von der Neichskredit-
gesellschaft und dessen Gleichschaltung Dipl.-Ing.
Daitz vom Verbindungsstab der NSDAP. über-

nommen haben. Dr. Fischer erblickt in Maß-
nahmen, die auf Förderung der Kapitalbildung
und auf Stärkung des Vertrauens hinwirken, den

besten Anreiz zur Wiederherstellung des privaten
Kredites. Dipl.-Ing. Daitz sieht ergänzend in
einer Senkung der Zinsen für Leihkapital und in

einem höheren Ertrage des in der Wirtschaft ar-

beitenden Kapitals die erste Voraussetzung einer

wirtschaftlichen Gesundung Während vor dem

Krieg der durchschnittliche Zins des Leihkapitals
etwa 47» und der durchschnittliche Zins des arbei-
tenden Kapitals etwa 8975 betragen habe, sei es

heute umgekehrt. Infolgedessen sei es heute vor-

teilhafter Geld auszuleihen, als mit ihm produk-
tiv zu arbeiten.

Durch einen neuen Gesetzentwurf über

die Entschuldung der Landwirtschaft
sollen die Grundkreditanstalten entsprechend an-

streben, den Zinssatz auf 4Z zu senken. So not-

wendig gerade in der Landwirtschaft diese Zins-
senkung ist, kann sie sich jedoch in Verbindung
mit dem Sicherungsverfahren gegen Zwangsver-
steigerungen dahin auswirken, daß auch die über-

schuldeten Großgüter noch länger als bisher in

Händen ihrer Besitzer bleiben und daß ihre Frei-
gabe für die bäuerliche Siedlung noch mehr ein-

geschränkt wird. Andererseits haben sich die

Kursstände auf dem Nentenmarkt, auf dem
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Aktienmarkt und auf dem Pfandbriefmarkt in-

folge des wachsenden Vertrauens zum national-

sozialistischen Staat seit dem 5. März stark ge-

bessert. Unerschüttert ist im allgemeinen auch der

Nealkredit der Altwohnungen geblieben. So

meldet die Württembergische Landeskreditanstalt.
daß die Schuldnermoral in ganzen erhalten ge-
blieben sei, und daß die erststelligen Hypotheken
bei Verkäufen im allgemeinen noch immer inner-

halb von 55Z des Erlöses gelegen hätten, ein

Ergebnis, daß allerdings nicht ohne weiteres auf
andere deutsche Landesteile verallgemeinert wer-

den kann. Fehlleitungen durch übergroße Mas-
sierung von Wohnungen in Großstädten und in

Industriezentren werden offen zugegeben. Neu-
b eleihung en von Wohnungen werden freilich
nicht, wie das Institut meint, unter völliger Ver-

nachlässigung des latent objektiven Wohnungs-
bedarfs ausschließlichnur bei Sicherung dauern-
der Verdienstmöglichkeit — welche Bevölkerungs-
kreise haben diese heute überhaupt noch? — nach
individuellem Ermessen der Privatbanken vor-

genommen werden können. Hier werden ebenso
Mittelwege zwischen einer mit Recht beanstan-
deten übergroßen planwirtschaftlichen 3entrali-
sierung und einer restlosen privatwirtschaftlichen
Individualisierung der Kreditgewährung gesucht
werden müssen. Hält doch die Württembergische
Landeskreditanstalt selbst generelle Maßnahmen
zur wirtschaftlichen Erhaltung des Neuhausbesitzes
durch Zinsermäßigung, durch Tilgungsaussetzung
und durch Natenzahlung für notwendig.

Noch dringlicher wird endlich eine Lösung
der alten Frage der 2. Hypotheken
Die Preußische Wohnungskreditanstalt hat bisher
eine Beleihungstätigkeit aus den Nückflüssen der

Hauszinssteuerhypotheken noch nicht aufnehmen
können. Dagegen haben Sachsen und Braun-

schweig bereits mit der Durchführung des

Nichardi-Planes Ernst gemacht, der be-

kanntlich die Nückflüsse der insgesamt investierten
5,2 Milliarden Hauszinssteuerhypotheken für die

laufende Beschaffung zweitstelliger Hypotheken
dienstbar machen will. Beide Länder gewähren
bis zur reichsgesetzlichen Regelung dieser Frage
Bürgschaften für zweite Hypotheken. Sachsen
schafft zu diesem Zwecke einen Sicherungsstock in

Höhe von 1-« der verbürgten Hypothek. Wieweit

diese Maßnahme bei der jetzigen Lage des Kapi-
talmarktes von Erfolg begleitet sind, bleibt ab-

zuwarten.

Das wieder erwachende Vertrauen auf dem

Geld- und Kreditmarkt dürfte auch eine erste Vor-

aussetzung für den privatwirtschast-
lichen Teil des Arbeitsbeschaffungs-
p r o g r a m m s des Neichskanzlers Adolf Hitler
sein, nach dem es Pflicht eines jeden Einzelnen
ist, nach seinem besten Vermögen Arbeit zu schaf-
fen. Zu diesem Appell an die Selbsthilfe des



Einzelnen treten weitere Programme V e r -

mehrter Hausreparaturen und eines

gewaltigen Straßenneubaus. Beide

Programme verdienen die wärmste Unterstützung
und fordern zur Vermeidung von Fehlinvesiie-
rungen eine planmäßige Durchführung, die allein

durch das dem Reichsarbeitsministerium anzu-

gliedernde Arbeitsbeschaffungsamt nicht geleistet
werden kann. Hierzu bedarf es einer Verbreite-

rung der regionalen Landesplanungen, um dafür

zu sorgen, daß in den Sanierungsvierteln und in
den Baugrundstücken an dringlich zu verbreitern-
den Verkehrsstraßen keine oder nur notwendigste
Mittel für neue Reparaturen angelegt werden,
und daß die Investierungen im Straßenbau nach
gut durchgearbeiteten regionalen Straßenplanun-
gen erfolgen, in denen die notwendigen Um-

gehungsstraßen und Durchbruchsstraßen innerhalb
der städtischen Gemarkungen einwandfrei geklärt
sind. Dr. F. N.

Besprechungen
Graf Vitzthum: Baugesetz für den Freistaat

Sachsen. Iuristische Handbibliothek Band 326.

Roßbergsche Verlagsbuchhandlung, Leipzig
1932.

T r o i tz s ch: Baugesetz für den Freistaat Sachsen.
4. Auflage. Roßbergsche Verlagsbuchhand-
lung. Leipzig 1932.

Das Sächsische Baugesetz von 1900 galt jahr-
zehntelang als mustergültig. Die Fortschritte im

Bauwesen, die veränderten wirtschaftlichen Ver-

hältnisse der Nachkriegszeit sowie die Notwendig-
keit, das Baurecht der Gemeindeordnung von 1925

anzupassen, ergab den Wunsch nach einer Neu-

reglung. Seit 1926 sind die Arbeiten auf Ab-

änderung des Baugesetzes im Gange, aber immer

wieder wurde ihre Durchführung aus politischen
Gründen verhindert. Nunmehr liegt in dem

»2. Gesetz zur Aenderung des Allgemeinen Bau-

gesetzes« vom 20. Juli 1932 die Neureglung des

Sächsischen Baurechtes vor. Das Gesetz bringt ent-

sprechend den Anforderungen der Gegenwart zu-

nächst einmal Aenderungen in den Verfahrens-
vorschriften. Die Bebauungspläne werden nicht
mehr vom Ministerium, sondern von der Kreis-

hauptmannschaft genehmigt. Vor allem trägt
das Gesetz den neuesten Anforderungen der

Städtebaukunst Rechnung, insbesondere sind die

der Gesundheit und Erholung der Bevölkerung
dienenden Freiflächen (Park- und Gartenanlagen)
genügend berücksichtigt
Völlig neu sind in dem Gesetz die Vorschriften
über die Flächenaufteilungspläne, so daß dieser
in der modernen Städtebaukunst seit längerer
Zeit erhobenen Forderung Rechnung getragen ist.
Auch den vielfach erhobenen Klagen hinsichtlich
der Anliegerleistungen sucht das neue Gesetz Rech-
nung zu tragen. Wichtig namentlich für den

jetzt immer mehr in den Vordergrund getretenen
Siedlungsgedanken ist folgendes:
Während die Bebauungspläne vergangener

Jahrzehnte in Verbindung mit den Bauordnun-

gen wesentlich mit zur Einführung des Geschoß-
hauses und des Massenmiethauses beigetragen
haben, indem sie von dieser Bauform als der

Regel ausgingen, darf nach dem neuen Gesetz in
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ländlichen Gemeinden und in Außenbezirken der
Gemeinden mit städtischem Charakter die Zahl
der Geschosse nicht mehr als 2, im übrigen nicht
mehr als 3 betragen, durch Ortsgesetz können im

Innern von ländlichen Gemeinden und in Orts-
teilen mit ländlichem Charakter 3 Geschosse, im

Innern von Gemeinden mit städtischemCharakter
4 Geschosse zugelassen werden. Bei Gemeinden
mit mehr als 50 000 Cinwohnern erhöht sich die

Höchstzahl der Geschosse auf 5, bei Großstädten
auf 6. Während nach dem alten Baugesetz die

Schaffung des Kleinhauses und des Flachbaues
die Ausnahme war, das Geschoßhaus die Regel,
ist jetzt das Gegenteil erreicht und damit einer

der wesentlichsten Forderungen des modernen

Städtebaues Rechnung getragen.
Es ist außerordentlich dankenswert, daß der

Verfasser dieses Gesetzes selbst in eingehender
Weise den Kommentar zu dem Gesetz heraus-
gegeben hat. Beigefügt sind die Ausführungs-
verordnung, die sonstigen einschlägigen Gesetze
und Bestimmungen, die Musterentwürfe für Orts-

gesetze und ein Sachregister. Der Kommentar

lehnt sich an die Bearbeitung des früher rühmlich
bekannten alten Baugesetzes von Dr. Rumpelt an.

Auch die Nebengesetze für das Bauwesen sind ein-

gehend berücksichtigt, sodaß der Kommentar für
alle, die sich mit dem Bauwesen zu beschäftigen
haben, ein unentbehrliches Hilfsmittel darstellen
wird. Cs ist zu wünschen,daß der ausgezeichnete
Kommentar dem vom modernsten Geist getrage-
nen Baugesetz ein Wegweiser für die Praxis wird.

Das Baugesetz von Troitzsch gibt lediglich
den Gesetzestext, die Ausführungsverordnung und

kurze Hinweise auf wichtige Bestimmungen des

Reichs- und Landesrechts. Für einfachere Bedürf-
nisse genügt diese Ausgabe und wird ebenfalls ein

dankenswertes Hilfsmittel für die Bauwirtschaft
sein. Dr. M· Rusch

Heinrich H auser: »Wetter im Osten«, Cugen
Diederichs Verlag, Jena 1932.

Was kann wohl die Fachwelt und die Praxis
der Siedlung und Wirtschaft von dem Dichter und

wandernden Iournalisten Heinrich Hauser er-

fahren? Ist es nicht nur Wissen des findigen Zu-



falls, einer Wünschelrutenforschunggleich, die zu

übereilter Synthese verleitet? —

Die Schrift Heinrich Hauser’s muß die Fachwelt
interessieren, im Guten und im Schlechten, denn

sie ist Mittlerin zwischen begeistertem Publikum
und den Siedlungsfachleuten. Siedlung ist aber

Volkssache. Darum liegt es im Interesse der

Praxis und der Wissenschaft, sich solcher Kontrolle
der Volksauffassungen zu bedienen.

Wie findet Hauser seine Feststel-
lung en ? Vom Sattel des Rades, vom Sattel
des Pferdes und vom Fenster des Lokalbahnzuges
aus erspäht er das Wesentliche in anscheinend
neutralen Dingen. Er beobachtet z. B. die Post-
und Verkehrsverbindungen zwischen Königsberg
und Berlin, und sieht an ihren Besonderheiten
(bei Post-, Bahn-, Flug- und Seedienst) die Sym-
bole der Jnsellage Ostpreußens. Die Gasmasken

im Fenster des Bandagisten verraten ihm das

Notwehrbewußtsein des ostpreußischen Volkes.

Solche Motive sind Hauser’s Wegweiser zu den

Nöten und Kraftquellen dieses Volkes.

Wo findet er diese offenbart? Er

fährt die schutzlosen Grenzen entlang ; dort er-

scheint ihm das Land wie ein »Gefangenenlager
hinter Stacheldraht«. Er vernimmt die Toten-

stille dieser Grenzlandschaft und die Angst in ihr.
Er erlebt in ihr nach, wie, notgeboren, das wehr-
haft nationale Leben im ganzen Lande wach und

bewußt wurde. Die unweigerliche Folgerung all

dieser Erlebnisse: für dieses Land gibt es nur eine

Rettung: die Siedlung!
Wie findet Hauser diese Rettung

vorbereitet? Nach seiner Meinung falsch
und unzulänglich Er will diese Feststellung nicht
leichtfertig machen. Er fragt den Professor, den

Siedlerberater, die Treuhandstelle. Er erkundigt
sich beim Landarbeiter, beim Bauern, beim Guts-

besitzer, beim Siedler und erfährt in der Haupt-
sache zwei Fehlerquellen: Bürokratisierung und
individueller Geschäftssinn vieler Siedlungsgesell-
fchaften. Selbst die Antworten der Gemeinnützi-
gen provinziellen Siedlungsgesellschaft, der Ost-
preußischen Landgesellschaft, die »Wert daraus
legte, ihre Stellung genau zu präzisieren«, dienen

ihm dazu, die von ihm gefundenen Fehlerquellen
zu belegen. Er fragt u. a.:

Warum sind die Siedlerstellen so teuer? Er er-

fährt, daß es Kunden gäbe mit 10- oder 15 000

RM Bargeld. Diese wollen »besten Boden« und

»massive, wohl eingerichtete Bauten«.

Warum stockt die Siedlung gerade jetzt? Das

ist leicht zu sagen. Seit der Einführung des Siche-
rungsversahrens ist das Landangebot tatsächlich
auf den 10. Teil zurückgegangen. Herrn Hauser
kommt es nicht ganz mit Unrecht merkwürdig vor,

daß nicht etwa lebensunfähige, devastierte Güter

gesiedelt werden, sondern lebensfähiger Groß-
grundbesitz, Musterwirtschaften. Wenn überschul-
dete Güter gesiedelt werden, dann muß das Land
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zu teuer verkauft werden. »Sie siedeln, um der

Bank, die ihnen nahesteht, den Wert der Hypo-"
theken zu erhalten« (S. 119).

Herr Hauser irrt zwar in vielen sachlichen Din-

gen. Im einzelnen ergibt sich dies aus der Stel-

lungnahme der Ostpreußischen Landgesellschaft im-
Archiv für innere Kolonisation 1932 S. 521—525

zu dem in der Zeitschrift »Die Tat« abgedruckten
Teil des vorliegenden Werkes. In den grund-
legenden volkswirtschaftlichen Fragen sieht Hauser
aber, intuitiv erfassend, ebenso klar, wie er das
Volk und seine Not und die daraus zu erklärende

Volkspsyche erkennt. Darum ist das Buch nicht
nur ein ausgezeichnetes Mittel, um die Siedlung
populär zu machen, sondern es ist auch Volkskritik,
an der die Fachwelt sich schulen kann· Dr. F. N.

»Groszstadtsanierung« — Gewinnung von Spiel-,
Sand- und Grünflächen in Neben- und

Seitenstraßen mit Nentabilitätsnachweis.

Herausgegeben von Dipl.-Ing. I. Goldmer-

stein und Professor K. Stodieck, Techn. Hoch-

schule Charlottenburg Verlag: Deutsche Bau-

zeitung Berlin SW. Preis NM 2,—.

Die städtebauliche Tätigkeit war bis 1929 vor-

nehmlich Stadterweiterung, die Bestrebungen zur

Besserung der Wohnverhältnisse kamen in erster
Linie den Neubaugebieten zugute. Nachdem nun-

mehr das Wachstum der großstädtischenSiedlun-

gen aus den bekannten außer- und innerpoliti-
schen Gründen zum Stillstand gekommen ist, ge-
winnen die Fragen der Sanierung von Altbau-

gebieten, besonders der Innenstadtgebiete, erhöhte
Bedeutung. —

DipI.-Ing. Goldmerstein und Prof. K. Stodieck

bringen in ihrer Schrift »Großstadtsanierung«für
die bisher am stärksten vernachlässigten Wohn-
gebiete am Rande der Geschäftsstadt (Eity), die

größte Siedlungsdichten bei fast vollständigem
Mangel an Erholungs- und Spielflächen auf-
weisen, ebenso neuartige wie wertvolle und vor

allem durchführbare Vorschläge für die Verbesse-
rung der Wohnverhältnisse

Am Beispiel einer Baublockgruppe des Stadt-

teiles Charlottenburg wird nachgewiesen, daß es

ohne finanzielle Mehrbelastung für die Städte

möglich ist, durch die Umwandlung von überflüssi-

gem Verkehrsraum in Neben- und Seitenstraßen
in Spiel-, Sand- und Grünflächen die Wohnver-
hältnisse bedeutend zu bessern und darüber hin-
aus das Sanierungsgebiet von unnötigem Ver-

kehr freizuhalten. In einer beigegebenen Kosten-
berechnung wird nachgewiesen, daß die in Vor-

schlag gebrachte Umwandlung der Straßen für die
Städte durchaus rentabel ist, in dem Sinne, »daß
einschließlichVerzinsung des aufzuwendenden Ka-

pitals mit den üblichen heutigen Ausgaben die

Umwandlung durchgeführt werden kann.«
·

Daß
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dem Vorschlag von allen Seiten der Interessenten
Bedeutung beigemessen wird, »ergibt sich daraus,
daß die sonst doch immer in einem Gegensatz
stehenden Interessenten sich hier für die Verwirk-

lichung dieses Vorschlages aussprechen und wün-

schen, daß der Verfuch einer Straßenumwandlung
möglichst bald unternommen wird-«

Die Schrift enthält Beiträge zu den Vorschlägen
der Verfasser von Prof. Erwin Barth, Reg.- und

Baurat Ernst Schuppan, Polizeipräsidium Berlin,
B. Gramfe, Berlin, 1. Vorfitzender des Landes-
verbandes Preußen im Bunde Deutscher Mieter-
vereine e. V., Carl Ladendorff M. d. L., Vor-

fitzender des Bundes der Berliner Haus- und

Grundbesitzer e. V., Dr. W. Elauß, Volkswirt-

fchaftlicher Referent der Einzelhandelsgemein-
fchaft Groß-Berlin e. V., und Else Budnowski,
Berlin. U.

Eingegangene Bücher
Die Vorschriften über den freiwilligen Arbeitsdienst.

Herausgegeben v. Regierungsrat Dr. Dr· Herrn-
stadt; Grüner-Verlag, Bernau. Preis RM 2.20.

Deutsche Siedlung. I. Teil: Gesamtdarstellung des

deutschen Siedlungswesens in allen Formen und
Spielarten.
Herausgegeben von Dr. rer. pol. G. A. Küppers,
Sonnenverg. Verlag: »Die GrundstückssWarte«,
Berlin-Charlottenburg 2. Preis NM 4.80.

Ihr massives Haus von RM 750,— ab. Präcis-
plattenbau: System Dr. Scheibe, Hamburg.
Herausgegeben von Dr. ing. Werner Scheibe,
Hamburg; Gerold-Verlag, Pößneck. RM 2.30.

Kameraden der Arbeit.

Herausgegeben von Friedrich Wilhelm Heinz;
Frundsberg-Verlag. Preis RM 5.90.

Die Siedlnng spricht.
Herausgegeben von Günther Krolzig; Hans Bott
Verlag, Berlin. Preis RM 2.65.

«

Siedeln? Mensch — wie sieht das aus?

Herausgegeben von Peter Martin Lampel, Rüdi-
get-Verlag (W. Kämmerer).

Die devisenrechtlichen Bestimmungen über Ausländer-

forderungen und das Kreditverbot gegenüber
Ausländern.

Herausgegeben von Dr. Wilhelm Thiele und Dr.
Aribert Elsholz ; Verlag Martin öc Ionske, Berlin.

Agrarkrisis und Siedlung in Mecklenburg und Pom-
mern.

Herausgegeben von Prof. Dr. Hans Iürgen
Seraphim; Verlag Paul Parey. Preis RM 5.80.

Beiträge zur Förderung der Landeskultur, Heft 8.

Herausgegeben von Deutsche Bodenkultur-Aktien-

gesellschaft.
Anlage- und Verbrauchskosten der Heiz- und Koch-

anlagen in bayerischen Siedlungen.
Herausgegeben von Dipl.-Ing. Robert Franz;
Verlag R. Oldenburg, München.

Die FLilkohnungswirtschaftHamburgs vor und nach dem

riege.
Herausgegeben von Dr. Ing. H. Peters; Ham-
burger Verlag für Grundeigentum und Woh-
nungswesen G. m. b. H.

Gesetze, Verordnungen nnd Erlaffe
Wohnungswefen

Runderlaß des Reichsfinanzministers zugleich im

Namen des Ministers des Innern vom 7. März
1933 — IFM KV 2 gen. 100X33, MdJ. IV, St. 298
— betr. Steuererleichterungen für den Hausbesitz.

Im Anschluß an den Runderlaß vom 7. Mai 1932
— KV 2. gen. 120 — (FMBI. S. 78) sind wegen der

erhöhten Notlage des Hausbesitzes die bisherigen
Grundsätze über die Steuererleichterungen für den

Hausbesitz dahin erweitert worden,
1. daß künftig bei der staatlichen Grundvermögen-

steuer (Grundbetrag) nicht nur wegen Leerstehens,
sondern auch wegen Billigervermietung, Mietaus-
falls und Betriebseinschränkung in eigengenutzten
gewerblichen Räumen Steuererleichterungen ge-
währt werden,

2. daß die Steuererleichterungen endgültig in Form
von Steuererlaß nach Maßgabe des § 14 Abs. 1 des

Grundvermögensteuergesetzes bewilligt werden, wo-

durch auch ein entsprechender Erlaß der Gemeinde-
zufchläge zur Grundvermögensteuer zwangsläufig
eintritt und

3. daß bei dem staatlichen Zuschlag zur Grundver-
mögensteuer und bei der Hauszinssteuer das bis-

herige Maß der Steuererleichterung erhöht wird.

Hierdurch soll im Rahmen des Möglichen dem Um-

ftande Rechnung getragen werden, daß beim Rück-

gang des Grundstücksertrags die allgemeinen Be-

wirtschaftungskosten des Grundstücks sich nicht im

gleichen Maße wie die Erträge mindern. Das er-
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höhte Maß der Hauszinssteuererleichterungen bei

Betriebseinschränkungen kann daher auch nur für
Eigentümerräume und nicht für vermietete Ge-
werberäume gewährt werden. Hierbei ist der Be-

griff der Eigennutzung nicht im rechtlichen, sondern
im wirtschaftlichen Sinne zu verstehen-

Durch die Neuregelung wird eine erhebliche Sen-

kung der Grundbesitzsteuern für notleidende Objekte
herbeigeführt werden. Der staatliche Zuschlag und die

Hauszinssteuer fallen künftig völlig aus, wenn der

Grundstücksbruttoertragdurch die obengenannten Um-

stände auf »Z; des der gesetzlichen Miete entsprechenden
Ertrags gesunken ift. Bei dem Grundbetrag der

Grundvermögensteuer und den Gemeindezuschlägen
muß es bei den unter 1. und 2· vorgesehenen, wesent-
lich erweiterten Erleichterungen bewenden.

·

Die Neuregelung tritt mit Wirkung vom Beginne
des Rechnungsjahres 1933 in Kraft; eine Rückwirkung
findet nicht statt.

, ·

Die Durchführung dieser Bestimmungen Im einzel-
nen erfolgt nach den vom Minister im gleichen Er-

laß aufgenommenen Ri tlinien.

( inMinBl. I Nr. 4 S. 46)

Reichsbaudarlehen für Eigenheime.«

Ausng aus dem Erlaß des PreußifchenMinisters
für Wirtschaft und Arbeit vom 7. 4. 33

— ZA II 7009 4X4 L —

Ergänzung der Vorschriften-
1. Die durch den Bau gewerblicher und ähn-

lich er Räume (kleine Läden, Ateliers, Praxis-



Ic-.Anträge von Bauunternehmern, Baugesellschaften

.Wenn Eigenheinie auf Erbbaugrund-

.Die Abgrenzung zwischen erlaubter

. Werden die Straßenbaukosten von der Ge-

. Der im Abschnitt 1 Ziffer 1 des Nunderlasses des

. Jn den Bewilligungsbescheiden ist zum Ausdruck zu

räume usw.) entstehenden anteiligen Kosten sind
bei der Prüfung, ob die zulässige Höchtgrenze der

Herstellungskosten für das Eigenheim ( b chnitt 11

Ziffer 4 der Bestimmungen vom 11. ovember

1932J überschritten ist, nicht in Ansatz zu bringen.
Die Mehrkoften für die gewerblichen Näume usw«

brauchen nicht ausschließlich aus dem Eigen-
kapital des Bauherrn gedeckt zu werden. Wird die

Baukosteiigrenze überschritten, muß jedoch ein

Eigenkapital von mindestens 40 v. H. der Gesamt-
herftellungskoften nachsiewiesenwerden. Dieses
Eigenkapital muß dem eichsbaudarlehn im Range
nachgehen.

usw. auf Bewilligung von Neichsbau-
darlehen für Gruppensiedlungen, d.

hzfsur mehrere zukünftige Eigenheime gleichzeitig,
durfen unter folgenden Bedingungen genehmigt
werden:

a) Für jedes einzelne Haus muß ein ernster Käufer
vorhanden und namentlich bestimmt sein.

h) Die späteren Eigentümer müssen über das er-

forderliche Eigenkapital verfügen, wofur der

Antragsteller den Nachweis zu erbringen hat.
Das Eigenkapital der Erwerber kann nicht durch
eine Nestkaufgeldhypothek für den Bauunterneh-
mer ersetzt werden.

c)’Der Bauherr hat möglichst bald nach der Fertig-
stellung des Baues die neuen Eigentums- und

Schuldverhaltnisfe mit den Erwerbern der

Eigelnheimeund der Bau- und Bodenbank zu
rege n.

stücken errichtet werden, ist bei der Berechnung
der Mindefthöhe des Eigenkapitals der Wert des

Erbbaurechts außer Ansatz zu lassen. Als Her-
stellungskoften sind lediglich die Bau- und Neben-
koften einzusetzen.

Bei der Feststellung des Nanges der Neichsbau-
darlehen ist der Erbbauzins entsprechend § 19

Abs. 2 der Verordnung über das Erbbaurecht vom

15. Januar 1919 (RGBl. S. 72) zu kapitalisieren
Als Kapitalisierungsfaktor ift die einem Zinsfuß

Pon
5 v. H. entsprechende Zahl 20 zugrunde zu

egen.

Selbsthilfe und verbotener Schwarz-
arbeit kann nicht allgemein geregelt werden,
sondern muß Ihrem Ermessen im Einzelfall über-
lassen bl.eiben. Eine gegenseitige unentgeltliche
Nachbarhilfe in bescheidenem Umfange wird jedoch
nicht als Schwarzarbeit angesehen werden können.
Das Ei»enkapital ausschließlich mit Selbst- oder

Nachbar ilfe zu belegen, ift unzulässig.

meinde auf längere Frist gegen Bestellung einer

Sicherungshypothek gestundet und von dem Bau-

herrn in Raten getil t, so sind die Straßenbau-
kosten bei der Bere nung des vorgeschriebenen
Eigenkapitalanteils in die Herstellungskoften nicht
einzubeziehen.

Herrn Ministers für Volkswohlfahrt vom 24. 11.

1932 — II 7100J"11. 11. — für den Beginn der

Bauarbeiten vorgesehene Termin (1. April
1933) wird aufgehoben. Die Bestimmung eines

Endtermins für den Beginn der Bauarbeiten
bleibt vorbehalten· Auf Beschleunigung des Bau-

beginns ist nach wie vor hinzuwirken·

bringen, daß die A u s z a h l u n g des Neichsbau-
darlehns in einer Summe erfolgt. Als sp ä te st e r

Auszahlungstermin ist der 1. Juli 1934 zu
benennen.
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8. Die Beträge für die Neichsbaudarlehen
sind künftig auf v o l l e 50,— NM abzurunden.

9. Vorbescheide und Bewilligungsbefcheide dürfen nur
von den Regierungspräsidenten erteilt werden.

Soweit bisher anders verfahren sein sollte, kann
es ausnahmsweise für die bereits erteilten Be-

willigungs- und Vorbefcheide fein Bewenden haben.

Bekanntmakhung über den Mieterschutz
vom 27. 4. 1933.

Der Neichsminister der Justiz hat im Reichsgesetz-
blatt Nr. 46 S. 235 auf Grund der 4. Notverordnung
des Neichspräsidenten vom 8. 12. 31 unter Aufhebung
der Bekanntmachung vom 27. 3. 32 (NGBl. l, 166i
den Wortlaut des Gesetzes über Mieterfchutz und

Mieteinigungsämter unter Berücksichtigung des Ge-

setzes über Näumungsfriften vom 29. 3. 33 (NGBl. .l.,
147) neu bekanntgemacht.

Außerordentliches Mietkündigungsrecht für
Beamte.

Am 7. April 1933 ist folgendes Gesetz über das

Kündigungsrecht der durch das GeseFzur Wiedersevstellung des Berufsbeamtentums etroffenen er-

sonen bekanntgegeben worden:

»Die Neichsregierung hat das folgende Gesetz be-

s lofsen, das hiermit verkündet wird:

§ 1. Wer nach den Vorschriften des Gesetzes zur
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom

7«.»April 1933 (Neichsgesetzbl. l S. 175) seine Be-

zuge» ganz oder teilweise verliert, kann ein Miet-

verhaltnis uber Räume, die er für sich oder seine
Familie gemietet hat, unter Einhaltung der gesetz-
lichen Frist kundigen. Die Kündigung kann nur für
den ersten Termin erfolgen, für den sie zulässig ift.

Entgegenstehende Vereinbarungen find unwirksam.

§ 2. Der Vermieter kann gegen die Kündigung
Widerspruch erheben. Ueber den Widerspruch ent-

scheidet das Amtsgericht. Die Kündigung ist für un-

wirksam zu erklären, wenn dem Mieter unter Be-

rücksichtigungder Verhältnisse beider Teile die Fort-
setzung des Mietverhältnisses zugemutet werden kann.

§ 3. Der Widerspru ist binnen zwei Wochen bei
dem Amtsgericht anu ringen, in defsen Bezirk die
Mieträume liegen. as Gericht hat dem Gegner eine
Abschrift zur Erklärung mitzuteilen. Die Beteiligten
haben ihre tatsächlichen Behauptungen glaubhaft zu
machen.

Die Entscheidung erfolgt durch Beschluß; sie kann

ohne mündliche Verhandlun ergehen. Gegen den

Beschluß findet sofortige Bescgwerdestatt. Eine wei-
tere Beschwerde findet nicht statt.

Die Gerichts- und Anwaltgebühren betragen zwei
Zehntel der Sätze des § 8 des Gerichtskostengesetzes
und des § 9 der Gebührenordnung für echts-
anwälte.«

Vorftädtifkhe Kleinfiedlungen
Erlaß des Preußischen Ministers für Wirtschaft
und Arbeit vom 28. April 1933 —- ZA 11 1003X20.
4. L —- betr. Vorstädtiskhe Kleinfiedlung für Er-

werbslose und Kurzarbeiter. (III. Aktion.)
I

»Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsarbeiw
minister stimme ich dem mir auf den Erlaß vom



16. März 1933 — ZA 11 1003-«20. 2. L. — eingereichten
Verteilungsvorschlage zu. Die Zustimmung bezieht
sich nur auf die Auswahl der Siedlungsorte und die

Anzahl der den einzelnen Orten zugeteilten Stellen.

Ich ersuche,»wegenDurchführung der Siedlungsvor-
haben unverzüglichdas Weitere zu veranlassen und

erfmachtigeSie, im Rahmen des Ihnen hiermit end-

gultig zugeteilten Betrages von RM. Be-

willigungsbiescheide zu erteilen. Soweit über die

Ihnen zugeteilten Mittel nicht innerhalb von zwei
Monaten durch Bewilligungsbescheide verfügt worden

ist, behalte ich mir die Zurückziehung der nicht ver-

wendeten Beträge vor.

Sofern an dem genehmigten Vorschlage noch Aen-

derungen vorgenommen werden müssen, sind mir diefe
anzuzeigen. Die Anzeigen sind in doppelter Aus-

fertigung vorzulegen.
Unter Bezugnahme auf Abschnitt l Ziffer 5 des er-

wähnten Erlasses weise ich erneut auf die Notwendig-
keit der Förderung von Kurzarbeitersiedlungen hin;
ich ersuche, dahin zu wirken, daß solche Siedlungen in

möglichst großer Zahl errichtet werden.

Eine Heraufsetzung der Reichsdarlehen über den

Regelsatz von 2250 RM hinaus bis zum Höchstbetrage
von 2500 RM kann nur ausnahmsweise — von

Fall zu Fall —- zugelassen werden, wenn nachgewiesen
ist, daß bei Anlegung eines strengen Maßstabes alle

Ersparnismöglichkeiten erschöpft sind.
Die Beträge zur Gewährung von Zusatzdarlehen
für kinderreiche Familien werden, soweit sie gemäß
Abschnitt I letzter Absatz des Erlafses vom 16. März
1933 — ZA jl 1003,-20. L. — bei mir schon an-

gefordert sind, oder noch angefordert werden, beson-
ders zur Verfügung gestellt.

11.

Die Deutsche Bau- und Bodenbank A.-G. in Berlin
W 8, Taubenftraße48,-49, wird die erforderlichen
Mittel durch Wechselkredit auf Grund von Akzep-

Träger oder, wenn diefe zur Ueber-

Akzeptverpflichtungen nicht geeignet
oder in der Lage find, auf Grund von Akzepten
anderer geeigneter Stellen beschaffen. Gemeinden
und Gemeindeverbände kommen als Akzeptanten nicht
in Frage. Diejenigen Stellen, die anstelle der Trä-

ger die Akzeptverpflichtungen übernehmen sollen, wer-

den Ihnen noch bekanntgegeben werden. In erster
Linie werden hierfür voraussichtlich die Heimftätten
(provinziellen Treuhandstellen für Wohnungs- und

Kleinsiedlungswesen) in Betracht kommen.

Die Träger, die Akzeptverpflichtungen übernehmen
können, sind zu veranlassen, fchon bei Einreichung der

Darlehnsanträge zu erklären, ob sie zur Uebernahme
des Akzepts bereit sind. Bejahendenfalls ist diese
Erklärung umgehend (schon vor Erteilung des Be-

willigungsbescheides) der Deutschen Bau- und Boden-
bank A.-G. mitzuteilen, damit diese in der Lage ist,
bis zum Eingang des Bewilligungsbefcheides die Ak-

zeptfähigkeit des Trägers zu prüfen.
Kommt jedoch eine andere Stelle als der Träger für

die Akzeptübernahme in Frage, so haben Sie diefer
Stelle Abschrift des Antrages möglichst umgehend zu

übersenden, damit sie sich ihrerseits über die Akzept-
übernahme schlüffig werden kann. Zu diesem Zwecke
hat der Antragsteller eine weitere Abschrift des An-

trages beizufügen.
Die Auszahlungen erfolgen in jedem Falle über

den Akzeptanten.

ten der

nahme von

I I»I.

Für die Verwendung der Reichsmittel wird noch
folgendes bestimmt:

a) Bei der Durchführung der vorstädtischen Klein-

fiedlung ist den veränderten politifchen Verhält-
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nissen in vollem Umfange Rechnung zu tragen.
Hierauf ist insbesondere bei Ihrer Zustimmung
zur Uebertragung der Trägerschaft auf gemein-
nützige Siedlungsunternehmungen zu achten.

b) Soweit Träger das Baugewerbe bei der Durch-
führung der vorstädtischen Kleinsiedlung einschal-
ten, ist dafür zu sorgen, daß das mittlere und
kleine Baugewerbe und das Handwerk bevorzugt
berücksichtigtwerden.

Kleingärten für Erwerbslofe und Kurzarbeiter
(1II. Aktion.)

Der PreußischeMinister für Wirtschaft und Arbeit

hat im Erlaß vom 19. 4. 33 — Z A le 2905X29. Z. Sch·
— an die Herren Regierungspräsidenten im Anschluß
an den Erlaß vom 16. Z. 33 — Z A I.1 1003-’20. 2. L. —-

über die Verteilung der Reichsmittel zur weiteren

Forderung von Kleingärten für Arbeitslose und

Kurzarbeiter — Ul. Aktion —- verfügt. Da nur ge-

ringe Mittel aus der Isl»1. Aktion für diesen Zweck
bereitgestellt werden, erwartet der Herr Minifter, daß
nur der notwendigste Bedarf an Kleingärten für Er-

werbslofe und Kurzarbeiter berücksichtigtwird. Be-

träge, über die bis zum 15. Juni 1933 nicht
durch Bewilligungsbescheid verfügt
worden ist, gelten als zurückgezogen.

»Wir heben aus dem Erlaß, der im Ministerialblatt
fur Wirtschaft und Arbeit abgedruckt werden wird,
folgende Bestimmungen hervor:

Als wesentliche Aenderungen gegen die

bisherigen Bestimmungen sind hervorzuheben:

1. Der Höchstbetrag des Reichsdarlehns
ist von 100 RM auf 70 RM je Kleingarten her-
abgesetzt, wobei zu beachten ist, daß der zulässige
Höchstsatzvon 70 RM nur in Ausnahmefällen ge-
währt werden soll; in der Regel wird mit einem

geringeren Betrage auszukommen sein·
2. Die Bewilligung der Reichsdarlehen

hat der Herr Reichsarbeitsminister der obersten
Landesbehörde oder der von ihr zu bestimmenden
Stelle übertragen. Demgemä übertrage ich hier-
mit die Bewilligung der Dar ehen auf die Regie-
rungspräsidenten, im Bereich der Stadtgemeinde
Berlin auf den Oberprafidenten in Charlotten-
burg und für das Gebiet des Siedlungsverbandes

IEisrsihrkohlenbezirkauf den Verbandspräfidenten in
en.

Das Darlehen wird, wie bisher, zur Hälfte nach
Abschluß des Darlehnsvertrages ohne besonderen
Antrag gezahlt. Die Auszahlun g des Restes
ist jedoch durch ihre Vermittlung nach dem vor-

·efchriebenen Muster b ei d e r D e u t s ch e n

s
au- und Bodenbank A.-G. zu beantragen.

Landwirtschaftliche Siedlung

Erlaß über die privaten Siedlungs-
unternehmungen.

Der Preußische Minister für Landwirtschaft, Do-
niänen und Forsten hat unter dem 6. April d. I. in

einem Erlaß — IV 3746 — 11 — zur Frage der pri-
vaten Siedlungsunternehmungen Stellung genommen.
In diesem Erlaß ist angeordnet:

1. daß die provinziellen Gesellskkafteman denen der

Staat meist ausschlaggebend eteili t ist, in erster
Linie bei der Beschaffung von iedlungsland,
beim Erwerb von Domänen, bei der Bewilligung
von Siedlungskrediten und Staatsbeihilfen zu
berücksichtigen sind,



2. daß neue private Siedlungsunternehmer nicht
mehr zugelassen werden dürfen,

Z. daß für die weitere Tätigkeit der bestehenden
privaten Siedlungsträger ein strenger Maßstab
anzulegen ist, der praktisch zu einer Stillegung
dieser Unternehmungen führen muß.

Geldmarkt

Neichsbeihilfen für Baugenossenschaften.

Der Minister für Wirtschaft und Arbeit hat im Er-

laß vom 8. 4. 33 Nr. Z A ,l«1 3304-’30· 3. Sch. (Mi-
nisterialblatt für Wirtschaft und Arbeit, Ausgabe A.
Nr. l9 vom 4. 5. 33) den Erlaß des Herrn Reichs-
iirbeitsministers vom 23. 3. 33 —— IV 1727-«33 Wo. —

mit einigen Erläuterungen bekanntgemacht. Im Er-

laß des Herrn Neichsarbeitsministers heißt es u. a.:

»Durch die Verordnung des Herrn Reichspräsidenten
über die Deutsche Zentralgenossenschaftskasse usw.
vom Oktober 1932 Kap. II § 2 (NGBI. 1 S. 503,
50EZ)ist die Neichsregierung ermächtigt worden, zur
Stutzung notleidender Baugenossenschaften BurgschAF
ten zu übernehmen und verlorene Zuschüsse und Dar-
lehen zu- geben. Die Anträge der Genossenschaften
auf Gewährung von Reichsbeihilfen sind an die Län-

der-zu richten und nach folgenden Grundsätzen zu
prüfen:

Es handelt sich um eine einmalige Maßnahme;«die
Verstärkung der Mittel ist ausgeschlossen, darum kön-

nen Voraussetzungen zur Gewährung einer Reichs-
beihilfe nur als gegeben angesehen werden, wenn die

Genossenschaften selbst das ihrige dazu beigetragen
haben, um den Notstand zu beheben, und Wenn die

privaten Gläubiger Entgegenkommen zeigen.

Die Maßnahme ist nicht zu beschränken auf Bau-

genossenschaften bestimmter
Art. Als Hilfsmaßnahme

kommt eineBürg chaft oder ein Darlehn in Frage,
wenn eine Zahlungsunfähigkeit zu beheben ist, da-

gegen ein einmaliger Zuschuß an Kapital, wenn eine

Unterbilanz zu beseitigen ist.
In Anlage 2 des Ministerialerlasses sind die An-

haltspunkte für die Prüfung der Vermögenslage der

Baugenossenschaften im einzelnen aufgeführt.
Im NGBI. l, 244 ist die Verordnung über »die

Bilanzerleichterungen für eingetragene Baugenossen-
schaften vom 4. 5. 33 veröffentlicht. Danach können
in Bilanz- und Iahresrechnungen für ein Geschäfts-
jahr, das in der Zeit vom 31· 12. 31 bis 30. «6.33

endet, beantragte Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln
auch dann berücksichtigt werden, wenn die Zuschusse
nach Abschluß des Geschäftsjahres bewilligt sind.

Beirat für Bausparkassen.

Nach dem Gesetz vom 22. April 1933 (NGBI. 1 215)
endet das Amt der Mitglieder des Versicherungsba-
rats und des Beirats für Bausparkassenbeim Reichs-
aufsichtsamt für Privatversicherung mit dem Ablauf
des 31. Mai 1933.

. · » .

Für die Neuernennung der Mitglieder fallt in Zu-
kunft die Mitwirkung des Reichsrats weg.

Verteilungsverordnung vom 30. 3. 1933.

Der Preußische Minister des Innern hat eine Ver-

ordnung zur Regelung des im·§ 45 der Verordnung
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung
Vorgesehenen Verteilungsverfahrens erlassen. (S. 101)
Diese Verordnung bringt einschneidendeBestimmun-
gen für alle Gläubiger der Gemeinden und Ge-

meindeverbände. Das in dieser Verordnung vorge-
sehene Verteilungsverfahren ist ein behordlich einge-
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leitetes Verfahren, das unter Aufrechterhaltung des

geordneten Ganges der Verwaltung und der Versor-
gung der Bevölkerung die Befriedigung der Gläubiger
aus Geldforderungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände durch Aussonderung und Verwendung ge-
meindlicher Einnahmen und Vermögenswerte zu för-
dern bestimmt ist.

Ueber die Einleitung eines Verteilungsverfahrens
beschließtdie Beschlußbehörde auf Antrag der Auf-
fichtsbehörde.

Zur. Durchführungdes Verteilungsverfahrens ord-

net die Beschlußbehörde die Einsetzung eines Treu-
handers an.

Von. der Verteilung gemeindlicher Einnahmen und

Vermogenswerte sind die laufenden und einmaligen
Ueberweisungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften
an»Gemeinden und Gemeindeverbände, sowie zweck-
bestimmte Zuwendungen des Reiches und Staates
und anderer offentlich-rechtlicher Körperschaften aus-

geschlossen.Desgleichensind gemeindliche Vermögens-
gegenstande, in die nach § 43 Abs. 3 der Verordnung
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung
vom 3. September 1932 die Zwangsvollstreckung nicht
zugelassen werden darf, von der Verteilung ausge-
schlossen.

Eine Verteilung ist nicht zulässig, soweit hierdurch
der geordnete Gang der Verwaltung oder die Versor-
gung der Bevölkerung in der Gemeinde (dem Ge-

meindeverbande) voraussichtlich gefährdet wird. Der

geordnete Gang der Verwaltung ist stets als gefährdet
anzusehen, wenn die Gemeinde (der Gemeindeverband)
nicht mehr imstande ist, die lebensnotwendigen Aus-
gaben aus ordentlichen Einnahmen zu bestreiten.

Vorweg zu befriedigen sind: die seit 1. April 1932

entstandenen und etwa noch entstehenden Forderungen
des Staates auf Ablieferung eingehobener Staats-

steuern, die Forderungen anderer öffentlich-rechtlicher
Korperschaftenauf Ablieferung der für ihre Rechnung
ein-gehobenen Beträge sowie die lebensnotwendigen
Ausgaben.

Der Minister des Innern ist befugt, die erforder-
lichen Ausführungsvorschriften zu erlassen. Die Ver-

ordnung ist mit dem Tage der Verkündung in Kraft
getreten, und tritt nach Ablauf von drei Jahren
außer Kraft.

Erleichterte Beschaffung zweiter Hypotheken.
Die Sächsische Regierung hat im Gesetz über die

Bildung eines staatlichen Bürgschaftssicherungsstocks
für zweitstelligen Grundkredit vom 12. 4. 1933 zur
Förderung des Kleinwohnungsbaues das Arbeits-
und Wohlfahrtsministerium ermächtigt, für den Frei-
staat Sachsen Bürgschaft für zweitstelligen Grundkredit
im Einzelfall zu übernehmen, so lange das Reich nicht
eine entsprechende Einrichtung schafft.

Zur Deckung der entstehenden Verluste wird ein
Teil der Mittel des Wohnungsbaustocks ur Ver-

fügung gestellt, der gesondert zu verwalten ist(Bürg-
schaftssicherungsstock). Den Betrag setzt das Arbeits-
und Wohlfahrtsministerium im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium jeweilig fest.

Die Bürgschaftsverpflichtungen dürfen insgesamt
das Zehnfache der jeweils zur Verfügung stehenden
Summe nicht übersteigen.

Der Bürgfchaftsficherungsstock untersteht dem Ar-
beits- und Wohlfahrtsministerium, das im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium die zur Ausfüh-
rung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften erläßt.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung
in Kraft.



Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfiirforgegefellfchaften
Gleichschaltung bei den Wohnungssürsorge-

gesellschasten.
Durch Erlaß des Preußischen Ministers für

Wirtschaft und Arbeit vom 28. 4. 33 ist bei den

Mitgliedgesellschaften der Arbeitsgemeinschaft der

preußischen provinziellen Heimstätten die Bildung
neuer Aufsichtsräte angeordnet worden.

Durch Beschluß des Preußischen Staatsministe-
riums ist Oberrevisor Willy Eutzmer zum kom-

missarischen Vorstand des Reichsverbandes der

Wohnungsfürsorgegesellschaften bestellt worden,
mit dem besonderen Auftrage, die Eleichschaltung
bei den preußischen provinziellen Wohnungsfür-
sorgegesellschaften durchzuführen.

Der bisherige Vorstand, Verwaltungsrat von

Eruner, war schon am 1. Mai auf seinen eigenen
Wunsch hauptamtlich als Vorstandsmitglied des

Neichsverbandes ausgeschieden.

Westsälische Heimstätte.
Herr Generaldirektor Dr. V o r m b r o ck ist

auf seinen Antrag hin durch den Oberpriisidenten

der Provinz Westfalen bis auf weiteres beurlaubt

worden. Bei der Westfälischen Heimstätte ist Herr
Dr. K r o p p als ehrenamtlicher Staatskommissar
berufen worden.

Brandenburgiskhe Heimstätte.
Der kommissarische Landesdirektor der Provinz

Brandenburg hat in seiner Eigenschaft als Staats-

kommissar der Brandenburgischen Heimstätte
unter Bezugnahme auf die 4 und 15 des

Neichsgesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums vom 7· 4. 33 den Direktor der Bran-

denburgischen Heimstätte, Herrn Richard L i n -

n e k e, mit sofortiger Wirkung beurlaubt, und die

Leitung der Brandenburgischen Heimstätte dem

Provinziallandtagsabgeordneten, Herrn Dr. Hans
W a g n e r , übertragen.

Bayerische Siedlungs- und Landbank.
Die Herren Professor Hofrat Dr. Busching

und Regierungsrat Dr. Rupert Vogt sind als

Eeschäftsführer der Bayerischen Siedlungs- und
Landbank bis auf weiteres beurlaubt.

Nachrichten des Bau- und Siedlungswefens
Wohnungstvirtfkhaft

Hauptverband Deutscher Baugenossenschaften.
Die Eleichschaltung ist nunmehr auch im Haupt-

verband Deutscher Baugenossenschaften und -Ee-

sellschaften e.V.durchgeführt. Der Eesamtvorstand
hat den Beschluß gefaßt, daß seine ehrenamtlichen
Mitglieder bis auf den Vorsitzenden ihre Aemter

niederlegen. Ministerialdirigent Eeheimrat Dr.
G l a ß , lder jetzige Vorsitzende des Hauptverbandes
Deutscher Baugenossenschaften und Gesellschaften,
ist zum Beauftragten des Preußischen Staatsmini-

steriums für die gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen bestellt und ermächtigt worden, die zur

Eleichschaltung der gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen und der Nevisionsverbände sowie
zur Vereinheitlichung des baugenossenschaftlichen
Verbandswesens erforderlichen Maßnahmen zu

ergreifen. Die Gleichschaltung in der gemein-
nützigen Bauvereinsbewegung vollzieht sich auf
völlig legalen, durch Satzung und Gesetz vorge-

schriebenen Wegen.

Bund Deutscher Architekten.
Wie der Bund Deutscher Architekten mitteilt,

wurde in der Hauptverfammlung des Bundes

Deutscher Architekten, Landesbezirk Brandenburg,
am 24. April 1933 zum alleinigen Vorsitzenden und
Leiter Architekt Dipl.-Jng. L ö r ch e r (NSDAP.),
Berlin, gewählt. Damit ist auch hier die Gleich-
schaltung mit dem Kampfbund für Deutsche Kul-
tur in der NSDAP. vollzogen.

Neichsbund Deutscher Technik.
Der bisherige Vorsitzende des Neichsbundes

Deutscher Technik, Prof. Dr.-Jng. Fritz Eersten-
berg, hat sein Amt niedergelegt. Zu seinem Nach-
folger wurde auf einstimmigen Vorstandsbeschluß
der nationalsozialistische Reichstagsabgeordnete
Dipl.-Jng· Gottfried F e d e r ernannt. Zu seinem
Stellvertreter wurde Dipl.-Jng. Hugo Hoffmann
(NSDAP.) bestellt.

Die Bautätigkeit im Februar 1933.
Der Februar brachte eine nennenswerte Bele-

bung der Wohnbautätigkeit. Bauanträge, Bau-

erlaubnisse und Baubeginne nahmen gegenüber
dem Vormonat und besonders erheblich gegenüber
Februar 1932 zu. Auch die Zahl der Bauvollen-

dungen war größer als im Vorjahr, blieb jedoch
hinter der Bauleistung vom Januar zurück.

Jnsgesamt wurden in sämtlichen Städten mit

10000 und mehr Einwohnern 4900 Wohnungen
fertiggestellt, 300 oder 6 v. H· weniger als im

Januar, aber 900 (21 v. H.) mehr als im Februar
des vergangenen Jahres. Die Zahl der Bau-

beginne (1600 Wohnungen) war gegenüber dem
Vormonat um 13 v. H., gegenüber dem Vorjahr.
um 78 v· H· größer. Bauerlaubnisse wurden für
2800 Wohnungen erteilt; das Ergebnis übertraf
das vom Januar um 25 v. H., das vom Februar
1932 um 28,5 v. H. Bei den Bauanträgen ergab
sich eine Steigerung um etwa 3 v. H. gegen
Januar und um 41 v. H. gegenüber dem Vorjahr.

Der vorliegenden Auslage dieser Zeitschrift liegt ein Prospekt des Verlages Paul Parey, Berlin SW 11, über
nDie gärtnerische Siedlung in Deutschlandu von Dr. Johannes Neinhold bei.
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Wohnungswirtschastliche Gesetze.
Nach einer Zusammenstellung von Prof. Dr.

Bruch Münster, bestehen zur Zeit im Reich und

in den Ländern insgesamt 2867 Gesetze und Ver-

ordnungen auf dem Gebiete des Bau- und Woh-
nungswesens, ohne die örtlichen Polizeivor-
schriften.

Nebenberuflikhe Landsiedlung
Der Neichsverband der Wohnungsfürsorge-

gesellschaften e. V. hat in der Pressebesprechung
vom 27. April 1933 der Oeffentlichkeit die Denk-

schrift
»Arbeitsbeschaffungdurch nebenberufliche

Landsiedlung«

übergeben. (Märzheft von »Siedlung und Wirt-

schaft«-Zeitschrift für das gesamte Siedlungs- und

Wohnungswefen, Sonderdruck, zu beziehen durch
den Verlag »Die Grundstücks-Warte«,Charlotten-
burg 2, Hardenbergstraße 13, zUM Preise Von

1,50 NM.)
Der Vorstand des Reichsverbandes der Woh-

nungsfiirsorgegesellschaften gab in der Pressebe-
sprechung zunächst einen Ueberblick über Grün-

dung und Entwicklung der W.F.Ges. (jetzt »pro-
vinzielle Treuhandstellen für Wohnungs- und

Kleinsiedlungswesen«) und führte dann zu der

Denkfchrift u. a. ergänzend aus:

In der Denkschrift »Arbeitsbeschaffung durch
nebenberufliche Landsiedlung«, an deren Ent-

stehung auf Anregung des früheren Neichsarbeits-
minifters Dr. Brauns, maßgebende Fachleute
aus Behörden, öffentlichen Verbänden und den

beteiligten Wirtschaftskreisen mitgewirkt haben,
ist der Weg zur planmäßigen Ansiedlung weiter

Kreise unseres Volkes im Rahmen des Vier-

jahres-Programms des Neichskanzlers mit dem

Ziel gekennzeichnet, durch Verbindung von Kurz-
arbeit und nebenberuflicher Landsiedlung die Ar-

beitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Bei plan-
mäßiger Beeinflussung der Wirtschaftsentwicklung
würden in erster Linie Neichsbahn, Reichspost,
auch die Hilfspolizei und andere jährlich einen

bestimmten Prozentsatz ihrer Arbeiter und Be-

amten nebenberuflich ansiedeln und in Kurzarbeit
beschäftigen können.

Die übrigen nebenberuflichen Landsiedlungen
werden in erster Linie für solche Arbeitnehmer im

Gewerbe, Handel und Verkehr geschaffen, deren

Arbeitgeber sich zur Einführung von Kurzarbeit
bereit erklären. Bei planmäßiger Aufklärung
über den volkswirtschaftlichen Wert der neben-

beruflichen Landsiedlung werden sich Arbeitgeber
und Arbeitnehmer in der praktischen Förderung
der nebenberuflichen Landsiedlung finden.

Auch in der privaten Wirtschaft wird in zahl-
reithen Zweigen die Einführung von Kurzarbeit
und der nebenberuflichen Ansiedlung eines großen
Teils der Arbeiter möglich sein, sobald die Leiter
dieser Betriebe von der sozialen Notwendigkeit
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dieser Maßnahme überzeugt sein werden. Voraus-

setzung für die Durchführbarkeit des Planes ist
ein geordnetes Ineinandergreifen von Arbeits-

beschaffung, Arbeitsdienst, Wirtschaftsplanung,
Landbeschaffung und Siedlererfassung in zen-

traler, regionaler und örtlicher Instanz.
Das große Ziel ist, entsprechend dem vom

Neichsarbeitsminister Seldte öffentlich verkün-
deten Programm, jeden deutschen Arbeiter wie-

der in, wenn auch verkürzte, Arbeit zu bringen,
zugleich eine möglichst große Anzahl von deutschen
Arbeiterfamilien mit’dem Boden des deutschen
Vaterlandes zu verwurzeln und damit zur prakt-
tischen Verwirklichung des Gedankens der natio-

nalen und fozialen Gemeinschaft des ganzen deut-

schen Volkes beizutragen.

Landwirtschaftlikhe Siedlung
Neue Leitung in der Deutschen Siedlungsbank.

Aus dem Verwaltungsrat der Deutschen Sied-

lungsbank, dem zentralen Finanzierungsinstitut
für die ländliche Siedlung, sind ausgefchiedent
Dr. Hermes, Direktor Luebke, Dr. Schauff und

Schmidt-Köpenick, alle Angehörige der früher
regierenden Parteien. Weiter schieden aus Graf
Schwerin-Wildenhof und der Landarbeiterver-
treter Franz Behrens. Neu in den Verwaltungs-
rat berufen sind u. a. der mecklenburgische Mini-

sterpräsident Granzow und als dessen Stellver-
treter Gutsbesitzer Engel; der Berliner Gaufach-
berater Dr. Kümmer, der Siedlungsfachmann der

NSDAP Edmund Schmidt, München, Landes-
kulturdirektor Glasow, Frankfurt-Oder, der Di-

rektor der »Eigenen Scholle«, Uhlemann, Dr.

Wentzel vom Neichslandbund, der deutschnationale
Landtagsabgeordnete Schwecht und der Land-

arbeiterführer Wolff. Der neue Vorsitz des Ver-

waltungsrats wird von Neichsinnenminister a. D.

Freiherrn von Gayl und Regierungsrat a. D.

Maßmann gebildet. Der neue Vorstand wird

demnächstberufen werden.

Die gegen den bisherigen Direktor Becker

von der Deutschen Siedlungsbank erhobenen Vor-

würfe wegen pflichtwidrigen Verhaltens haben
fich nach einstimmiger Feststellung eines von der

Verwaltung der Deutschen Siedlungsbank einge-
setzten Ausschusses als unbegründet erwiesen. Nach
Abschluß der Prüfung ist Direktor Becker auf
seinen Antrag aus seinem Amte bei der Deutschen
Siedlungsbank entlassen worden.

Geldmarkt

Bisherige Ergebnisse und Stand der Bauspar-
kassenaussicht.

.

Bis zum 22. April 1933 wurden vom Reichs-
auffichtsamt für Privatversicherung insgesamt 31

Bausparkaffen zum Geschäftsbetrieb zugelassen,
hierzu kommen die ohne Verwaltungsakt zum Ge-
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schäftsbetrieb berechtigten 13 Bausparkassen, sodaß
insgesamt 44 Bausparkassen Berechtigung zum Ge-

schäftsbetrieb besitzen. 67 Bausparkaser wurde

bisher der Geschäftsbetrieb untersagt bzw. gegen

sie Konkursantrag gestellt.

I. Kraft Gesetzes zum Geschäftsbetrieb berechtigte

10.

11.

13.

csl

li.

.Münchener Baufpar AG., München 2, NW 8,

10.
11.

12.

13.

14.

. Nordwestdeutsche

16.

· Deutsch

. Deutsche

. Gemeinnützige

. »Gwo«

. Beamtenbausparkasse

. CCN Bausparkasse

. Kosmos-Baufparkafse

Bausparkassem
. »Deutschland« Baufpar-Aktiengesellschaft f. Stadt

und Land, Berlin-Lankwitz, Calandrellistr. 40.
. Deutsche Bau- u. Siedlungsgemeinfchaft eGmbH.,

Darmftadt, Heinrichftr· 2.
er Sparerbund für Eigenheime eGmbH.,

Düsseldorf, Oststr· 98.

»
Eigenheimgesellschaft und Siedlungs-

genossenschaft mbH., Frankfurt a. M., Platz der

Nepublik 4.

·Baufparkasfe Hamburg eGmbH., Hamburg 36,
Große Bleichen 12—14·

’. Neue deutsche Kreditanstalt eGmbH., Hannover,
Prinzenstr. 6.

Deutsche Hypotheken-Entschul-
dungsbank eGmbH., Koblenz, Clemensplatz 9.

. Deutsche Bau- u. Wirtschaftsgemeinfchaft eGmbH.,

9.
Köln a· Nh., Niehler Str. 31a.

Bausparkasse »Gemeinschaft der Freunde Wüsten-
rot« Gemeinnützige GmbH., Ludwigsburg, Soli-
tudeallee 84.
Bau- und Siedlungsverein Oberursel eGmbH-,
Oberursel, Zeppelinstr. 1.

»

Süddeutsche Eigenheimgesellfchaft eGmbH., Offen-
burg, Hauptstr. 23.

«

Gemeinnützige Bauspar- und Kreditge-
nossenschaft Eigenheim und Wohlstand —-

eGmbH., Stuttgart, Kronprinzenstr. 38.

Landwirtschaftliche Genossenschafts-Zentralkasse
eGmbH., Stuttgart, Alleeftr. 15.

II. Vom Neichsaufichtsamt zugelassene
Bausparkaffem

.Bausparlloyd Aktiengesellschaft,Berlin W 50,
Nürnberger Str· 53—oo.

Heimftättengesellfchaft der

deutschen Beamtenfchaft mbH., Berlin NW 87,
Lessingstr. 11.

«. Hanseatische Bausparkasse eGmbH., Hamburg BG,
Büschstraße 1.

.Deutscher Bausparer AG., Köln a. Rh., Hohen-
zollernring 33.

. Bausparkasse »Das Heim« eGmbH., Krefeld, Kö-
nigstraße 186.

Bausparkasse Deutsche Baugemeinschaft AG., Leip-
zig 22, Kaiser-Friedrich-Str. BA.

Arnulfstraße 26.

«

eGmbH., Sitz Stuttgart,
Neichsgeschäftsstelle in Leonberg bei Stuttgart,
Postfach 18.

AG., Stuttgart, Pfizer-
ftrasze 5——7.
Heimstatt GmbH·, Berlin W 9. Schellinstr. 10-1»1.
Baugemeinschast Hersbruck Bezirksbaufparkasse
eGmbH., Hersbruck (Bayern). Steinbergweg 1.

Bausparkasse Wiesbaden-Biebrich eGmbH., Wies-

baden-Biebrich, Hochstr. 6.»
Bau- und Wirtschafts AG. Bausparkasse Mainz,
Mainz. Kaiser-Ecke, Gartenfeldstraße
Wirtschaftsbund Deutscher Bausparer GmbH-, Os-

nabrück, Kamp. 79.

Bauspar- und Gntschuldungs-
kasfe GmbH., Bielefeld, Lutterstr. 20.

Bausparkasse Germania AG., Köln a. Nh., Unter-

Sachsenhausen 29—31.
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17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.
27.
28.

29.

30.
31.

III.

. Alemania Bauspar-

.,.Säntis« Erste deutsch-schweizerische Bau-

Deutsche Allgemeine Bausparkasse Aktiengesell-

chlhlrkft(5b1sherSolid), Bonn a. Nh., Meckenheimer
ee .

Bausparkasse »Brücke zum Wohlstand« eGmbH.
Hamburg 36, Königftr. 7.

Gemeinnützige Spargenossens aft
Hohenthel —— Sparsi — e mbH.,
Htw., Widerholdstraße 9.

»De»utfcherRhein« Bausparkassen-Aktiengefell-
schaft, Koln a. Rh., Hohenzollernring 54.

Baterhaus Bausparkasse GmbH., Pforzheim,
Westeiche 35, Am Leopoldplatz.
Bausparkasse Schwarzwald Bauspar- und Ent-

schuldungs-Gesellschaft mbH., Pforzheim, Bleich-
straße 32.

Neudeutfche Bausparkasse GmbH., Hamburg 36

Klopftockftraße 2.

Neichsdeutsche Bausparkasse AG., Köln a· Rl)·,
Kaiser-Wilhelm-Ring 44.

lekania
AG. Bausparkasse, Düfseldorf, Industrie-

aus.

Bauwirtring AG., Bremen, Breitenweg 10.

Zweckfparverband für Eigenheime AG., Aachen.
Gemeinschaft der Bau- und Hypothekensparer
eGmbH., Frankfurt a. M. -

geimbauAktiengesellschaft, Freudenberg, Kreis

regen.
Neue Bausparkasse GmbH., Wüstenrot.
Süd-Union Grundstücks-, Kredit- und Entschul-
dungs-GmbH., Stuttgart.

Bausparkaser, gegen die vom Neichsaufsichts-
amt Konkursantrag geftellt wurde-

a) rechtskräftige Entscheidungen:

)

Singen am

Singen a.

!

. Bau- und Siedlungssparkasfe «DeutscheHeimat«
GmbH., Berlin.

. Deutfcher Baubund eGmbH., Magdeburg.

. Wirtschaftshilfe AG. für Verwaltung und Finan-
zierung, Frankfurt a. M.

. Baugesellschaft Carolus GmbH.. Frankfurt a. M.

. Nürnberger Bauspar GmbH., Nürnberg.
'. Mitteldeutefche Bau- und Hypotheken-Sparkasse

eGmbH., Grfurt.
. Ghag Gigenheim und Hypotheken AG., Hamburg.
· »Die Hilfe«, Allgemeine Bauspar- und Entschul-

dungskasse GmbH., Osnabrück.

·

und Hypotheken-Entschul-
dungs-Gtan., Berlin.

. Allgemeine Bauspar-Eigenheim- und Wirtschafts-
gemeinfchaft eGmbH., Köln a. Nh

.. Bauspar-Aktiengesellschaft, Bremen.
«. Rheinische Bausparkasse GmbH., Essen.

· Allgemeine Bauspar- und Zweckfparkasse GmbH.,
Dortmund.

· Bausparer-Gilde Bausparkasse GmbH., Essen.
· Bausparkasse Roland AG., Köln a. Rh·
. Zenith Baufpargesellschaft mbH., Nürnberg.
. Terra

’

. Bauhilfe eGmbH·, Berlin.

.Neichsheim Bausparkasse AG» Berlin.

.Selbsthilfe Gemeinnützige Eigenheim-Bau- und

Nuova AG., Berlin·

Spargesellschaft mbH.. Hannover.
. Deutsche Permanent Bausparkasse GmbH-. Berlin.

.Deutsche Allgemeine Bausparkasse GmbH., Han-
NOVer.

.Ba;erländischeBausparkasse GmbH., Neustadt
a .

’

. Baubund Fortuna eGmbH., Frankfurt a. M.
-· Bausparkasse Adler GmbH.. Hannover.
·,,Europa« Bausparkasse eGmbH., Osnabrück.
· »Bauspar« Allgemeine Bauspar-Gesellschaft für

Haus- und Grundbesitz mbH·, Dortmund
dun

Hypotheken-Spar-Gesellschaft mbH.. Wiesbaden.
. »Sonne« Zwecksparkasse AG., Berlin.



30.
älllcredwAllgemeine Eredit-Aktiengesellschaft,

ettin.
31. »Sedina« Ostdeutsche Bauspargemeinschaft

eGmbH., Augustwalde b. Stettin.
32. Vereinigte Rheinisch-Westfälischeund Ebag-Bau-

sparkasse AG. in Liqu., Köln a· Rh.
33. Bausparkasse »Rhenania« AG., Köln a. Rh.

»

34. Merkuria-Volkstarif Zweck- und Bausparkasse
Gn1b»H.,Heidelberg.

35. Bausparkasse »Mein Vaterland« eGmbH., Glad-»
bach-.Rheydt.

36. Deutsche Eigenheim Bauspar AG, Essen.

b) noch nicht rechtskräftige
, Entscheidungen:
37. VolksbvauAktiengesellschaft, Berlin.
:-38. Deutsche Heimaterde GmbH., Wüstenrot. .

39. »Arminia« Deutsche Bauspar GmbH., Ver-Im-
40. »Baoaria«·Selbsthilfe-Bauspar-GmbH., AUngUrg-

1v. Bausparkassen, denen der Geschäftsbetrieb
untersagt wurde:

:1)rechtskräftige Entscheidungen:
l. Eigenscholle Siedlungx und Bauspar-GmbH.,

Tharandt. » »

. Spar- und Kreditgemeinschaft Vausparkasse AG.,
Dresden.

« »

.Hypotheken- und Vaukredit-Genossenschaft Hybag
eGian., Dresden.

·

· Stuttgarter Bausparkasse GmbH., Stuttgart.
. Vavaria Selbsthilfe Bauspar-GmbH.. Au·gsburg.

'. Quelle Allgemeine Zwecksparkasse Gniby., Stutt-

art. «

. EFreiesHeim Bauspar AG.. Köln a.»Nl).

. Allgemeine Bausparkasse GmbHY Koln a. Rh.

. Deutsche Wirtschaftshilfe Bausparkasse GmbH.,
Bielefeld.

» . » »

10. Phoenix Entschuldungs-Hilfsgememschaft u. Bau-

sparkasse GmbH.. Bielefeld.
. » «

11. Kasse der Genossenschaft Bauhtlfe AG, Berlin.

12. Thuringia AG., Eisenach.
»

13. Rheinland AG. Bausparkasse, Koln a.»Nh.
14. Bau- und Kreditgenossenschaft eGmbH» Zanow

i. Vom.
15· HeixidnstättenfiirsorgeSiedlungs- und·Bausparkasse

fiir Wohn- und Wirtschaftsheimstatten GmbH.,
Berlin.

16. Mitteldeutsche Zweckfpar-Gesellschaft mbH., Mag-
deburg. .

17. Heimkreditgesellschaft mbH., Berlin.
18. Central-Bausparkasse AG.. Berlin;
19. Westdeutsche Bausparbank eGmbH., Gladbach-

Rheydt.

II

IIUZ
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20. Vaudag AG. für Baudarlehen- und Hypotheken- -

Ablö ung, Aachen.
» »

21. BausfparkasseRoland AG» Köln a. Rh.

b) noch nicht rechtskräftige
Entscheidunfgent »

«

22. Allgemeine Bausparkasse FriedebergJNm eGmbH.,

FriedebergXNm «

23. stelka Wetdeutsche Hypothekendarlehns-. Bau-

spaLr-und LändwirtschEntschuldungskasseGmbH·,
Bonn. »

.

c)4 Heimstätten-BausparkasseGmbH., Heidelberg.
Zss d Bau argesenschaft mbH., München.
?.gkiedrdleauntscheBastkkredivAGBausparkasse, Munchen

2-- »Heimbau« Entschuldungs-Ges.eGmbH., Durs-

burg.

V« Entscheidungen der Senatssitzung
vom 28. April 1933:

·

1· HeimstättenfiirspkgeSiedluugs- gnd Bausparbtaspe
für Wohn- und WirtschaftshekmitatteuG. m. . H.
in Berlin.
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Das bei der Gesellschaft bestehende Zahlungs-
verbot wird bis zum 30. September 1933 ver-

längert.
2. Mitteldeutsche Zweckspar-Gefellschaft m. b. H. in

Magdeburg.
Der Antrag auf Eröffnung des Konkurses über

das Vermögen dieser Bausparkasse ist zu stellen.

Die Boden- und Kommunalkreditinstitute
im Jahre 1932.

Bei den Hypothekenbanken, Landschaften, Stadt-

schaften, Landesbanken, Girozentralen und ande-

ren Boden- und Kommunalkreditinstituten hat
sich der Umlauf an Pfa.ndbriefen, Kommunal-

obligationen und ähnlichen Schuldverschreibungen
im Jahre 1932 um mehr als Milliarden NM

(557 Mill. NM) vermindert· Zur Rückzahlung
von Hypotheken wurden den Instituten Pfand-
briefe zurückgereicht; im Zusammenhang mit der

Kursregulierung haben die Anstalten Schuldver-
schreibungen zurückgenommen; die in Form der

Tilgungsanleihen begebenen Schuldverschreibun-
gen wurden gemäß der Tilgungspläne getilgt.
In diesen drei Formen sind insgesamt 916,3 Mill.

RM Wertpapiere aus dem Verkehr zurückgeflossen.
Demgegenüber sind Neuemissionen nicht erfolgt;
nur die Osthilfeentschuldungsbriefe der Deutschen
Rentenbanksind (mit 2 Mill. NM) als Zugang
zu Vermerken. Im Zusammenhang mit der Kurs-

regulierung haben die Institute jedoch früher auf-
genommene Wertpapiere in den Markt zurück-
gegeben; daraus ergibt sich ein Zugang von

359,3 Mill. NM.

In der mehr als 100jährigen Entwicklung der

Bodenkreditinstitute in Deutschland war der Fall
bisher noch nicht vorgekommen, daß sich der Um-

lauf innerhalb eines Jahres absolut Verminderte

Die Dollarentwertung.
Die Vereinigten Staaten Von Amerika haben

am 20. April ein Goldausfuhrverbot erlassen, das

praktisch die Aufgabe des Goldstandards der

Dollarwährung bedeutet. Dabei handelt es sich
jedoch nicht um die zwangsläufige Folge einer

zerrütteten Zahlungsbilanz, sondern um eine teils

innerwirtschaftlich, teils politisch bedingte Maß-
nahme. Die Handelsbilanz der Vereinigten
Staaten ist aktiv; die Auslandsforderungen sind
größer als die Auslandsverpflichtungen; der

Goldbestand der Vereinigten Staaten (rund
18 Mrd. NM) würde ausreichen, um auch sehr
starken Anforderungen gerecht zu werden.

Zinsermäszigung bei Sparkassenhypotheken.
Nach verschiedenen Meldungen haben Spar-

kassen in den Provinzen ihre Hypothekenziner
einschl. der Verwaltungskostenbeiträge auf 55 bis
GZ gesenkt. Auch für kommunale Darlehen find
entsprechende Erleichterungen gewährt worden;
teilweise auch für Kontokorrentkredite

«

Die Neichsfinanzen im Februar.
Im Februar beliefen sich die Einnahmen des



Reiches auf 406,8 Mill. NM gegen 424,9 Mill.

NM im Januar und 444,5 Mill. RM im ent-

sprechenden Monat des Vorvierteljahres.
Die ordentlichen und außerordentlichen Aus-

gaben des Reiches waren im Berichtsmonat mit

484,8 Mill. NM um 78,0 Mill. RM höher als die

Einnahmen (im Vormonat um 84,5 Mill. RM

und im November 76,0 Mill. NM).

Auszahlungsiibcrschusz bei den preußischen Spar-
kassen im März 1933.

Die Statistik der preußischen Sparkasfen zeigt
für März wieder einen Auszahlungsüberschusz,
und zwar in Höhe von 2 Mill. RM (Februar:
28,5 Mill. RM Einzahlungsüberschusz). Der

Grund hierfür sei in dem starken Anwachsen der

Auszahlungen von 220 Mill. NM im Februar
auf 275 Mill. NM im März zu suchen. Der

Spareinlagenbestand hat sich insgesamt um

8 Mill. RM auf 6271,2 Mill. NM erhöht.

Wirtschaftszahlen

Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1933

Nach dem Gesetz vom 12. April 1933 (N.GBI. I,

199) wird im Jahre 1933 im ganzen Deutschen
Reich mit Ausnahme des Saargebiets eine Volks-

zählung vorgenommen.
Mit der Volkszählung wird eine Berufs- sowie

landwirtschaftliche und gewerbliche Betriebs-zäh-
lung verbunden. Die statistischen Ausnahmen
werden von den Landesregierungen bewirkt.

Hierbei können geeignete Personen als Zähler

herangezogen werden. Die unmittelbare Aus-

führung der Zahlung obliegt den Gemeinde-

behörden.

Der deutsche Auszenhandel im März 1933.

Ein- und Aussuhr sind im März gestiegen. Die

Einfuhr hat von 347 Mill. NM im Februar auf
362 Mill. NM, d. h. um rd· 4 v. H. zugenommen.

Die Aussuhr ist von 374 Mill. RM im Februar
auf 426 Mill. NM, d. h. um rd. 14 v. H. gestiegen.

An der Steigerung der Gesamtausfuhr scheint,
soweit sich jetzt schon übersehen läßt, die über-

wiegende Zahl der Absatzländer beteiligt zu sein.
Zugenommen hat insbesondere die Aussuhr nach
Russland (UdSSN.), die in den Vormonaten

allerdings stark gesunken war, ferner nach Frank-
reich, den Niederlanden, Danzig (Wasserfahr-
zeuge) und nach der Schweiz.

Die Handelsbilanz schließt im März mit einem

Ausfuhrüberschuß von 64 Mill. NM im Vormonat

ab.

Weiterer Rückgang der Arbeitslosenzahl.

Nach dem Bericht der Neichsanstalt für Arbeits-

Vermittlung und Arbeitslosenversicherung für die

Zeit vom 1. bis 15. April dieses Jahres ist eine

weitere Entlastung auf dem Arbeits-
m a r kt zu verzeichnen. Jn der Berichtszeit fiel
die Zahl der Erwerbslosen um wei-

te r e 69 000 auf rund 5530 000. Gegenüber dem

Höchststand der winterlichen Arbeitslosigkeit ist
eine Entlastung um rund 518000 ein-

g et r et e n, gegenüber einer Entlastung im

Vorjahr von nur rund 195 000.

Jn der Zeit vom 16.—30. April verminderte sich
die Zahl der Arbeitslosen um 196 000, oder um

3,6 vom Hundert, auf rund 5 333 000.

Die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe.
Die monatliche Arbeitslosenstatistik des Zen-

tralverbandes christlicher Bauarbeiter Deutsch-
lands weist Ende März folgende, die darnieder-

Iiegende Bauwirtschaft beleuchtende Zahlen auf:
Jnsgesamt waren im Neichsdurchschnitt Ende

März 85,91 Prozent der Mitglieder arbeitslos.
Es ist also wiederum eine kleine Besserung ge-

genüber dem Vormonat (89,48 Prozent) ein-

getreten und zwar um 3,90 Prozent. 1932 betrug
die Zahl der Beschäftigungslosen Ende März
91,91 Prozent. Die jetzige Arbeitslosenzahl ist
somit gegen den Vergleichsmonat des Vorjahres
um 6,53 Prozent niedriger. Die Arbeitslosen-
zahlen des berichtenden Verbandes für den Monat

März der letzten Jahre sind folgende:
im März 1927 = 25,00 Z

» »
1928 = 31,1() Z

» »
: Z

» »

= M
1931 = 78,63 Z

» »
1932 = 91,91

Auf die einzelnen Landesarbeitsamtsbezirke
entfallen von dem berichtenden Verband folgende
Prozentzahlen:

1. Ostpreußen . . . . . . . . . . 90,80 Z
2. Schlesien . . . . . . . . . . . 87,76 Z
3. Brandenburg . . . · . . . . . 81,17Z
4. Pommern . . . . . . . . . . 91,66 Z
5. Nordmark . . . . . . . . . . 96,49Z
6. Niedersachsen . . . . . . . . . 82,75 Z
7. Westfalen . . . . . . . . . . . 86,87 Z
8. Nheinland . . . . . . . . . . . 88,20 Z
9. Hessen . · . . . . . . . . . . 87,05 Z

10. Mitteldeutschland . . . . . . . 80,()0 Z
11. Sachsen . . . . . . . . . . . . 93,19Z
12. Bayern . . . . . . . . . . · 82,73Z
13. Südwestdeutschland . . . . . . . 81,09 Z

Großhandelspreise und Lebenshaltungskosten
im März und April.

Die Gesamtindexziffer der Großhandelspreise
lag Mitte März mit 90,8 fast wieder auf dem

Tiefstand von Anfang Februar d. Js. (90,5). Bis

zum Ende des Monats stieg sie auf 90,9 (Monats-
durchschnitt 91,1). Sie betrug am 5. April 90,5,
am 19. April 90,8. -

Die Neichsindexziffer für Lebenshaltungskosten
ist im März weiter zurückgegangen Jm Monats-

durchschnitt ist sie mit 116,6 um 0,3 v. H. niedriger
als im Durchschnitt Februar.
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